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Den \Vindmüllern bläst eine 
steife Brise ins Gesicht 

Von Bernd Strebe 

Oldeaburc/ Aurich 
Den Freunden sanfter Energie, die Vor 

allem die lauen Lüftchen an der Küste in 
elektrischen Strom umwandeln möchten, 
bläst eine steife Brise ins Gesicht. Weil sie 

!~l~g:~o/~t~~~!~s~:t ;:h~;i~~edf:t:: 
z1rksregierung Weser-Ems veranlaßt, steu­
ernd einzugreifen. Die Oldenburger Be-­
horde hat an die Kommunen Tips verteilt, 
wie man einen Wald voil Wind.rädern ver­
hindern und die geflügelten Masten an we­
nigen Standorten zusammenfassen könnte. 
Aber auch andere Experten haben ein 
wachsamen Blick auf die Windmühlen $e­
worfen: Der Osnabrücker Biologe Matthias 
Schreiber hat bei einer Untersuchung im 
Kreis Aurich festgestellt, daß die Rotoren 
auf empfindliche Vögel äußerst abschrek­
kend Wirken. Schreiber empfielt deshalb, 
Tabuzonen für Windräder festzulegen -
was den Windmüllern wiederum nicht be­
hagt. · 

Die Masse macht's problematisch. Art 
der ostfriesischen Küste drehen sich zur 
Zeit an etwa 70 Stellen Windräder, mal 
einzeln, mal zu mehreren. 300 weitere An­
träge, die von der Einzelanlage bis zum 
kompletten Park mit 18 Mühlen reichen, 
stapeln sich bei der Bezirksregierung, Wld 
da beginnt der Konflikt. A!lf der einen 
Seite möchte das Land Windepergie för­
dern: Das Wirtschaftsministerium wünscht 
sich Rotoren für eine Million Kilowatt­
stunden. Zwar ist das Bauen auch von 
Windrädern im sogenannten Au.ßenbereich 

. . 

·Bode rüffelt Sozialministerium wegen W1"nd .. d-
Offene St ·t · h ' ra ern 

r re1 zw1sc en Land und Bezirksregierung/ ,,Standorte nicht an Küste gebunden" 
. Str. Oldenburg/Hannover h . h b . . 

Zw!schen der Bezirksregierung Weser- en s1c . e1 „ ihrer Zurückhaltung in 
Ems ~ O_Idenburg und der Landesre ie- puncto Wmdra_der auf _eiqen Passus im 
rung ,st ein offener Konflikt um die f :ahecht, ~er eine sogenaMte Ortsgebun-
de_rung der Windenergie aus ebr h or- en e1t bei Bauvorhaben außerhalb e-
W1e be_richtet, •möchte das Lan~ de~c Ben. sc~oss~ner Ortschaften vorschreibt: gEs 
dv~n Windrädern unterstützen wo imm~~ : . e1ke Notwendigkeit bestehen das 

i~s möglich . ist. Die Bezi;ksre ·e _auwer an der beantragten Stell~ und 
mochte das auch, pocht aber darfut d°g r1rgendwo sonst zu errichten. Windmüh­
R_otor~!l im Interesse. des Natursch, t ze en aber, sagen Eckart Bode und die Kom­
~1cht uberall zu genehmigen sonde::i ~e~ bufen, drehten sich nicht nur auf einem 
est~elegten Orten zusa~enzufassen es imrnten .G.ehöft. hinterm Deich, son­

~ei!erungs~räsident Eckart Bode hat sich dem a~ch em1ge K1~orneter weiter in ei­
m_einem Bnef an die Staatssekretärin des ne:;i ~ndp~rk ... Folg:hchJ:ebe es eine Orts­
(~ur. Bau{ragen zuständieen\ Rl'\7i:a1rn;.,..;_ g~-hun enheit fur Wmdrader an der Küste 

HAt :!.0.1;~1 ~ 
Grüne mit Schröder über · 

Windenergie uneinig 
r. Hannover 

ni~ t, . und man könne fordern sie in 
Wm~parks zusammenzufassen, st'att lau­
ter Emzela~agen zu genehmigen. 

_Wegen dieser Auffassung hatte Sozial­
m1mster Wal.!er Hiller den Oldenburger 
ß:eg1erungspras1denten im Landtag auf 
e11:e ~!rage der Grünen hin erügt 
Wmdrader köMten sehr wohl :inzel~ 
oder zu mehreren nahezu überall aufge­
stellt werden. Der Regierungspräsident 
hat nun aber an Staatssekretärin Gantz-

R~thmann geschrieben, es s~i . nahezu 
l~1chthlf~~!g", WeM das Sozialminf;terium 
e1nsc a~ge Urteile etWa des Obervenval­
tungsgenchts Lüneburg zt.i diesem Thema 
außer acht lasse. D_as Gericht hatte 1988 
die. Ortsgebundenheit für Bauten in der 
~e1en Natur festgeschrieben. Das Ministe­
num selbst,_ eriMert Bode, fordere in ei­
nem nach wie vor gültigen Erlaß von 1983 
~faJJelbe.Ortsgebundenheit. Er sehe keinen 

, s1c_h zu korrigieren. 
Au! Widerspruch stößt in Oldenburg 

auch. eine Mitte Juli bekanntgegebene 
L~i tlime des Umweltministeriums - zur 
W,mdenergie. Darin steht, daß von den Be­
horden ·In der Regel für einzelne Rotoren 
oder qrup_pen von bis zu fünf Windmüh­
len keme okoiogischen Ersatzmaßnahmen 
an~eordnet werden sollten. Das wider­
spn_cht na~h _Meinung von Juri,sten in der 
B~zJrksreg!erung dem Naturschutzgesetz. 
Nie~.als „m der Regel", sondern nur in 
begrundeten Ausnahmefällen könne ein 
B.auhe~r davon_ befreit werden. Die Leitli­
nie, heißt es, sei „eindeutig rechtswidrig". 

Der Landesvorstand der Grünen in Nie­
dersachsen hat f\.linisterpräsident Gerhard 
Schröder heftig kritisiert, weil dieser -
wie berichtet - sich während seiner Ost­
frieslandreise grundsätzlich für großflä­
chige Windparks ausgesprochen hatte und 
einzelne Windradanlagen nur noch in 
Ausnahmefällen genehmigen lassen 
möchte. Nach Auffassung der Grünen, so 
teilte Vorstandsprecherin Gila Altmann 
am DoMerstag in HaMover mit, wäre 
diese Genehmigungspraxis eine Ohrfeige 
für alle Landwirte und Naturschützer, die 
eine regenerative und dezentrale Energie­
gewin11:ung betreiben wollen. Altmann 
sprach vCin Besserwisserei des · Minister­
präsidenten. die die Nerven des Koali­
tionspartners strapaziere. 

HAt l't'.t.CS'.1 

Abb.: Die öffentliche Diskussion über die naturschutz- und 
baurechtliche Behandlung von Windkraftanlagen betrifft 
zentrale Fragen der Eingriffsregelung; hier beispielhaft do­
kumentiert mit Berichten aus der Hannoverschen Allgemei­
nen Zeitung vom Sommer 1993. 
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Beiträge 
BREUER, W.: 
Windkraftanlagen und Eingriffsregelung 
oder: Kann denn Windkraft Sünde sein? 

SCHREIBER, M.: 
Zum Einfluß von Störungen auf die 
Rastplatzwahl von Watvögeln . 

NIEDERSÄCHSISCHES 
UMWELTMINISTERIUM (Hrsg.): 
Leitlinie zur Anwendung der Eingriffs­
regelung des NNatG bei der Errichtung 
von Windenergieanlagen · 

BREUER, W. & R. PODLOUCKY: 
· Planung und Durchführung einer 
Ausgleichsmaßnahme am Beispiel 
eines Wechselkrötenlebensraumes 

BREUER, W.: 
Erfolgskontrollen für Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen -

152 

161 

170 

175 

GASSNER, E.: 
Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 
imBauleitplanungsrecht -Aktuelle Fragen · 
aufgrund des lnvestitionserleichterungs- · 
und Wohnbaulandgesetzes 187 

SPÖRING, H.: 
Zusammenarbeitserlaß »Naturschutz und 
Landschaftspflege in der Flurbereinigung« 
überarbeitet 195 

BREUER, W.: . 
Eingriffsregelung und Umweltverträglich­
keitsprüfung - Liebesheirat, Vernunftehe 
oder geschiedene Leute? 200 

. MEIER, H.: 
Die Umweltverträglichkeitsprüfung und 
ihr Verhältnis ZlJr Eingriffsregelung . 
in Niedersachsen 205 

MEIER, H.: 
Inhalt und Aufbau einer 

Bedarf und Anforderungen 181 Umweltverträglichkeitsstudie 216 

Vorwort 
Der vorliegende Informationsdienst behandelt 
fünf aktuelle Einzelthemen der Eingrjffsregelung: 

- Anwendung der Eingriffsregelung beim Bau 
von Windkraftanlagen 

- Festlegung von Art und Umfäng einer Aus­
gleichsmaßnahme (Praxisbeispiel Amphibien­
population) 

- Erfolgskontrollen für Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen · 

- Eingriffsregelung in der Bauleitplanung 

- Verhältnis von Eingriffsregelung und Umwelt-
verträglichkeitsprüfung. 
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Diese Beiträge zur Eingriffsregelung sollen. so­
wohl zur Lösung von Praxisproblemen der Ein­
griffsregelung als auch zur Positionsbestim-

. mung des Naturschutzes gegenüber Trends im 
Umweltschutz beitragen. 

Die Beiträge sind überwiegend im Spannungs­
feld zwischen Naturschutz, 'Umweltschutz und 
Umweltpolitik angesiedelt. Dabei bestehen -
wie beim Lesen erkennbar _.:;. zwischen fach­
lichen Positionen und politischen Regelungen 
z. T. Unterschiede. 

Wie heftig die Diskus~!on um die Eingriffsrege­
lung in Behörden und Offentlichkeit z. Zt. ist, be­
legt eine Auswahl von Zeitungsartikeln zum 
Thema Windenergie auf Seite 150. · 

Die Schriftleitung. 

151 



lnform.d. Naturschutz Niedersachs. l 13. Jg. 1 Nr. 5 l 152-160I Hannover 1993 

Windkraftanlagen und Eingriffsregelung 
oder: Kann denn Windkraft Sünde sein? 
von Wilhelm Breuer 

1 Windkraftanlagen - ein Fall für die Eingriffsregelu_ng? 

Naturschutz ist die für Staat und Bürger ver­
pflichtende Aufgabe, die natürlichen Lebens­
grundlagen vor anthropogenen Veränderungen 
und zivilisatorischen Trends zu schützen. Hierfür 
ist eine L:and- und Ressourcennutzung anzu­
streben, vor der Natur und Landschaft nicht ge­
schützt zu werden brauchen. Dieses ist- zwar 
als Idealziel - Hauptziel ·jeder Naturschutz­
politik (ERZ 1983). Naturschutz ist als perma­
nentes, alle Politikbereiche durchdringendes 
Handlungsprinzip aber bisher - national wie 
international - nur unzureichend anerkannt 
und vor allem auch nicht annähernd angewandt. 

· Dieses Defizit ist kaum irgendwo so gravierend 
wie.auf dem Energiesektor. Dies zeigt die Ver­
brennung fossiler Energieträger mit schwerwie­
genden Folgen ·für das Weltklima, ebenso der 
energiewirtschaftliche Einsatz der Atomener­
gie - ebenfalls mit einer weltweiten Gefährdung 
der Menschheit und der ganzen Biosphäre. 

Neben den Maßnahmen zur Begrenzung des 
Energieverbrauchs kann die Nutzung der rege­
nerativen Ene_rgieträ_ger - Wind, Wasser, Sonne 
- zur Eindämmung dieser Risiken beitragen. 
Naturbedingt hat in den windreichen Regionen 
Niedersachsens der Ausbau der Nutzung der 
Windenergie mit bisher bundesweit weniger als 
0,5 % Anteil an der Stromproduktion eine beson­
dere Bedeutung. · 

Die Nutzung der Windkraft erfährt inzwischen 
eine hohe und voraussichtlich noch zunehmen­
de umweltpolitische Wertschätzung. Vor allem 

152 Abb. 1: »Windenergiepark« im Landkreis Aurich. 

die · gesetzlich begründete Abnahmeverpflich­
tung der Energieversorgungsunternehmen bei · 
vollständiger Wertvergütung hat zusammen mit 
einer leistungsfähigeren Anlagentechnik die 
Zahl der Anträge auf Genehmigung von Wind­
kraftanlagen sprunghaft ansteigen lassen. 

Das Land Niedersachsen fördert den Bau von 
Windkraftanlagen nicht nur finanziell, sondern 
verfolgt einen Ausbau von heute etwa 45 MW 
auf 1000 MW installierte Windkraftleistung bis 
zum Jahr 2000. Für dieses Ziel sollen im nörd­
lichen Niedersachsenvorsorglich Vorrangstand- · 
orte für die Errichtung von »Windenergieparks« . · 
in einer Größenordnung von 10.000 ha raum­
ordnerisch gesichert, d. h. von konkurrierenden 
Nutzungsansprüchen freigehalten werden 
.(NIEDERSÄCHSISCHES UMWELTMINlSTERIUM 
1992). . . 

Nach dein Entwurf des niedersächsischen Lan~ 
desraumordnungsprogramms (NIEDERSÄCH­
SISCHES INNENMINISTERIUM 1992) sind 
diese Raumkapazitäten von den küstennahen 
Landkreisen und kreisfreien Städten in den. 
regionalen Raumordnungsprogrammen anteilig 
aufzubringen. Die Errichtung von »Windenergie­
parks« und Einzelanlagen soll aber auch außer­
halb dieser festzulegenden Vorrangstandcirte · 
möglich bleiben (NIEDERSÄCHSISCHES UM-
WELTMINISTERIUM 1992). . 

Dieses niedersächsische »1000 MW-Windpro­
gramm bis zum Jahr 2000« bedeutet bei einer 
heute durchschnittlichen Leistung von 125 kW je 
Anlage z.B. für den Landkreis Aurich den Bau 
von 1600 Windkraftarilagen und selbst bei einer 
erreichten Anlagenleistung von 250 kW landes­
weit den Bau von 4000Windkraftanlagen. Damit 
sieht die Landesregierung den Anteil regenerati­
ver Energien an der Stromproaukti_on in Ni~der­
sachsen bei 10% imJahre2000(NIEDERSACH­
SISCHES MINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT, 
TECHNOLOGIE UND VERKEHR 1992). 

Störungen von Natur und Landschaft 

Allerdings sind auch Windkraftanlagen für Natur 
und Landschaft nichtrisikofrei. Vielmehr können 
sie, je nach der Situation von Natur und Land­
schaft der Standorte, zu Störungen insbeson­
dere der Avifauna und des Landschaftsbildes 
führen. Im norddeutschen Küstenraum sind 
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Windkraftanlagen vorrangig aus folgenden 
Gründen ein Naturschutzproblem: 

• Küste und Flußniederungen sind Leitlinien 
des internationalen Vogelzuges. Windkraftanla­
gen sind Hindernisse im Flugraum der Vögel, die 
die Vögel zum Ausweichen zwingen und zum 
Verlassen tradierter Zugrouten veranlassen kön­
nen. Entlang der Küste und im Bereich.anderer 
Leitlinien des Vogelzuges stellen Windkraftanla­
gen Störfaktoren für das internationale Vogel­
zuggeschehen dar. 

• Weite Teile des Küstenraumes haben als Brut-, 
Nahrungs- oder Rastgebiete für Vogelpopula­
tionen bis zu internationale Bedeutung für die 
Sicherung des Artenbestandes. Windkraftan­
lagen beeinträchtigen die Funktionen dieser 
Gebiete, weil störungsempfindliche Arten Ab­
stände zu diesen Anlagen halten (Abb. 2, 3). 
Windkraftanlagen können als Barriere zwischen 

Goldregenpf eifer 

Windenergiepark Krummhörn 

326m 

Windenergiepark Pilsum 

~ 
Hohe Gebäude 

Großer Brachvogel 

Windenergiepark Krummhörn 

Windenergiepark Pilsum 

Hohe Gebäude 

- Abstand, den 90% der beobachteten Vögel halten 

~ Abstand, den 50% der beobachteten Vögel halten 

Abb. 2: Abstände rastender Vögel von Windenergieanlagen. 
Grafik: W. Breuer & D. Schupp nach Untersuchungsergebnis­

. sen von SCHREIBER 1993 (vgl. folgenden Beitrag, S.161 ff.). 
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Abb. 3: Wenn diese Brachvögel rasten müssen, benötigen sie großflächig 
unzerschnittene und ungestörte Areale. · 

funktional zusammenhängenden Einzelflächen 
im Umfeld von Anlagenstandorten (insbesondere 
bei Reihenaufstellung) wirken. Dabei ist zu be­
rücksichtigen, daß die Verbindungswege zwi­
schen Wattenmeer und Binnendeichsflächen 
(wie diese Flächen selbst) bei Hochwassersitua­
tionen und Sturmfluten besonders wichtig sind. 

• Große Areale des flachen, weitgehend offe­
nen Küstenraumes sind Naturlandschaften oder 
historische Kulturlandschaften mit weitgehend 
ungestörtem Landschaftsbildinventar. Dies ist 
nach dem Zielsystem des Naturschutzes ebenso 
schutzwürdig wie naturraumtypische Arten­
oder Ökosysteminventare. Windkraftanlagen 
stellen technische Bauwerke dar, die wegen 
ihrer Größe, Gestalt und Rotorbewegung weithin 
auffallen und die Identität, d. h. die Vielfalt, 
Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes 
Oberformen, verfremden oder auflösen können. 

Zu berücksichtigen ist, daß der fortschreitende 
Ausbau der Windkraftnutzung in den Nordsee­
anrainerstaaten Niederlande, Deutschland und 
Dänemark den gesamten Wattenmeerraum so­
wohl in seiner Bedeutung für die Artenvielfalt als 
auch das Landschaftsbild gravierend verändern 
kann. 

Darüber hinaus können »Windenergieparks« 
den Bau von zusätzlichen Energiefreileitungen 
gerade in bisher unzerschnittenen Räumen und 
damit zusätzliche Gefährdungen für Avifauna 
und Landschaftsbild induzieren. 

Demgegenüber sind die Bodeninanspruch- · 
nahme und die Lärmemissionen der Anlagen 
eher nachrangig, aber u.U. auch ein Natur­
schutzproblem und daher nicht etwa zu ver­
nachlässigen. 

Landschaftsbild 

Im Gegensatz zu den Gefährdungen der Avi­
fauna werden Veränderungen des Landschafts­
bildes durch Windkraftanlagen z. T. selbst innere 
halb des professionellen Naturschutzes kaum 153 
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Abb. 4: Windkraftanlagen und Landschaftsbild - Proportionen und Maß­
stäblichkeit der Landschaft werden verämdert. Traditionelle Kulturland­
schaft wird überformt. (Kann Theodor Storms »Schimmelreiter« im Jahr 
2000 noch an der norddeutschen Küste verfilmt werden ?J 

als Naturschutzproblem anerkannt. Dies hat 
mindestens zwei Komponenten: 

• Der Vollzug der Naturschutzziele für das 
Landschaftsbild - obwohl mit dem Schutz der 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts gleich­
rangig - wird heute generell nachrangig und 
lückenhaft gehandhabt. Während die erlebba­
ren Ausprägungen von Natur und Landschaft in 
den Anfängen des Naturschutzes zu den bevor­
zugten Naturschutzobjekten gehörten, scheint 
der Schutz des Landschaftsbildes in der aktuel­
len, verstärkt naturwissenschaftlich-ökologisch 
ausgerichteten Naturschutzstrategie aus dem 
Blickfeld geraten zu sein, obwohl in einer Viel­
zahl von Landschaften die Auflösung, Verfrem­
dung oder Überformung von Typ und Struktur 
des Landschaftsbildes droht oder schon einge­
treten ist (FRITZ & WINKELBRANDT 1991). 

• Der Naturschutzpraxis und Rechtsprechung 
beeinflussende psychologisch-empirische An­
satz, mit Befragungen herauszufinden, worin 
der Landschaftsbildwert z. Zt. erkannt wird, ist 
nur bedingt für das Naturschutzhandeln geei- · 
gnet. Auftrag des Naturschutzes ist es, den für 
einen Naturraum typischen »Landschaftsbild­
satz« unabhängig von einem subjektiven Schön­
heitsempfinden zu schützen (vgl. BREUER 
1991). Unabhängig davon kann ein technisch, 

. z.B. durch Windkraftanlagen, verändertes Land­
schaftsbild durchaus als schön erlebt werden. 
Landschaftsbildbeurteilungen nach dem Ziel­
system des Naturschutzes und vereinzeltes oder 
auch mehrheitliches Schönheitsempfinden sind 
daher nicht zwangsläufig identisch. Darüber 
hinaus ist der »durchschnittliche Betrachter« 
von Natur und Landschaft schon deshalb als 
entscheidende Bezugsinstanz - z.B. für die 
Landschaftsbildverträglichkeit von Windkraft­
anlagen - unzuverlässig, weil das Bewußtsein 
über Naturqualität heute völlig defizitär ist. 

Daß es tatsächlich verhängnisvoll sein kann, 
wenn dieses reduzierte Bewußtsein darüber 

entscheidet, ob ein Landschaftsbild erhaltens­
wert oder seine Veränderung naturschutzkri­
tisch ist, zeigt ein Urteil des NIEDERSÄCHSI­
SCHEN OBERVERWALTUNGSGERICHTS von 
1991. Darin wird jede Neugestaltung des Land­
schaftsbildes als »landschaftsgerecht erkannt, 
wenn der gestaltete Bereich von einem durch- · 
schnittlichen Betrachter .... nicht als Fremd­
körper in der Landschaft empfunden wird«. Im 
vorliegenden Fall muß die Zerstörung eines zwei 
Naturräume trennenden Höhenrückens durch 
ein Bodenabbauvorhaben naturschutzrechtlich 
zugelassen werden, weil es das Gericht-wahr­
scheinlich ganz zu Recht - für erwiesen hält, 
daß das veränderte Landschaftsbild von einem 
»durchschnittlichen Betrachter<< als land-
schaftsgerecht empfunden wird. Eine solche 
Rechtsprechung muß sich wie das zugrunde lie- • 
gende psychologisch-empirische Ästhetikver­
ständnis fragen lassen, auf welche Weise der 
fortschreitenden Entwertung und Nivellierung 
der Landschaften begegnet werden soll. 

Eine Landschaftsbildbewertung im Naturschutz­
handeln, die die Schönheit des Landschaftsbil- . 
des nicht subjektiv/sondern als Resultierende 
der Faktoren naturraumtypische Vielfalt und 
Eigenart versteht (BREUER 1991), wird von Ver­
tretern der psychologisch-empirischen Ästhetik~ 
lehre abgelehnt So kritisieren z. B. die Gutach­
ter, die Befragungen über die »ästhetische 
Verträglichkeit von Windenergieparks« durch0 

führen, die Bindung der Begriffe »Vielfalt, Eigen­
art und Schönheit« des Landschaftsbildes an die 
naturräumliche Identität als »Kurzschluß«, der 
den Schönheitsbegriff seiner eigenen Substanz 
beraube und juristisch ignoriere. Diese Bindung 
sei der »unzeitgemäße Ausdruck einer cartesia­
nischen Wissenschaftsgläubigkeit, die nicht nur · 
die hermeneutische Wende in der Wissenschaft · 
ignoriere, sondern zugleich in extremem Maße 
sozial-ignorant ist« (HASSE & SCHWAHN 1991, 
Teil II: 50). 

Wenn allerdings subjektives Schönheitsempfin­
den die Grundlage für den Schutz von Land­
schaftsbildern sein soll - warum dann nicht 
auch im Artenschutz? Schließlich sind auch 
Pflanzen und Tiere Teil des Erscheinungsbildes 
von Natur und Landschaft. Für die schätzungs­
weise 20.000 wirbellosen Tierarten in Nieder­
sachsen (also Weichtiere, Insekten, Spinnen 
usw.), abzüglich der wenigen hochattraktiven, 
d. h. ästhetisch mehrheitsfähigen Großschmet­
terlinge, ist dies allerdings eine bedrückende 
Aussicht. 

Naturschutzrechtliches Prinzip und Primat: 
»Ungestörte Natur und Landschaft« 

Das Bundesnaturschutzgesetz geht von dem 
Prinzip und von dem Primat (in erweitertem 
Sinne) »ungestörter Natur und Landschaft« aus 
(ERZ 1991). Es wendet sich gegen eine Störung 
sowohl der stofflich-funktionalen Seite (»Lei­
stungsfähigkeit des Naturhaushalts«) als auch 
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derwahrnehmbaren Ausprägung von Natur und 
Landschaft (»Landschaftsbild«). 

Das Bundesnaturschutzgesetz sieht hierfür 
grundsätzlich zwei Stufen der Schutzintensität 
. vor: den besonderen Schutz von Sonderheiten 
und den allgemeinen Schutz der Gesamtheit 
von Natur und Landschaft. · 

• Besonders geschützt sind die Schutzgebiete 
nach den § § 13 bis 18 (Naturschutzgebiete, 
Nationalparke, Landschaftsschutzgebiete usw.) 
und die Biotope nach § 20 c des Bundesnatur­
schutzgesetzes. Solche Schutzgebiete sind 
idealtypisch die nach dem Zielsystem des Natur­
schutzes besonders schutzwürdigen und beson­
ders schutzbedürftigen Gebiete. In den Schutz­
gebieten ist »ungestörte Natur und Landschaft« 
ein absolutes Ziel und der Schutz vor Verände­
rungen oberstes Gebot - allerdings durch nä­
here Bestimmungen für den jeweiligen Schutz­
zweck auszugestalten. 

• Allgemein geschützt sind Natur und Land­
schaft nach der zwar für Einzelfälle, aber in der 
Gesamtlandschaft geltenden Eingriffsregelung 
des § 8 des Bundesnaturschutzgesetzes. Auch 
dort - außerhalb von Schutzgebieten ~· ist 
»ungestörte Natur und Landschaft« das primär 
zu schützende Gut, was aber durch die Abstu~ 
fungen der Rechtsnormen der Eingriffsregelung 
nur stark relativiert erreicht werden kann: näm­
lich in Form von nicht erheblich oder nachhaltig 
beeinträchtigter Natur und Landschaft, die zu 
erhalten oder nach Beeinträchtigungen wieder­
herzustellen ist (ERZ 1991). 

· Positionen des Naturschutzes 

· Aus den dargelegten Sachverhalten ergeben 
sich folgende Grundpositionen des Naturschut­
zes gegenüber dem Bau von Windkraftanlagen: 

L So umweltpolitisch begründet und notwen­
dig die Nutzung der Windenergie auch ist -
undifferenzierte · Standortforderungen für den 
Ausbau der Windkraftnutzung führen zu Ziel­
konflikten mit den räumlich differenzierten 
Anforderungen des Naturschutzes. Windkraft­
anlagen in Arealen mit Reservatsfunktion für 
international, national oder regional naturschutz­
wichtige Ökosystem-, Arter:i- oder Landschafts­
bildinventare gefährden nämlich, wenn auch auf 
andere Weise als COrE.missionen und Radio­
aktivität, ebenfalls die Biosphäre. 

2. Eine Politik der »Windkraft- immer, überall 
und ohne weiteres« konterkariert das eigentliche 
Motiv für die Nutzung der Windkraft: sie zerstört 
die Biosphäre, zu deren Schutz Windkraftanla­
gen mittelbar beitragen sollen. Die Leitvorstel­
lung darf nicht sein: >>Für die Umwelt ist uns 
keine Landschaft zu schade«. StandortfOrderun, 
gen für Windkraftanlagen in Vorrangflächen 
des Naturschutzes sind daher widersinnig und 
inakzeptabel. Dies gilt umso mehr, solange 
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geeignete, für · den Naturschutz nachrangige 
Standorte nicht belegt sind und solange die 
größte Energiequelle, die Energieeinsparung, 
nicht im entferntesten ausgeschöpft ist. 

3. Vorrangflächen des Naturschutzes müssen 
für Windkraftanlagen ganz selbstverständlich 
indisponibel sein, ebenso wie es die Start- und 
Landebahnen des Frankfurter Flughafens für die 
Errichtung von Würstchenbuden sind, ohne daß 
die Flughafengesellschaft dies mit der Anzahl 
der Flugbewegungen oder Flugsicherheit noch 
breit begründen muß. Die Sicherung von Flä­
chen für bestimmte Belange ist eine Grundüber­
einkunft jeder differenzierten Landnutzung ...:. 
nur für den Naturschutz bisher nicht durchge­
setzt. Der Naturschutz muß daher seine Vor­
rangflächen nachvollziehbar definieren, räum­
lich darstellen und, um dort auch absolute 
Ansprüche durchsetzen zu können, rechtlich als 
Schutzgebiete besonders absichern. 

4. Der Hinweis auf die C02-Reduzierung oder j 

die Ausstiegshilfe aus der Atomenergie kann 
nicht als »Totschlagargument« gegen die Anfor­
derungen des Naturschutzes an die Nutzung 
der Windenergie eingesetzt werden. Dies ist 
aber Teil üblicher Verkürzungen im öffentlichen 
Uniweltbewußtsein und in der Umweltpolitik. 
Dies belegen zahlreiche Reaktionen, beispiel­
haft etwa die des Staatsrates beim Senator für 
Umweltschutz und Stadtentwicklung in Bremen 
(LAHL 1992). Für LAHL sind Einwände des Na~. 
turschutzes gegen Windkraftanlagen »paradox« . 
und »ein Beispiel für das Windmühlensyndrom 
des amtlichen Naturschutzes«. Der Zeitschrift 
_»UVP-Report« ist diese Meinungsäußerung mit 
der Überschrift »Amtlicher Naturschutz ver­
kämpft sich beim Umweltschutz« eine Kolumne 
wert. Wer-wie der Naturschutz -für eine Um­
strukturierung der Energiepolitik ist, muß nicht 
zwangsläufig zugleich für einen vorbehaltlosen 
und auflagenfreien Ausbau der Windenergie­
nutzungsein. Offenbar ist diese Position zu diffe­
renziert für eine zunehmende Popularisierung 
und Politisierung des Naturschutzes. · 

5. Windkraftanlagen sind nicht »umweltfreund­
lich« an sich, sondern können bestenfalls für 
Natur. und Landschaft risikoreichere Produk~ 
tionsverfahren durch eine risikoärmere Lösung 
bis zu einem bestimmten Grad ersetzen, so 
wie Schienenverkehrssysteme Fernstraßen und 
Individualverkehr, ohne aber schon an sich un­
bedenklich zu sein. Windkraftanlagen sind 
daher, wie z.B. die Schnellbahntrasse Hanno­
ver-Würzburg, nicht schon Naturschutz per 
definitionem. Insofern ist der Begriff »Windener­
giepark« nicht einwandfrei, sondern wie »lndu- · 
strie-« oder »Entsorgungspark« ein Euphemis­
mus: er verdeckt die Naturschutzprobleme, _die 
mit Windkraftanlagen verbunden sein können. 

6. Es ist sicherzustellen, daß der Ausbau der 
Windkraftnutzung auch tatsächlich zur Redu- · 
zierung der Stromproduktion aus Kernspaltung 155 
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und Verbrennung führt und nicht lediglich kon­
ventionelle Kraftwerkskapazitäten komplettiert 
- sowie in der Verkehrspolitik der Ausbau von 
Schnellbahntrassen parallel bzw. ergänzend zu 
Fernstraßen (statt sie ersetzend). Dazu ist es not­
wendig, die Errichtung von »Windenergieparks(( 
durch die Energieversorgungsunternehmen an 
sachlich und zeitlich konkrete Umstrukturierungs­
verpflichtungen ihrer Produktion zu binden. 

7. Windkraftanlagen verändern die Gestalt oder 
Nutzung von Grundflächen; diese Veränderun­
gen können Natur und Landschaft erheblich 
oder nachhaltig beeinträchtigen. Der Bau von 
Windkraftanlagen ist insofern ein Eingriff gemäß 
§ 8 Bundesnaturschutzgesetz. Die Anwendung 
der Eingriffsregelung ist Teil des bauordnungs­
oder immissionsschutzrechtlich vorgeschriebe­
nen Zulassungsverfahrens und - soweit ihm 
raumordnerische oder bauleitplanerische Ent­
scheidungen vorausgehen - schon dort zu 
berücksichtigen. Der Bau von Windkraftanlagen 
ist daher genauso ein Fall für die Eingriffs­
regelung wie der Bau von Ortsumgehungen, 
Schnellbahntrassen, Kläranlagen oder Fahrrad­
fabriken. 

8. Eine mit dem Vorhaben erwartete oder ver­
knüpfte (wie auch immer definierte) Entlastung 
der Umwelt kann nicht dazuführen, die Eingriffs­
regelung nicht oder nicht vollständig anzuwen­
den, etwa dergestalt, daß solche »Umwelt­
effekte<( von vornherein Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes überwiegen bzw. für Einzel­
anlagen oder kleine Anlagengruppen keine 
Kompensationsmaßnahmen angeordnet wer­
den sollen. Anderenfalls wäre mit prinzipiell 
gleichartiger Begründung die Eingriffsregelung 
auch nicht anwendbar auf z.B. 
- den Staustufen- urid Talsperrenbau zur 

Stromerzeugung, weil auch die Nutzung der· 
Wasserkraft weder C02-Emissionen noch 
Radioaktivität freisetzt; 

-.:. den Ausbau der Mittelelbe als internationale 
Schifffahrtsstraße, weil er Gütertransporte 
von der Straße nimmt; 

- die Aufforstung für den Naturschutz wertvol­
ler Offenlandschaften - überdies mit hoch._ 
produktivem Material, weil der Verzicht auf 
Tropenholz dem globalen Naturschutz dient; 

- den Ausbau von Flughäfen, weil Umweltpoli­
tiker von dort aus zum Umweltgipfel in Rio 
jetten. 

2 Anforderungen der Eingriffsregelung an den Bau von Windkraftanlagen 

Windkraftanlagen sind bauliche Anlagen; ihre 
Errichtung bedarf einer baurechtlichen Geneh­
migung. Windkraftanlagen über 300 kW Nenn­
leistung sind nach dem Bundesimmissions­
schutzrecht genehmigungspflichtig. Die immis­
sionsschutzrechtliche Anlagengenehmigung 
schließt die Baugenehmigung ein. Die Anwen._ 
dung der Eingriffsregelung ist Bestandteil des 
Zulassungsverfahrens (MUTIUS 1992). 

Soweit eine raumordnerische oder bauleitpla­
nerische Vorklärung der Standortfrage erfolgt, 
sind die Naturschutzbelange einschließlich der 
Anforderungen der Eingriffsregelung wie bei 
anderen raumordnerisch oder bauleitplanerisch 
vorbereiteten Eingriffen zu berücksichtigen. 

Nach der Eingriffsregelung des Niedersächsi­
schen Naturschutzgesetzes (N NatG) stellen sich 
an den Bau von Windkraftanlagen im Küsten­
raum folgende Hauptanforderungen: 

Vermeidung von'Beeinträchtigungen 
(§ 8 NNatG) . 

Beeinträchtigungen von Funktionen und Werten 
der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und 
des Landschaftsbildes sind gemäß§ 8 N NatG zu 
vermeiden. Der Vermeidungsgrundsatz bezieht 
sich sowohl auf die Vermeidung eines Eingriffs­
vorhabens an sich als auch auf die Unterlassung 
einzelner von ihm ausgehender Beeinträchti­
gungen. Dabei ist eine Beeinträchtigung ver­
meidbar, wenn das Vorhaben auch in modifi­
zierter Weise (z.B. standortverschoben oder 

verkleinert) ausgeführt werden kann, und dabei 
· keine bzw. in geringerem Maße Beeinträchtigun­
gen auslöst. Daraus ergeben sich grundsätzlich 
sowohl für Einzelanlagen als auch für Anlagen~ 
gruppen (»Windenergieparks(() zwei Anforde-
rungskomplexe: . 

• Ausschlußgebiete für die Errichtung von 
Windkraftanlagensind (einschließlich im Einzel­
fall erforderlicher Pufferflächen) folgende sich­
häufig überlagernde Vorrangflächen des Natur-· 
schutzes: · 
- naturschutzrechtlich besonders geschützte 

Bereiche sowie die entsprechend wertvollen, 
aber noch nicht besonders geschützten 
Bereiche; 

- Feuchtgebiete internationaler, nationaler und 
lokaler Bedeutung sowie lmportant Bird 
Areas; · · 

- Binnendeichsflächen hinter dem Hauptsee­
deich als Ausweichrastplätze bei Hochwasser 
(die Abstände müssen nach den Bedingun- · 
gen von Natur und. Landschaft im Einzelfall 
festgelegt werden); · 

- sonstige großflächige Grünlandareale mit . 
besonderer Bedeutung als Brut-, Nahrungs­
oder Rastgebiete der Avifauna; . 

- historische Kulturlandschaften . und -land­
schaftsteile von besonders charakteristischer 
Eigenart; 

- »wichtige Bereiche<< für Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit von Natur und Landschaft (wie sie 
in den Landschaftsrahmenplänen dargestellt 
werden). · 
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• Außerhalb dieser Vorrangflächen sind Beein­
trächtigungen durch folgende Anforderungen zu 
vermeiden: 
- Vorrangig zu belegen sind Industrie-, Hafen­

und Gewerbegebiete sowie Standorte in der 
Nähe ähnlich hoher baulicher Anlagen wie 
Hofstellen, Produktionsstätten oder Hoch­
spannungsfreileitungen - ausgenommen 
bauliche Anlagen von besonderer Bedeutung 
für das Landschaftsbild (z.B. historische 
Kirchtürme). 

- Anlagengruppen sind so anzuordnen, daß 
Zugbewegungen und Standortwechsel der 
Zug- oder Rastvögel möglichst wenig beein­
trächtigt werden. Anlagengruppen sollten 
möglichst nicht in einer Reihe (Abb. 5), son­
dern flächenhaft konzentriert werden, um 
Barrierewirkungen für die Avifauna und im 
Landschaftsbild zu begrenzen, 

- Von Einzelerscheinungen von besonderer 
Bedeutung für das Landschaftsbild (z.B. 
Geestränder, Gewässer, alte Deichlinien, 
Wurten usw.) ist ein ausreichender Abstand 
zu halten, so daß diese Erscheinungen nicht 
überformt werden (Abb. 6). 

- Abspannmasten sind wegen der hohen Tier­
verluste bei Nebel und zur Nachtzeit durch 
Drahtanflug zu vermeiden. Das Erfordernis 
von Abspannungen stellt sich aber gerade bei 
den energiewirtschaftlich angestrebten Groß­
windkraftanlagen. 

- Die Einzelanlagen innerhalb einer Anlagen­
gruppe sollten in Höhe u_nd Ausführung 
gleichartig sein. 

Abb. 5: Windkraftanlagen in Reihe aufgestellt. Diese Anord­
nung wirkt als Barriere für den Vogelzug und im Land­
schaftsbild. Dabei ergeben sich aus der Reihung senkrecht 
zum Deich immerhin noch geringere Beeinträchtigungen 
als durch eine Aufstellung parallel zum Deich, wie in Abb. 6. 
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Abb. 6: Windkraftanlagen sollten, anders als hier im Bild, von historischen 
Bauwerken und anderen wichtigen Bestandteilen des Landschaftsbildes 
respektvoll Abstand halten. Außerdem riegeln parallel zum Deich errich­
tete Windkraftanlagen die Binnendeichsflächen vom Watt ab. Die Binnen­
deichsflächen müssen aber für bestimmte Vogelarten bei auflaufender 
Flut oder bei Störungen im Deichvorland erreichbar sein. 

- Rotoren mit weniger als drei Flügel sind 
wegen ihres unruhigen Laufbildes zu ver­
meiden. 

- Die Farbgebung der Windkraftanlagen muß 
sich in das Landschaftsbild einfügen; unge­
brochene und leuchtende Farben sind zu 
vermeiden. · 

- Erschließungswege sollen möglichst kurz sein; 
schwere Befestigungen sind zu vermeiden. 

- Bei Anlagengruppen sind Nebenanlagen zu 
konzentrieren. Maßnahmen, die Besucher­
verkehr induzieren (Beschilderung, Informa­
tionseinrichtungen usw.), sind in störemp­
findlichen Bereichen zu vermeiden. 

- Eine Beleuchtung der Anlagen ist zu ver-
meiden. 

Ausgleich von erheblichen Beeinträchtigun­
gen(§ 10 NNatG) 

Unvermeidbare Beeinträchtigungen sind aus­
zugleichen, d. h. es darf nach Beendigung des 
Eingriffsvorhabens keine erhebliche Beeinträch­
tigung der Leistungsfähigkeit des Naturhaus­
haltsund des Landschaftsbildes zurückbleiben. 
Der erforderliche Ausgleich im juristischen 
Sinne ist erreicht, wenn alle erheblichen Beein­
trächtigungen auf ein unerhebliches Maß ge­
senkt werden können. Ein Ausgleich im natur­
wissenschaftlich-ökologischen Sinne ist praktisch 
nicht zu erreichen, da es nur in wenigen Fällen 
möglich sein wird, alle betroffenen Funktionen 
und Werte gleichermaßen sowie auf allen Be­
trachtungsebenen wieder vollständig herzustel­
len. Realisierbar ist nur eine annähernde Kom­
pensation der Eingriffsfolgen. 

Beeinträchtigungen sind ausgleichbar, wenn 
- die betroffenen Funktionen und Werte im vom 

. Eingriff betroffenen Raum nahezu vollständig 
erhalten oder wiederhergestellt werden kön­
nen und 

- die Wiederherstellung zeitnah erreichbar ist. 157 
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Art und Umfang von Ausgleichsmaßnahmen 
müssen so bemessen sein, daß das Kompen­
sationsziel mit einer hinreichenden Wahrschein­
lichkeit erreicht werden kann. Das gilt auch für 
die Festlegung von Ersatzmaßnahmen. 

Abwägung über Eingriffe mit nicht ausgleich­
baren erheblichen Beeinträchtigungen , 
(§ 11 NNatG) 

Können die mit einem Eingriff verbundenen 
erheblichen Beeinträchtigungen nicht ausge­
glichen werden, ist abzuwägen, ob das Eingriffs­
vorhaben Vorrang vor den Belangen des Natur­
schutzes haben soll. 

Beeinträchtigungen sind nicht ausgleichbar, 
wenn · 
- die betroffenen Ökosystem-, Arten- oder 

Landschaftsbildinventare im vom Eingriff 
betroffenen Raum nicht mehr erhalten oder 
wiederhergestellt werden können oder 

- eine Wieder- oder Neubesiedlung der betrof­
fenen Arten und Lebensgemeinschaften 
nicht möglich ist (z.B. bei Unterschreitung 
von Minimalpopulc;1tionen oder-arealen) oder 

- eine Wiederherstellung bzw. Neuschaffung 
der betroffenen Funktionen und Werte zeit­
nah nicht möglich ist. 

des Naturschutzes. Zum Beispiel ließen sich bei 
möglichen Planungen des Ausbaus der Elbe für 
die Schiffahrt hierfür ebenso generell und kaum 
nachprüfbar »positive Umwelteffektei< durch 
eingesparte (d. h. nicht gebaute oder gefahrene) 
Fernstraßenkilometer vorbringen. 

Ersatzmaßnahmen(§ 12 NNatG) 

Werden Eingriffe trotz nicht ausgleichbarer 
erheblicher Beeinträchtigungen für zulässig er­
klärt, sind die betroffenen Funktionen und Werte 
im vom Eingriff betroffenen Raum in möglichst 
ähnlicher Art und Weise wiederherzustellen 
(Ersatzmaßnahmen). Hierbei ist die größtmög~ 
liehe Annäherung an den voraussichtlichen · 
Funktions-und Wertverlust anzustreben. Ersatz­
maßnahmen erreichen keinen Ausgleich, sie 
müssen aber zu einer Verbesserung der Situa­
tion von Natur und Landschaft angemessen bei­
tragen. 

Kompensationsmöglichkeiten 

Das Funktionsprinzip der Eingriffsregelung ver­
langt die Orientierung der Kompensations0 

maßnahmen an den vom Eingriff betroffenen 
Funktionen und Werten. Daher kann der Kom­
pensationsumfang z.B. nicht nach dem Lei-

1 nsbesondere in folgenden Gebieten sind Beein­
trächtigungen durch Bau und Betrieb von Wind­
kraftanlagen mitgroßerWahrscheinlichkeitnicht 
ausgleichbar: 

( stungsvermögen der Windkraftanlagen bemes­
sen werden (etwa nach einer Formel »100 m2 

Kompensationsfläche je 10 kW Nennleistung«). 

- in besonders geschützten Gebieten von Natur 
und Landschaft (Naturschutzgebiete, Natio­
nalparke, Landschaftsschutzgebiete - zu­
mindest in sehr vielen -, Naturdenkmale, 
Geschützte Landschaftsbestandteile, Beson­
ders geschützte Biotope sowie Wall hecken); 

- in Gebieten, die aufgrund von EG-Richtlinien 
oder internationalen übereinkommen einem 
besonderen Schutz unterliegen; 

- in Gebieten, die Lebensraum oder Teillebens­
raum (z.B. Rast- und Nahrungsgebiet) von 
Tierarten sind,die in Roten Listen als vom Aus­
sterben bedroht, stark gefährdet oder poten­
tiell gefährdet aufgeführt sind; 

- in Gebieten mit naturhistorisch bedeutsamen 
Formen und Objekten mit typischer Ausprä­
gung (z.B. Bergformen, Geländestufen), mit 
historischen Landnutzungsformen (z.B. Wall­
heckenlandschaften) oder mit Boden- und 
Baudenkmalen (z. B. Hügelgräber, histori­
sche Dorf- und Siedlungsformen). 

Es ist fraglich, ob sachlich und zeitlich nicht 
konkretisierte »positive Umwelteffekte« von 
Windkraftanlagen überhaupt bei der Abwägung 
relevant werden können, zumal wenn es gar 
nicht um eine verfahrensmäßig verknüpfte Ent­
scheidung zwischen zwei Alternativen (etwa 
Kohlekraftwerk oder »Windenergiepark«) geht. 
Soweit »positive Umwelteffekte« auf die Abwä: 
gung · Einfluß nähmen, wäre dies eine folg~n­
schwere, generelle Schwächung der Position 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen müssen 
sich auf die Behebung bestehender Vorbela­
stungen beziehen. Dies werden je n-ach Beein­
trächtigungsprofil des Einzelfalles insbesondere 
sein - · 
- bezogen auf die Leistungsfähigkeit des Natur­

haushalts: die Wiederherstellung von Brut-, 
Nahrungs- und Rastarealen für die Avifauna, 
etwa durch Rückbau des landwirtschaftli-_ 
chen Entwässerungsnetzes oder Extensivie­
rung der landwirtschaftlichen Nutzung; 

__:. bezogen auf das Landschaftsbild: die Wieder-
- herstellung von naturraumtypischen Aus­

schnitten des Landschaftsbildes, etwa durch 
Abbau von störenden baulichen Anlagen wie 
Energiefreileitungen, oder durch .Rückbau 
des landwirtschaftlichen Entwässerungsnet- · 
zes oder Extensivierung der landwirtschaft­
lichen Nutzung, weil auch diese Maßnahmen 
auf das Landschaftsbild wirken. 

In· beiden Fällen können neue Beeinträchtigun­
gen nur durch die Verringerung bereits beste­
hender Beeinträchtigungen im vom Eingriff be­
troffenen Raum beantwortet werden. Dabei wird 
ein Ausgleich nur erreicht, wenn die Schwere der 
behobenen Beeinträchtigungen der neuent-
standenen entspricht. · 

Kompensationsmöglichkeiten sind also durch­
aus gegeben; häufig erweist sich aber ein. 
Zugriff auf Flächen oder Objekte für Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen als schwierig. Das gilt 

lnform.d, Naturschutz Niedersachs. 5/93 



insbesondere für die Ebene des Baugenehmi­
gungsverfahrens für Einzelanlagen, denen keine 
bauleitplanerische Absicherung der Kompen­
sationsflächen bzw. -maßnahmen vorausgeht. 
Dies unterstreicht Vorrang und Bedeutung einer 
naturschutzkonformen Standortwahl. 

Untersuchungsbedarf bei »Windenergieparks« 

Grundvoraussetzung fQr alle Anwendungs­
schritte der Eingriffsregelung ist die systema­
tische, problemorientierte und der Planungs­
ebene angemessene Erfassung von Natur und 
Landschaft des vom Bauvorhaben betroffenen 
Raumes. Diese ist Aufgabe des Vorhabenträgers 
und Voraussetzung für prüfbare Antragsunter­
lagen, und zwar um 
- mögliche · vorhabenbedingte Beeinträchti­

gungen von Natur und Landschaft überhaupt 
erkennen und bewerten zu können; 

- geeignete Methoden zur.Eingriffsbewertung 
auswählen und anwenden zu können; 

- verläßliche Bewertungsergebnisse für die Ent­
scheidungsebenen der Eingriffsregelung -:­
Vermeidung, Ausgleich, Abwägung, Ersatz-
erhalten zu können. · · 

Hinsichtlich der Standortbeurteilung von »Wind­
energieparks« lassen sich - bezogen auf die 
Avifauna - folgende Anforderungen · an die 
Untersuchungen ableiten (N IEMAN N-HOLLATZ 
& GÖRLICH 1992): 

• Die bei den Landkreisen für die Laridschafts­
rahmenplanung erhobenen Daten über Biotop­
typen, Brut- und Rastvögel ermöglichen eine 
Orientierung, genügen aber wegen eines groß­
räumigeren Erfassungsraumes nicht den An­
forderungen an eine Standortuntersuchung. 
Außerdem liegen die Erfassungen in der Regel 
mehrere Jahre zurück und müssen aktualisiert 
werden. Zusätzlich ist es sinnvoll, die Stan_dort­
beurteilung auf möglichst vielen Zählungen auf­
zubauen, da Beobachtungen in nur einem Jahr 

erheblich durch Witterungseinflüsse, Bestellung 
der landwirtschaftlichen Flächen und andere 
Störungen beeinflußt werden können. 

• Der Zeitraum der Vogelbestandsaufnahmen .. 
sollte möglichst zwölf Monate umfassen; in kriti­
schen Fällen sollte eine zweite Herbstperiode · 
beobachtet werden. Rast- und Zugvogelbeob­
achtungen sollten an mindestens sechs bis acht 
Terminen im Herbst stattfinden; Brutvogelkar­
tierungen an mindestens vier Terminen. 

• Ein Untersuchungsraum von 500 m um die 
äußersten Anlagen ist mindestens erforderlich. 
Daraus ergeben sich Untersuchungsflächen von 
100-'500 ha. Es ist wünschenswert, den Unter­
suchungsraum so weit zu fassen, daß Standort­
alternativen möglich sind. Dies erfordert Unter­
suchungsgebiete von 1.000-2.000 ha. 

Bei Standorten, die nicht Vorrangflächen oder 
-verdachtsflächen des Naturschutzes sind, ist 
der Erfassungsaufwand wesentlich geringer. 

Anwendungshilfen 

Um die Praxis der Eingriffsregelung bei der Er-. 
richtung von Windkraftanlagen zu verbessern, 
wurden von einem Arbeitskreis niedersächsi­
scher Naturschutzbehörden Anwendungshilfen 
erarbeitet, die in etwa den hie_r formulierten 
Anforderungen an den Vollzug der Eingriffs­
regelung entsprechen. Der vorliegende Beitrag 
basiert in Teilen auf den Ergebnissen dieses 
Arbeitskreises (ARBEITSKREIS EING RI FFSRE~ 
GELUNG/WINDKRAFTANLAGEN 1992). 

Die Arbeitskreisergebnisse wurden z. l in der 
Leitlinie des Niedersächsischen Umweltministe­
riums zur Anwendung der Eingriffsregelung bei 
der Errichtung von Windkraftanlagen berück- . 
sichtigt (NIEDERSÄCHSISCHES UMWELTMI­
NISTERIUM 1993). 

3 . Windkraftanlagen und Naturschutz- eine Standortfrage im doppelten 
Sinne 
Außerhalb der Vorrangflächen des Naturschut­
zes werden die von Windkraftanlagen auslösba­
ren Beeinträchtigungen häufig entweder nicht 
erheblich (und dann auch nicht Gegenstand der 
Eingriffsregelung) sein oder ausgeglichen wer­
den können. 

Einzelanlagen würde nämlich im Ergebnis zu 
»Windkraft-Spargellandschaften« führen. Eine 
naturschutzkonforme Standortfindung muß vor­
rangig von Landesplanung urid Raumordnung 
nach den Vorgaben des Naturschutzes geleistet 
werden. 

Insofern müssen Windkraftanlagen keine oder WindkraftanlagensindalsovorallemeineStand­
zumindest keine unlösbaren Naturschutzpro0 ortfrage. Sie sind es in einem doppelten Sinne: 
bleme aufwerfen. Grundvoraussetzung hierfür Die Umstrukturierung der Energiepolitik auf . . · 
ist die Nichtbelegung von Vorrangflächen des regenerative Energiequellen istnichtschon iden-. 
Naturschutzes, weil dort sonst regelmäßig nicht tisch mit den Anforderungen des Naturschutzes. 
ausgleichbare erhebliche Beeinträchtigungen Der Naturschutz verfolgt nämlich eine Doppel­
zu erwarten wären. Das gilt nicht nur für die strategie: Energie muß risiköärmer erzeugt wer­
Errichtung von »Windenergieparks«, sondern den; gleichzeitig müssen bestimmte Landschaf-
auch für Einzelanlagen. Eine PrivBegierung von ten vor Anlagen aller Art, auch vor dem Bau 159 
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von Wind- oder auch Wasserkraftanlagen, ge­
schützt werden. Diese Doppelstrategie gilt auch 
für andere Politikbereiche: Es ist nicht schon aus­
reichend, »sanften« Tourismus zu betreiben, es 
müssen auch bestimmte Landschaften vor jeder 
touristischen Erschließunggeschütztwerden. Es 
ist nicht schon ausreichend, die Forstwirtschaft 
nachhaltig zu betreiben, es müssen auch be­
stimmte Landschaften vor jeder forstwirtschaft- · 
liehen Nutzung geschützt werden. 

Der Anspruch »ungestörte Natur und Landschaft« 
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Zum Einfluß von Störungen auf die Rastplatz-· 
wahl von Watvögeln 1' 

von Matthias Schreiber 

1 Einleitung 
»Die Vogelschutzdebatte sollte nach dem Gut- Um Argumente für eine · sachgerechte Abwä­
achten von Prof. Vauck beendet sein« (HAA- gung bei der Standortwahl von Windkraftanla­
MANN 1992). Diese·Aussage ist unzutreffend. gen zu liefern, sollen im folgenden Ergebnisse 
Sie gilt höchstens für die Detailfrage de_s Vogel- von Rastvogel-Zählungen im Bereich von beste­
schlages an sich drehenden Rotoren (BÖTTGER henden Windparks aus 1992 und ihre Konse­
et al. 1990). Wesentlichere Fragen sind für den quenzen für künftige Planungen vorgestelltwer­
deutschen Nordseeküstenbereich (und damit in den. Ohne Frage wäre es wünschenswert, wenn 
weiten Bereichen im Grenzbereich zum Natio- Aussagen über die Störwirkungen von Wind­
nalpark »Niedersächsisches Wattenmeer«) da- parks auf mehrjährigen Erfassungen basierten 
für bisher kaum beachtet worden. Hier ist vor und nicht nur auf die beiden hier betrachteten 
allem die Beeinträchtigung wichtiger Rastplätze Arten eingingen. Wegen der Rasanz, mit der die 
für Watvögel zu nennen. >>fhe biggest gaps of Ausbreitung von Windkraftanlagen voranschrei­
knowledge exist concern the impact by distur- tet, und der Deutlichkeit der Ergebnisse er­
bance, both. in the coastal zone andin farmlands scheint jedoch auch die Darstellung einjähriger 
and the collisions of birds with WEC's just off- Erhebungen geboten. 
shore« (BERKHUIZEN & POSTMA 1991). 

2 Material und Methode 
In der Zeit von Mitte August bis Ende Oktober 
1992 erfolgten an zehn Terminen (siehe Tab. 4, 
S. 166) Erfassungen rastender Großvögel an den 
Windparks bei Pilsum (künftig »Pilsum« genannt, 
Fläche ca. 230 ha; Abb. 1 und 2) und in der 
Krummhörn (künftig »Krummhörn« genannt, 
Fläche ca. 230 ha; Abb. 1 und 3) sowie in der 
Region »Weste.rmarsch« (Fläche ca. 1075 ha; 
siehe Abb. 1), wo ein Windpark geplant ist. An 
den drei Standorten traten Störungsquellen wie 
Gebäude und Verkehrswege in gleichem (gerin­
gem) Umfang auf. Sie liegen unmittelbar hinter 
dem Deich, die intensive ackerbauliche Nut-
zung überwiegt (siehe Abb. 2 und 3). · 

Die Erfassungen fanden jeweils in der Zeit von 
3 Stunden vor bis 3 Stunden ·nach Hochwasser 
statt und dauerten für »Pilsum« pro Termin im 
Durchschnitt 34,5 Minuten, für »Krummhörn« 
32,5 · Minuten und für »Westermarsch« 3,25 
Stunden. Durch diese zeitliche Eingrenzung 
wurde gezielt die Phase, in der die Nahrungs­
flächen im Watt überflutet sind, betrachtet und 
bewertet. 

Bei jeder Zählung wurden die Gebiete mit dem 
Pkw abgefahren. Mit einem_ Fernglas wurden 
sämtliche Teilflächen abgesucht. Die Aus­
zählung von Schwärmen erfolgte mit einem 
Spektiv 30facher Vergrößerung bzw. einem 
Fernglas 20facher Vergrößerung. Die Standorte 
der festgestellten Vogelbestände wurden in einer 

Karte {M. 1: 5.000) festgehalten. In einer Liste 
wurde zusätzlich notiert, ob die Vögel ruhten 
oder auf der Nahrungssuche waren und welche; 
Rast- bzw. Nahrungshabitate sie dazu nutzten.·. 

0 2 4km 

Pewsum 

Abb. l: Lage der Untersuchungsgebiete im Landkreis Aurich 

I) Nachdruck (mit einigen redaktionellen Änderungen), leicht gekürzt, aus Naturschutz und Landschaftsplanung 25, H. 4: 
133-139; mit freund!. Genehmigung der Schriftleitl!.ng. · 
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Für die drei Gebiete erfolgte eine einfache Flä­
chennutzungskartierung mit Unterscheidung 
von Acker, Grünland und Brache. 

Bei der Ermittlung von Entfernungen zu den 
Windkraftanlagen wurde der Schwerpunkt der 
Verteilung innerhalb eines Schwarmes bzw. bei 
gleichmäßiger Verteilung dessen Mittelpunkt.als 
Bezug gewählt. Gewertet wurde jeweils das über­
wiegend beobachtete Verhalten. Traten die unter­
schiedenen Verhaltensweisen »Nahrungssuche« 
und »ruhend« in einem Trupp etwa gleich häufig 
auf, so wurden die Zahlen für Tab. 3 aufgeteilt. 

Wegen der begrenzt zur Verfügung stehenden 
Zeit war die Erfassung aller Vogelarten nicht 

3 Ergebnisse 

Verhalten gegenüber Windparks 

Großer Brachvogel und Goldregenpfeifer raste­
ten nicht in der näheren Umgebung der Wind­
parks »Pilsum« und »Krummhörn« (siehe Abb. 2 
bis 5). 90% der Brachvögel mieden in »Pilsum« 
Bereiche, die näher als 370 m an einer Wind­
parkanlage lagen (für »Krummhörn<<: 432 m), 
der entsprechende Wert für den Goldregenpfei­
fer betrug 326 (für »Krummhörn«: 329 m). Die 
Hälfte aller Brachvögel und Goldregenpfeifer 
hielten - je nach Art und Standort-sogar einen 
Abstand von 395 bis 488 m. Die Arten verhielten 
sich .an beiden untersuchten Windpark-Stand­
orten jeweils ähnlich. · 

Tab. 1: Abstände rastender Vögel von Windkraftanlagen an 
den Windparks »Pilsum« und »Krummhörn«. Angegeben 
sind die Distanzen, die im Spätsommer/Herbst 1992jeweils 
von 90%, 75% und 50% der Brachvogel- und Goldregen­
pfeifer-Bestände mindestens gemieden wurden. · 
Summe rastender Brachvögel in »Pilsum« 952, in »Krumm­
hör'n« 260; Summe rastender Goldregenpfeifer in »Pilsum« 
11.684, in »Krummhörn« 3.697. 

Anteil . 

90% 

75% 

50% 

Großer Brachvogel 
Pilsum Krummhörn 

370m 432m 

379m 435m 

408m 446m . 

· Goldregenpfeifer 
Pilsum Krummhörn · 

326m 329m 

·. 367m 423m 

395 m 488m 

Legende zu Abb. 2 und 3 (rechte Spalte): 

0 Windkraftanlage 

@ 200 Brachvogeltrupp mit Zahl der Exemplare 

fili1200 Goldregenpfeifertrupp mit Zahl der Exemplare 

[II]] .Grünland 

□Acker 
1::::==J Bereich um Windkraftanlagen, der von 90 % der Gold­
~ regenpfeifer und Großen Brachvögel gemieden wird 

möglich. Dies hätte z.B. ein systematisches 
Ablaufen aller Gräben und Gehölze erfordert. 
Deshalb fand eine Beschränkung auf die Er­
fassung der »Großvögel der Freiflächen« (d. h. 
Anseriformes, Charadriformes, Falconiforme$) 
statt. Für diese Arten kann eine mehr oder 
weniger vollständige Erfassung angenommen 
werden. In dieser Arbeit sind lediglich die Ergeb~ 
nisse für den Großen Brachvogel (Numenius ar­
quata) und Goldregenpfeifer (Pluvialis apricaria) 
dargestellt; zwei Arten, die aufgrund ihres Status 
in den '»Roten Listen« (DDA 1992) und den 
Erhebungen von FLORE(1991) und SCHREIBER 
(1992 a,b) als besonders bewertungsrelevant 
erkannt wurden (allgemeine Gefährdung, Häu-
figkeit in der Region). · 

Abb. 2: Untersuchungsgebiet »Pilsum«; 
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i===t Be~eich um Gebäude, der von 90% der Großen Brach-
t:=::j vögel .gemieden wird Abb. 3: Untersuchungsgebiet »Krummhörn«. 

lnform.d. Naturschutz Niedersachs. 5/93 



3oo Anzahl 

200 

100 

' 

100 200 300 400 500 600 
Entfernung !Meter) 

iUO 

Abb, 4: Verteilung von Brachvögeln gegenüber Windkraft­
anlagen. Dargestellt ist die Summe der Rastvögel für 10-m­
Klassen an den Windparks »Pilsum« und »Krummhörn«. 
Markiert ist das 1. Dezil. · 
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Abb. 5: Verteilung von Goldregenpfeifern gegenüber Wind­
kraftanlagen. Dargestellt ist die Summe der Rastvögel für 
10-m-Klassen an den Windparks »Pilsum« und »Krumm­
hörn«. Markiert ist das 1. Dezil. 

Rastplatzwahl gegenüber Gebäuden 

Tab.2: Abstände rastender Vögel zu Gebäuden. Angegeben 
ist die Distanz, die im Spätsommer/Herbst 1992 jeweils von 
90%; 75% und 50% der Brachvogel- und Goldregen­
pfeifer-Bestände im Gebiet »Westermarsch« mindestens 
gehalten wurden. · 
Summe rastender Großer Brachvögel 22.799, Summe 
rastender Goldregenpfeifer 11.567. 

Anteil 

90% 

75% 

50% 

Großer Brachvogel 

231 m 

304m 

433m 

Goldregenpfeifer 

150m 

197m 

276m 

Zu Gebäuden hielt die Masse der Individuen bei­
der Arten in »Westermarsch« einen deutlichen 
Abstand: · 90% aller im Untersuchungsgebiet 
festgestellten Brachvögel mieden Bereiche, die 
näher als 231 man Gebäuden lagen (Abb. 6). 
Die Vögel, die sich in größerer Nähe zu Häusern 
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Abb. 6: Verteilung von Großen Brachvögeln gegenüber 
Gebäuden. Dargestellt ist die Summe der Rastvögel für 
l0-m°Klassen aus dem Gebiet »Westermarsch«. Markiert ist 
das 1. Dezil. . 
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Abb. 7: Verteilung von Goldregenpfeifern gegenüber Ge­
bäuden. Dargestellt ist die Summe der Rastvögel für 
· 10-m-Klassen aus dem Gebiet »Westermarsch«. Markiert ist 
das 1. Dezil. 

aufhielten, · waren überwiegend auf der · Nah­
rungssuche. 90% der Goldregenpfeifer hielten 
von Häusern einen größeren Abstand als 150 m 
(Abb. 7). Die Hälfte der Großen Brachvögel mied 
sogar einen kleineren Abstand als 433 m, beim 
Goldregenpfeifer errechnete sich für die Hälfte 
des Rastbestandes eine Mindestentfernung von 
276 m (siehe Tab. 2). · 

Rastbestände vor und 'nach Bau einer einzel­
nen Windkraftanlage 

In »Westermarsch« konnten Ergebnisse · von 
Rastvogel-Zählungen vor und nach Errichtung 
einer einzelnen Windkraftanlage (Beginn· der 
Aufstellüng 15.9.1992 vormittags) miteinander 
verglichen werden. Nach diesem Termin wurde 
die nähere Umgebung kaum noch als Rastplatz 
genutzt(Abb. 8a und b). Der RückgangderRast­
bestände hier war nicht auf einen allgemeinen 
saisonalen Trend zurückzuführen (vgl. Tab. 4). 163 
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Abb. 8: Rastplatzverhalten von Großem Brachvogel und 
Goldregenpfeifer a) vor und b) nach Errichtung einer einzel-
nen Windkraftanla~e. Signaturen siehe Abb. 2/3. · 

4 Bewertung der Ergebnisse 
Die Masse der Vögel suchte die hier beobachte­
ten, deichnahen Gebiete während der Hochwas-

. sersituationen zur Rast auf, die Nahrung dage­
gen dürfte vornehmlich im Watt gesucht werden. 
Rastende Brachvögel und Goldregenpfeifer 
bevorzugten · eindeutig Ackerflächen. Dieses 
Ergebnis kann auch auf Möwenbestände über­
tragen werden. Die Küstennähe dürfte energe­
tische Vorteile bieten-(geringe Entfernung zu 
Nahrungsflächen im Watt) und ist für die Rast­
platzwahl von Watvogelarten allgemein be­
schrieben worden (SMIT & W0LFF i981). 

Grünland dagegen wurde im Herbst 1992 als 
Rastplatz kaum aufgesucht. Dies mag . auf 
größere Störungen durch Beweidung und die 

Landnutzung an den Rastplätzen 

Die Landnutzung der Rasthabitate wurde ledig­
lich anhand der Ergebnisse in »Westermarsch« 
ermittelt, da hier die Anteile von Acker und Grün­
land annähernd gleich waren (ca. 450 ha des 
Untersuchungsgebietes waren zum Zeitpunkt 
der Erhebung ackerbaulich genutzt, ca. 550 ha 
als Grünland, Rest: Brache, Bebauung und Ver­
kehrswege), während in »Pilsum« und »Krumm­
hörn« Ackernutzung eindeutigdominierte (siehe 
Abb. 2 und 3). -

Als Rastflächen wurden in »Westermarsch_;, ein~ 
deutig Ackerflächen bevorzugt. Bestätigt wird 
dieses Ergebnis durch die Rastplatzwahl an den 
Windparks (siehe Abb. 2 und 3). Grünland dage­
gen wird entsprechend selten aufgesucht und 
dann überwiegend zur Nahrungssuche. 

Tab. 3: Habitatnutzung und Verhalten von Großem Brach­
vogel und Goldregenpfeifer im Gebiet »Westermarsch« im 
Spätsommer/Herbst 1992 

Großer Brachvogel Goldregenpfeifer 

auf Wiese 
ruhend 650 2,8% 252 2,2% 

Nahrung suchend 1731 7,5% 295 2,6% 

unbestimmte Aktivität 15 0,1% 

auf Wiese insgesamt 1) 2396 10,4% 547 - 4,8% 

auf Acker 
ruhend 20217 87,4% 5895 51,7% 

Nahrung suchend 420 1,8% 3070 27,0% 

unbestimmt 100 0,4% 1873 16,5% 

auf Acker insgesamt I) 20737 89,6% 10838 95,2% 

ll Entgegen der Aufsummierung in Tab. 2 und 4 wurden in 
Tab. 3 Trupps, die dort als mögliche Doppelzählungen außer · 
Acht gelassen worden waren, mitberücksichtigt (z.B. wenn 
sie innerhalb des Gebietes von Wiese auf Acker wechselten). 
Andererseits lagen in einzelnen Fällen keine Angaben zur Bo­
dennutzung des Beobachtungsplatzes vor. 

damit verbundenen regelmäßigen Besuchen 
der Flächen durch Landwirte zurückzuführen 
sein, könnte vielleicht auch mit den dort immer 
wieder ansitzenden bzw. anfliegenden · Mäuse­
bussarden zusammenhängen, die Rastvogel­
bestände zum Auffliegen veranlassen. Grünland 
weist durch Weidezäune und darunter aufge­
wachsenes Gras außerdem eine geringere Über­
sichtlichkeit auf. 'Hinzu könnten mikroklimati­
sche Gründe kommen. Die Bevorzugung von 
Ackerstandorten mag überraschen, ist aber 
keineswegs ungewöhnlich, wie Zusammenstel~ 
lungen anderer Autoren bestätigen. FULLER & 
Y0UNG MAN (1979) stellten für zwei Winterhalb~ 
jahre67,9 bzw. 83,4% derGoldregenpfeiferauf 
Acker fest. · · 
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Die Standorte »Pilsum« und »Krummhörn<< so­
wie ihre Umgebung bieten als Rastplätze an sich 
optimale Voraussetzungen: Es handelt sich um 
fast reine Ackerstandorte, sie sind großflächig 
unbesiedelt und deichnah. Die Rastbestände 
dort bestätigen dies, in beiden Gebieten wird die 
Schranke, die für die Einstufung als Rastgebiet 
· nationaler Bedeutung gezogen wurde (BERN DT 
et al. 1985), überschritten. 

Umso mehr fällt es deshalb auf, daß von Großen 
Brachvögeln und Goldregenpfeifern um beide 
Windparks in gleichem Umfang ein großer 
Bereich ausgespart wird. Ähnliche Ergebnisse 
werden von anderen Autoren gefunden: WIN­
KELMAN (1990) beobachtete, daß verschiedene 
Arten, darunter besonders auffällig Großer 
Brachvogel und Goldregenpfeifer, in einem Ab­
stand von 250 bis 500 m um eine neu errichtete 
Anlage signifikant abnahmen. Nach Untersu­
chungen von PEDERSEN & POULSEN (1991) 
· nahmen rastende Vogelschwärme im 800 m-
Bereich einer 90 m hohen, 2-MW-Einzelanlage 

deutlich ab. Auch hier reagierten Goldregen~ 
pfeifer besonders empfindlich. Daß es an den 
beiden untersuchten Windpark-Standorten nicht 
zur Aufgabe des Rastplatzes gekommen ist, 
dürfte an den noch verbliebenen, ausreichend 
großen Ackerflächen in der Umgebung liegen. 

Der beobachtete, übereinstimmend negative 
Einfluß von Windkraftanlagen auf Rastvogelbe­
stände findet seine Bestätigung in der Entwick­
lung der Rastbestände während der Aufstellung 
einer Windkraftanlage im Bereich »Westermarsch«. 
Auch wenn damit kein ursächlicher Zusammen­
hang bewiesen ist, legt das zeitliche Zusammen­
treffen von Aufstellung der Windkraftanlage und 
dem Ausbleiben von rastenden Vögeln einen 
maßgeblichen Einfluß der Anlage sehr nah. Für 
eine Gewöhnung an Windparks spricht nach die­
sen Erhebungen nichts, zumal die Anlagen in 
»Pilsum« bereits seit 1989 (EWE o.J.) betrieben 
werden und hier das Meideverhalten nicht 
weniger auffällig war als in »Krummhörn« oder 
»Westermarsch« (Abb. 2, 3 und 6). 

s Konsequenzen für die Genehmigung von Windparks 

Windparks mittlerer Größe (12 Anlagen, z.B. 
Windpark »Krummhörn«) »verbauen« ca. 140 ha 
als Rastplatz, wenn man den Abstand zugrunde 
legt, den 90% der Vögel meiden (ca. 350 m, 
siehe Tab. 1). Diese Fläche wächst auf ca. 210 ha, 
wollte man eine Beeinträchtigung wenigstens für 
die Hälfte der Goldregenpfeifer sicher ausschlie­
ßen (488 m, siehe Tab. 1). Der von GÖR LICH & 
NIEMANN-HOLLATZ (1993) angenommene 
Rastplatzverlust von »mindestens 250 Meter« 
im Umkreis von Wi.ndparks setzt damit eindeutig 
zu niedrig an. 

Watvögel, die den Artenreichtum des National­
parks »Niedersächsisches Wattenmeer« am 
augenfälligsten repräsentieren, sind auf offene, 
störungsarme Bereiche nahe dem Deich mit 
einem Mindestabstand zur menschlichen Be­
bauung als Hochwasserrastplätze angewiesen. 
Sie ergänzen die Nahrungsflächen im Watt ele­
mentar, denn sie ermöglichen es den Vögeln, die 
Engpaßsituation »Hochwasser« zu überbrücken 
(»nahe Hochwasserfluchtplätze«: GLUTZ VON 
BLOTZHEIM et al. 1977). Würden sie dagegen 
fehlen oder dauerhaft beeinträchtigt werden, 
wären auch die nahrungsreichen Wattflächen 
nur noch eingesc_hränkt, z.B. unter erhöhtem 
Energieaufwand, nutzbar. Dieser Zusammen­
hang wirq_ auch von den Behörden erkannt 
(NIEDERSACHSISCHES UMWELTMINISTERIUM 
1992). 

Eine Beeinträchtigung der Vögel nach Zerstö­
rung eines günstigen (d. h. wattnahen und unge­
störten) Rastplatzes dürfte direkt zwar kaum · 
meßbar sein, ist jedoch nicht wegzudiskutieren: 
In Phasen erhöhter physiologischer Beanspru-. 
chung (Erholung von der vorangegangenen 
Brutzeit, Mauser, ungünstige Witterung) müßte 
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zusätzlich ein verstärkter Aufwand zum Errei­
chen eines· geeigneten Hochwasserrastplatzes 
getrieben oder verstärkte Störungen in Kauf 
genommen werden. Treten die so schlechter 
konditionierten Vögel im kommenden Jahr ihr 
Brutgeschäft in oftmals beeinträchtigten Le­
bensräumen an, so potenzieren sich die ver­
schiedenen Nachteile möglicherweise zu einem 
verminderten Reproduktionserfolg. 

Daß diese Konkurrenz zwischen.Windparks und 
Watvögeln keine spekulative ist, sondern sehr 
konkrete Formen annehmen kann und u. U. 
keinen Spielraum mehr für eine Abwägung zu­
gunsten eines Windparks übrig läßt, veran­
schaulicht drastisch die Situation in »Wester­
marsch« (Landkreis Aurich): 

Für den Bereich »Westermarsch« ist der Bau 
eines Windparks mit 11 Anlagengeplant. Gleich­
zeitig befindet sich dort der größte binnendeichs 
gelegene niedersächsische Rastplatz des Gro­
ßen Brachvogels (NLÖ, mdl.), wahrscheinlich 
für die gesamte Bundesrepublik. Die Bestands­
zahlen überschritten bei insgesamt 4 von 16 
Zählterminen (SCHREIBER 1992 a, b) die 
Grenze für die Einstufung als international be~ 
deutsames Rastgebiet (nach BERNDT et al., 
1985, 3.000 Expl.; am 15. 9. 92 wurden 6. 766 
Große Brachvögel gezählt, siehe Tab. 4), zusätz­
lich wurde 1992 einmal die Grenze für nationale 
Bedeutung (1.500 Exemplare) überschritten, 
1991 ein weiteres Mal allein in einem kleinen 
Teilgebiet (FLORE 1991). Die Regelmäßigkeit, 
mit der diese großen Rastbestände in »Wester­
marsch« beobachtet wurden, läßt den Schluß 
zu, daß es sich hier auch tatsächlich um ein 
»Rastgebiet internationaler Bedeutung« han­
delt. Für diesen Status muß der Grenzwert bei 165 
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Tab. 4: Summe rastender Großer Brachvögel und Goldregenpfeifer in den Zählgebieten (siehe Abb. 1) 

Art/ Gebiet 20.8. 27.8.· 01.9. 10.9. 15.9. 28.9. 1.10. 13.10. 15.10. 29.10. Summe 

»Pilsum« (ca. 230 ha) 
Großer.Brachvogel 35 170 43 57 214 265 168 952 
Goldregenpfeifer 450 30 260 2900 5000 · 481 131 382 530 1520 11684 

»Krummhörn« (ca. 230 ha) 
Großer Brachvogel 99 98 33 30 260 
Goldregen pfeif er 220 100 355 535 200 1617 370 130 . 170 3697 

»Westermarscti« (ca. 1075 ha) 
Großer Brachvogel 29 506 5709 1348 6766 7 9 69 6559 1797 22799 
Goldregenpfeifer 128 756 1155 852 2155 685 1551 650 1040 2595 11567 

»Einzelanlage« (ca. 80 ha) 
Großer Brachvogel 650 1300 
Goldregenpfeifer 21 300 410 550 

einem Beobachtungszeitraum von fünf Jahren 
in 3 Jahren mindestens je einmal überschritten 
worden sein. 

Zwei andere · Zahlen mögen die Bedeutung 
zusätzlich veranschaulichen: 6. 766 Große 
Brachvögel entsprechen immerhin ca. 3/4 des 
bundesrepublikanischen Brutbestandes (Schät­
zungen nach BAUER & THIELCKE, 1982; nach 
WITT (1992) sind seither »keine allgemein signi­
fikanten Rückgänge« erkennbar) bzw. 15 bis 
20% des niedersächsischen Wattenmeer-Rast­
bestandes (KNIEF 1982). Für »Westermarsch« 
ist außerdem ein großes Einzugsgebiet zu ver­
muten, da in den unmittelbar vorgelagerten 
Wattflächen bisher keine so großen Bestände_ 
gefunden worden sind (eigene Beobachtungen, 
DAHL & HECKEN ROTH 1978}. 

Die Goldregenpfeifer-Bestände überschritten 
den Grenzwert für ein Rastgebiet nationaler 
Bedeutung 1991 dreimal (FLORE 1991; die 
Erfassungen beschränkten sich auf eine kleine 
Teilfläche von »Westermarsch«), 1992 fünfmal 
(SCHREIBER 1992 b). 

Beim Landkreis Aurich steht die Entscheidung 
noch aus, ob eine Genehmigung erfolgen soll. 

410 1 24 85 2470 
5 640 11 150 25 2112 

gar nicht vorhanden sind! (Der Standort »We­
stermarsch« ist ohne Kenntnis der überragen­
den Bedeutung als Watvogel-Rastplatz als Vor­
rangstandort für Windparks in das regionale 
Raumordnungsprogramm · des · Landkreises 
Aurich aufgenommen worden.) Mit solchen 
Fehl-Empfehlungen sind Konflikte zwischen 
Betreibern, Behörden und Naturschützern vor- . 
programmmiert. Das Potential dafür ist beträcht- . 
lieh: In »Westermarsch« geht es um 3 Megawatt 
Leistung, der Landkreis Aurich soll jedoch 
Standorte für 200 MW bereitstellen (NIEDER­
SÄCHSISCHES INNENMINISTERIUM 1992). 

Das Defizit an Informationen über bedeutende· 
Rastplätze im Nahbereich des Nationalparks · 
»Niedersächsisches Wattenmeer<< mit seinen 
weitreichenden Konsequenzen läßt sich durch 
eine flächendeckende Kartierung des entspre­
chenden Küstenstreifens beheben. So sehr es . 
dafür fachlich geboten wäre, vor der Errichtung 
weiterer Windparks als Bewertungsgrundlage 
mehrjährige Zählreihen zu erheben, so unreali­
stisch ist eine solche Forderung'angesichts der 
großen wirtschaftlichen Attraktivität für Betrei­
ber und Hersteller, aber auch mit Blick auf die 
Notwendigkeit, die Energiewinnung aus fossilen 
und nuklearen Brennstoffen zu ersetzen. 

Konfliktminimierung · durch Festlegung von Als unabdingbare Nachbesserung zur Standort­
Tabu- und Vorrangstandorten · beurteilung muß jedoch für den Nahbereich des 

Nationalparks »Niedersächsisches · Watten­
Konflikte zwischen der Sicherung von bedeuten- meer« ejne Kartierung der Hochwasserrastbe­
den Rastplätzen und der Errichtung von Wind- stände über mindestems eine komplette Durch~ 
parks lassen sich durch Abgrenzung von Tabu- zugsaison (August bis Mai) gefordert werden. 
und Vorranggebieten vermeiden. Grundsätzlich Erfaßt werden sollte ein ca. 3 km breiter Küsten­
mag dies die Absicht des Niedersächsischen streifen in wenigstens vierzehntägigem Abstand 
. Landesraumordnungsprogrammes sein: »Die in der Zeit vor und nach dem Hochwasser. Erste 
dafür erforderlichen Flächen sollen raumordne- Erkenntnisse über Tabuzonen könnten bereits 
risch gesichert werden« (NIEDERSÄCHSISCHES nach einer Erfassungssaison vorliegen, Öetail­
lNNENMINISTERIUM 1992). Dem folgen die erhebungen wären dann Angelegenheit der · 
Landkreise durch die Ausweisung von Vorrang- Landkreise bzw. Bestandteil der Raumord­
standorten in den Regionalen Raumordnungs- nungsverfahren zu den Einzelvorhaben . oder · 
programmen (z.B. LANDKREIS AURICH 1992). zusätzliche Aufgabe der Landschaftsrahmen­
Diese begrüßenswerten Ansätze helfen aller- . pläne. Integriert werden sollten in dieses Zähl­
dings nichts, wenn die Grundlagen für eine ge- . programm außerdem Erhebungen an bestehen- . 
naue Abgrenzung nach ökologischen Kriterien den Windparks, um bisherige Erkenntnisse über 
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Abb. 9: Hochwasserrastplatz für Watvögel und Windparkstandort - ein Konflikt. 

deren Auswirkungen zu vertiefen. In diesem Jahr 
sollte es zu einem Moratorium bei der Errichtung 
von neuen Windparks bei gleichzeitiger Siche­
rung öffentlicher Fördergelder kommen. 

Die Landesregierung in Niedersachsen sieht 
eine großflächige Abwägung zwischen Natur­
schutzbelangen und Windparkeignung bisher 
jedoch nicht vor, sondern beschränkt sich in 
ihren Ankündigungen auf ein vom Deutschen 
Windenergie-Institut zu erstellendes Konzept 
(siehe PAHLKE et al. 1993), »in dem Gebiete 
dargestellt werden, die aufgrund der natürlichen 
Voraussetzungen und unter Berücksichtigung 
der anderen Nutzungsansprüche für die Nut­
zung der Windenergie besonders gut geeignet 
sind« (NIEDERSÄCHSISCHES INNENMINISTE­
RIUM 1992). 

Kriterien für Tabuzonen 

Windparks sollten dort nicht errichtet werden, 
wo Rastgebiete nationale oder internationale 
Bedeutung erreichen. Wegen ihrer besonderen 
Bedeutung für den Nationalpark »Niedersäch­
sisches Wattenmeer« muß bei der Abgrenzung 
dieser Ausschlußbereiche besondere Sorgfalt 
geübt werden. Windparkvorhaben könnten mit 
optimierter Anlagentechnik und u. U. zusätz­
lichen Förderprogrammen zum Ausgleich von 
Wirtschaftlichkeitsverlusten weiter ins Binnen­
land verlegt werden, wo die Konflikte mit der 
Nutzung als Hochwasserrastgebiet geringer 
ausfallen dürften. · 

Bei regional bedeutsamen Rastplätzen sollten­
unter Berücksichtigung der spezifischen Habi­
tatansprüche der Arten - mindestens zwei 
Ausweichflächen nachgewiesen sein, bevor eine 
Genehmigung für einen Windpark erteil(wird. 

Der niedersächsische Leitlinienentwurf (NIE- . 
DERSÄCHSISCHES UMWELTMINISTERIUM 
1992) geht auf solche Erfordernisse bisher nur 
unzureichend ein 1l. In ·feuchtgebieten interna­
tionaler Bedeutung (RAMSAR-KONVENTION), 
lmportant Bird Areas (EG-VOGELSCHUTZRICHT-

. LINIE) und Gebieten, die die Voraussetzungen 
für Naturschutzgebiete, Naturdenkmäler und 
geschützte Landschaftsbestandteile erfüllen 
und entsprechend kartiert, aber noch nicht be- . 
sonders geschützt sind, »überwiegen Belange 
des Naturhaushalts gegenüber Belangen des 
Vorhabenträgers«. Ausdrücklich verboten ist die 
Errichtung lediglich in Naturschutzgebieten, 
Nationalparken, in Naturdenkmälern, ge­
schützten Landschaftsbestandteilen, beson­
ders geschützten Biotopen und den nach dem 
Niedersächsischen Naturschutzgesetz ge­
schützten Wallhecken. So selbstverständlich 

. der Ausschluß von baulichen Einrichtungen auf 
diesen wenigen Prozent der Landesfläche sein · 
sollte, so deutlich wird am Beispiel der national 
oder international bedeutsamen Rastgebiete, 
daß auch formal noch · nicht besonders ge­
schützte Gebiete tatsächlich höchst schutz­
würdig sein können und für bestimmte Eingriffe 
tabu sein müßten. 

Ii Die inzwischen fertiggestellte Leitlinie ist in diesem Heft auf S. 170 ff. abgedruckt, die Schriftleitung. 
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G Anforderungen an Windpark-Gutachten unter Berücksichtigung des 
Rastplatzaspektes 
Aus den möglichen Beeinträchtigungen durch 
die Errichtung von Windparks ergibt sich der für 
ökologische Gutachten erforderliche Untersu­
chungsumfang. Allgemeine Ausführungen dazu 
sind in Arbeit (NLÖ 1992; INGENIEURGEMEIN­
SCHAFT AGWA, in Vorbereitung; GÖRLICH & 
NIEMANN-HOLLATZ 1993). Zur letztgenannten 
Arbeit sei angemerkt, daß die darin gemachte 
Aussage: »daß die Auswirkungen auf Brut- und 
Standvögel ebenfalls eher gering sind« zumin­
destaus einem Teil der zitierten Arbeiten so nicht 
abgeleitet werden kann (SCHREIBER 1991; 
FLORE 1991). Diese Arbeiten prognostizierten 
mögliche Auswirkungen geplanter Anlagen auf 
die Vogelwelt. Möglicherweise empfindlichere 
Vogelarten wie Feuchtwiesenbrüter kamen an 
diesen Standorten nicht vor. Hier sollen vor allem 
die im Hinblick auf den Konflikt »Hochwasser­
rastplatz« zu bedenkenden Gesichtspunkte ver­
tieft werden. 

• Kartierungen an geplanten Windparkstand­
orten sollten eine_ komplette Durchzugperiode 
(August bis Mai) umfassen. 

• Eine Beschränkung auf die beiden systemati­
schen Ordnungen Charadriformes und Anseri­
formes erscheint ausreichend. 

• Die Zählungen sollten mindestens in vier­
zehntägigen Abständen,. in den Monaten Sep­
tember bis November und März bis Mai besser 

7 · Offene Fragen 
Wie einleitend bereits angedeutet, bleiben Fra­
gen offen bzw. sollten vertieft werden: 

• Wie verhalten sich andere, im Wattenmeer 
dominante Arten bei ihrer Rastplatzwahl gegen­
über Windkraftanlagen b2:w. Windparks? 

• Ändert sich die Rastplatzwahl in der Umge­
bung von Windkraftanlagen bzw. Windparks 
langfristig? Tritt eine Gewöhnung ein? 

• Wie groß ist die Abhängigkeit von den binnen­
ländischen Hochwasserrastplätzen für die im 
Wattenmeer rastenden Arten? 
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Leitlinie 
zur Anwendung der Eingriffsregelung des Niedersächsischen Natur­
schutzgesetzes bei der Errichtung von Windenergieanlagen 

Niedersächsisches Umweltministerium, 21. Juni 1993 
. . . . 

Mit Bekanntmachung vom 21. Juni 1993 hat das Niedersächsische Umweltministerium die 
folgende Leitlinie veröffentlicht; sie ist inzwischen auch im Niedersächsischen Ministerialblatt abge­
druckt (Nds. MB!. S. 923). Die darin getroffenen Regelungen entsprechen teilweise den fachlichen 
Empfehlungen des Arbeitskreises Eingriffsregelung/Windkraftanlagen von 1992 (vgl. Beitrag 
BREUER 1993, S. 152 ff. dieses Heftes). Die Schriftleitung. 

l; Allgemeines · 

1.1 

Diese Leitlinie enthält Ausführungsbestimmun­
gen zur Eingriffsregelung gemäß den§§ 7 ff. des 
Niedersächsischen Naturschutzgesetzes (N NatG) 
in bezug auf Windenergieanlagen. Dabei bezie­
hen sich die Beispiele und Einzelhinweise auf 

noch ein atomares Risiko mit sich bringt. Bei der 
Genehmigung von Windenergieanlagen ist es 
naturschutzrechtlich aber nur möglich, diese· 
positiven Effekte bei der Abwägung gemäß § 11 
NNatG zu berücksichtigen (s. Nr. 6.1). · 

den Küstenraum, weil sich dort der Bau von 1.2 
Windenergieanlagen konzentriert. 

Die Eingriffsregelung strebt die Sicherung der · 
Funktionen und Werte der Leistungsfähigkeit · 
des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes 
an. Die zentrale Verpflichtung ist,- das Eingriffs-'. 
vorhaben sozu konzipieren unddurchzuführen, 
daß erhebliche Beeinträchtigungen so weit wie 
möglich vermieden und unvermeidbare kom-. 

Die Nutzung des Windes zur Gewinnung elektri­
scher Energie hat aus der Sicht von Naturschutz 
und Landschaftspflege verglichen mit der Nut­
zung fossiler Energieträger und der Atomenergie 
den Vorteil, daß sie. sich einer unerschöpflichen 
Energie bedient und dabei weder Luftschad­
stoffe, Reststoffe, Abfälle und Abwärrpe abgibt 

· 2. Eingriffstatbestand(§ 7 NNatG) 

2.1 

pensiert werden. · · · 

· beiden Schutzgüter Leistungsfähigkeit des Na-
turhaushalts und Landschaftsbild muß je für sich · 

Ob eine erhebliche Beeinträchtigung im Sinne betrachtet .werden. 
des§ 7 NNatG vorliegt, ist abhängig von der in 
objektiver Betrachtungsweise ermittelten 

- Bedeutung der Funktionen und Werte der Lei­
stungsfähigkeit des Naturhaushalts und des 
Landschaftsbildes, die voraussichtlich beein­
trächtigt werden und der 

- Art der voraussichtlichen Beeinträchtigung 
sowie ihres zeitlichen und räumlichen Aus­
maßes. 

Im Grundsatz ist jede Beeinträchtigung von 
Funktionen und Werten mit besonderer Bedeu­
tung für die Leistungsfähigkeit des Naturhaus­
halts oder für das Landschaftsbild als erheblich 
einzustufen. Werden Funktionen und Werte mit 
nur allgemeiner Bedeutung beeinträchtigt, so ist 
dies in der Regel nicht erheblich. Im Einzelfall 
kann wegen einer herausragenden Dimension 
des Vorhabens jedoch eine erhebliche Beein-. 
trächtigung vorliegen. Die Beeinträchtigung der 

2.2 
-

Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts kann 
durch die Errichtung von Windenergieanlagen 
erheblich beeinträchtigt werden, wenn sie z.B. 
in Lebensräumen, vornehmlich Brut-, Rast- und _·. 
Nahrungsgebieten der .Wat-, Wasser- und Wie­
senvögel, z .. B. in Feuchtgrünland, deichnahen 
Flächen und dem Umfeld von größeren Gewäs­
sern errichtet werden, weil die Vögel sie dann je 
nach den näheren Umständen nicht mehr oder 
nicht mehr im bisherigen Maße nutzen können. 
Windenergieanlagen stellen mit ihren hohen • · 
Masten und den sich bewegenden Rotoren auch . 
Hindernisse im Flugraum der Vögel dar, die sie in 
unterschiedlichem Maße zum Ausweichen zwin- · 
gen und z. 8. das Durchfliegen von Verbindungs- . 
schneisen der o. a. Vogellebensraume etwa zwi- . 
sehen bebauten Gebieten hindurch behindern 
.können. · 
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Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts kann verfremden und dadurch beeinträchtigen.· 
auch erheblich beeinträchtigt werden, wenn Hinzu kommen die von ihnen· ausgehenden 
beispielsweise für einen Windenergiepark in Geräusche. 
großem Umfang Boden versiegelt wird. 

Wegen ihrer Beeinträchtigung des Landschafts­
bildes ist die Errichtung von Windenergie-

2.3 anlagen in der Regel als Eingriff in Natur und 
Landschaft anzusehen. Die Beeinträchtigung 

Windenergieanlagen können auch das Land- des Landschaftsbildes kann unerheblich sein, 
schaftsbild erheblich beeinträchtigen, wenn s1e wenn die Windenergieanlagen in der Nachbar­
die naturraumtypischen Erscheinungen, die das schaft zu ähnlich dominanten Anlagen, wie z.B. 
Landschaftsbild prägen, beseitigen oder über- hohen Gebäuden, Fabriken, Hafenanlagen, 
formen und damit den Charakter der Landschaft Stromfreileitungen, errichtet werden sollen. 

3. Besonders geschützte Bereiche 

Die Errichtung von Windenergieanlagen ist -
unter Zulassungsmöglichkeiten im Einzelfall -
verboten in: 

---: Naturschutzgebieten, § 24 NNatG, 
- Nationalparken, § 25 NNatG, 
- Naturdenkmalen, § 27 NNatG, 
- besonders geschützten Biotopen, § 28 a 

NNatG und 
- Wallhecken, § 33 NNatG. 

In Landschaftsschutzgebieten, § 26 NNatG, 
und geschützten Landschaftsbestandteilen, 
§ 28 NNatG, richtet sich die Zulässigkeit nach 
der jeweiligen Schutzverordnung bzw. -satzung. 
In Teilbereichen .kommen nach Prüfung des 
Einzelfalls Ausnahmen oder Befreiungen in 
Betracht. Haridelt es sich dabei um Windparks . 
i_n Landschaftsschutzgebieten, wird im Regelfall 
eine Entlassung der betreffenden Fläche aus 
dem Schutz erforderlich werden. 

4. Vermeidung von Beeinträchtigungen(§ 8 NNatG) 

Beeinträchtigungen von Funktionen und Werten 
der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder 
des Landschaftsbildes sind gemäß § 8 NNatG 
soweit wie möglich zu vermeiden. Der Vermei­
dungsgrundsatz bezieht sich aUf alle Merkmale 
des Eingriffsvorhabens, wie Standortwahl,· Bau­
weise, Materialien usw. 

4.1 Verminderung von Beeinträchtigungen 
der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 
durch bestimmte Vorkehrungen 

- Ein Standort mit ausreichend guten Windver~ 
hältnisse in der Nähe von anderen baulichen 
Anlagen wird in der Regel mit den geringsten 
Beeinträchtigungen der Küstenvogelwelt ver­
bunden sein. 

- Windenergieanlagen sollen möglichst nicht in 
für die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 
wichtige Kleinstrukturen, wiez. B. Flurgehölze, 
Grabenränder, Naßstellen, errichtet werden. 

- Anlagengruppen sollen so angeordnet wer­
den, daß Zugbewegungen und Standort­

. wechsel der Vögel möglichst wenig beein­
trächtigt werden. 

- Masten, die abgespannt werden müssen, 
stellen ein zusätzliches Vogelschlagrisiko dar, 
das vermieden werden sollte, indem andere 
Mastkonstruktionen gewählt werden. 
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- Erschließungwege sollen möglichst kurz sein. 
Zerschneidungseffekte können vermindert 
werden, wenn Wege in vorhandene Struktu­
ren eingefügt werden (z.B. entlang und nicht 
quer zu Gräben). Sie sollten allenfalls in was­
sergebundener- Bauweise erstellt werden. 
Nach der Bauphase hat sich die Übererdung 
wassergebundener Decken bewährt. Je nach 
örtlichen Verhältnissen kann die vorüberge­
hende Verlegung von Stahlgittermatten eine 
pflegliche Methode der Erschließung dar-· 
steilen. · · 

- Nebenanlageri sollen möglichst zusammen-_ 
gelegt werden, wenn mehrere Windenergie~ 
anlagen benachbart errichtet werden. Versie­
gelung und Störeffekte können so gemindert 
werden. 

- Beleuchtung, gärtnerische Gestaltung und 
Maßnahmen, die Besucherverkehr. anzie-. 
hen, stellen vermeidbare Beeinträchtigun­
gen von Natur und Landschaft dar. 

4.2 Verminderung von Beeinträchtigungen 
.des Landschaftsbildes durch bestimmte Vor­
kehrungen 

.,...... Um unnötige Dominanz zu vermeiden, sollen · 
Windenergieanlagen, soweit es die Windver­
hältnisse und das Erfordernis des Lärmschutzes 
zulassen, in möglichst enger Nachbarschaft 171 



172 

zu höheren baulichen Anlagen, wie Hofstel­
len, Produktionsstätten, Kraftwerken, Um­
spannwerken, Freileitungen, Häfen, Freizeit­
parks, errichtet werden - ausgenommen 
bauliche Anlagen von besonderem Wert für 
das Landschaftsbild, wie historische Kirch­
türme, Leuchttürme oder Wurten. Dadurch 
kann die Beeinträchtigung des Landschafts­
bildes u.U. ganz vermieden oder unter die 

. Erheblichkeitsschwelle gesenkt werden, s. 
Nr. 2. Auch die Nachbarschaft zu sonstigen 
Anlagen in der freien Landschaft, wie Stra­
ßen, Eisenbahnen, · Wasserwerke, Kläranla­
gen, kann die Beeinträchtigung des Land­
schaftsbildes verringern. 

- Von naturraumtypischen Landschaftsele­
menten, wie Geestkanten, Gewässsern 
1. Ordnung, alten Deichlinien, soll minde­
stens ein Abstand von 100 Metern gehalten 
werden. 

- Anlagengruppen · sollen möglichst nicht in 
Reihe, sondern flächenhaft konzentriert an­
geordnet werden. In besonderen, von der 

örtlichen Situation abhängigen Fällen, kann . 
· aber eine Anordnung in Reihe geringere 
Beeinträchtigungen mit sich bringen. ' 

- Innerhalb einer Anlagengruppe sollen die 
Einzelanlagen in Höhe und Ausführung mög­
lichst gleichartig sein. · 

- Die Farbgebung der Windenergieanlagen soll 
· so gehalten sein, daß sie sich in den Natur­
raum möglichst unauffällig einordnen. Unge­
brochene und leuchtende Farben sind zu 
vermeiden. ·.· 

- Nebenanlagen, wie z.B. Transformatoren-
. häuser, sollen sich in ihrer Baugestalt mög­
lichst harmonisch in das Landschaftsbild ein­
fügen; dazu kann eine Bepflanzung init 
standortheimischen Gehqlzen beitragen. , 

- Werden Windenergieanlagen vo'r dem Hinter- · 
grund traditioneller Bausubstanz errichtet, so . 
sollen sie in Standortwahl, Konstruktion und 
Farbgebu,ng diese berücksichtigen. 

s. Ausgleich von erheblichen Beeinträchtigungen 

5.1 Allgemeines Beeinträchtigungsschwere geschehen. · 

Unvermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen Der Ausgleich kann aus zwei Gründen nicht 
sind gemäß § 10 NNatG auszugleichen. Die möglich sein: Entweder ist die Beeinträchtigung· 
Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des so schwer, daß ausreichende Ausgleichsmaß­
Naturhaushalts und des Landschaftsbildes sind nahmen absolut oder im gegebenen betroffenen 
ausgleichbar, wenn die betroffenen Funktionen Gebiet nicht denkbar sind, oder Ausgleichsma B­
und Werte in dem vom Eingriff betroffenen nahmen sind zwar denkbar, aber der .Verursa~ · 
Raum wiederhergestellt werden können. Das eher des Eingriffs kann sie nicht durchführen, 
kann auch durch die Behebung von im wesent- z.B. weil er über ein dafür nötiges Grundstück 
liehen gleichartigen Vorbe]astungen mit gleicher nicht verfügen kann. 

5.2 Beispiele für Ausglei~hsmaßnahmen 

Erheblich beeinträchtigte Funktion~n und Werte · Ausgleich 

Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 

Verlust einer großen Fläche mit Weidelgras­
Weißkleeweide mit für den Naturraum 
vollständigem Arteninventar 

Nach Arten- und lndividuenzahl verändertes · 
Bodenleben auf außerordentlich großer Fläche 
bei Verlust von Acker durch Fundament und 
Erschließungsweg 

Verlust des Brutgebietes von X Paaren der 
Uferschnepfe innerhalb eines größeren · 
Brutareals 

Nutzungsumstellung von intensiv genutzten . 
Flächen (z.B; Acker, übermäßig genutztes 
Grünland) auf standorttypische Vegetation . 

Im Bereich desselben Biotoptyps 
a) Rückbau versiegelter Flächen 
b) Extensivierung landwirtschaftlicher Nutzung 
c) Schaffung von Ackerrainen . 

Herrichtung bisher nicht zur Brut geeigneter 
Flächen innerhalb des Areals der betroffenen • 
Teilpopulation oder daran angrenzend als · 
Brutbiotop, so daßwieder X Brutpaare 
Brutraum vorfinden. · 
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Erheblich beeinträchtigte Funktionen _und Werte Ausgleich 

Landschaftsbild 

Erhebliche Beeinträchtigung des Landschafts­
bildes, das von weithin offenem Marsch­
grünland geprägt ist 

Erhebliche Beeinträchtigung des Landschafts­
bildes, das von.Acker und Grünland, 
Einzelbäumen, einigen Gebüschen und 
Heckenresten geprägt wird (Geestrand) 

Der Ausgleich erfolgt durch Anlage eines 
Gehölzes, vor einem in Sichtbeziehung zur 
Windenergieanlage liegenden Ortsrand mit 
gebietsuntypischer Bebauung 

Wiederherstellung naturraumtypischer, vertikaler 
Strukturen zur Aufwertung des beeinträchtig­
ten Landschaftsbildes, ohne die Windausnut­
zung wesentlich zu schmälern: Wiederaufbau 
des überkommenen Heckensystems aus 
Arten der potentiell-natürlichen Vegetation 
(landschaftsgerechte Neugestaltung). 

6. Abwägung bei Eingriffen mit nicht ausgleichbaren erheblichen . 
Beeinträchtigungen(§ 11 NNatG) 

Wenn die erheblichen Beeinträchtigungen eines 
Eingriffs nicht vermieden und nicht ausge­
glichen werden können, ist über seine Zulässig­
keit gemäß § 11 NNatG durch Abwägung zu 
entscheiden. 

Wenn die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege in der Abwägung aller Be­
lange vorgehen, ist der Eingriff unzulässig. · 

Großflächige Areale mit besonderer Bedeutung 
als Brut-, Rast- oder Durchzugsgebiet für die 
Vogelwelt der Küste und Gebiete mit besonders 
herausragender Vielfalt, Eigenart und Schönheit 
des Landschaftsbildes (z.B.· eirie Häufung von 
Wurten, eine ausgeprägte Geestkante ·oder ein 
Dünengeblet) sind besonders zu beachten. 

6.1 

Bei der Abwägung der Belange des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege mit den sonsti­
gen Anforderungen an Natur und Landschaft ist 

7. Ersatzmaßnahmen 

7 .1 Allgemeines 

Ersatzmaßnahmen erreichen keinen Ausgleich. 
Sie sollen die vom Eingriff betroffenen Funktio­
nen und Werte der Leistungsfähigkeit des Natur­
haushalts und des Landschaftsbildes im betrof­
fenen Raum in möglichst ähnlicher Art und 
Weise wiederherstellen. Ist dies fachlich nicht 
möglich, so ist der Eingriff ohne Ersatzmaßnah­
men zulässig. 

Für Einzelanlagen und Kleingruppen bis zu fünf 
Anlagen sollen hinsichtlich des Landschaftsbil­
des in der Regel keine Ersatzmaßnahmen ange­
ordnet werden. 
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zugunsten der Windkraftanlage zu berücksichti­
gen, daß sich diese Art der Energieerzeugung 
anders als die Nutzung fossiler Energieträger 
oder der Atomenergie einer unerschöpflichen 
Kraft bedient und dabei weder Luftschadstoffe, 
Reststoffe, Abfälle und Abwärme abgibt noch 
ein atomares Risiko mit sich bringt. Bei Einzel­
anlagen und Kleingruppen bis zu 5 Anlagen 
überwiegen diese positiven Umwelteffekte in der 
Regel die Beeinträchtigung des Landschafts-
bildes. ' 

6.2 

Insbesondere in Gebieten, die nach dem Fach­
gutachten des Niedersächsischen Landesamtes 
für Ökologie zur Abgrenzung »avifaunistisch 
wertvoller Bereiche von lokaler und höherer 
Bedeutung« als Brut- oder Rastgebiet für Wat-, 
Wasser- oder Wiesenvögel von Bedeutung sind, 
überwiegen vorbehaltlich der Einzelfallprüfung 
grundsätzlich die Belange des Naturhaushalts 
gegenüber den Belangen de? Vorhabenträgers. · 

Als Ersatzmaßnahme für eine Beeinträchtigung 
des Landschaftsbildes kommt im übrigen in 
Betracht: · 

,_ die Beseitigung möglichst ähnlicher Beein-
trächtigungen, etwa gleichen Gewichts, 

- die Minderung solcher Beeinträchtigungen 
(z.B. Eingrünung einer Industrieanlage) oder 

- eine adäquate andersartige Verbesserung 
des Landschaftsbildes (z.B. die Anpflanzung 
naturraumtypischer Gehölze in einem ausge-
räumten Bereich). · 
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Wenn der Verursacher des Eingriffs die Ersatz- energieanlagen eintritt, kann es zweckmäßig 
maßnahmen nicht verwirklichen kann, weil er . sein, daß die untere Naturschutzbehörde vor­
z.B. über das dafür nötige Grundstück nicht .bereitend Maßnahmen konzipiert, die Beein­
verfügt, so läßt .die untere Naturschutzbehörde trächtigungen mehrerer Windenergieanlagen 
gern. § 12 Abs. 2 NNatG die Maßnahmen auf kompensieren und schrittweise mit der Zu- · 
seine Kosten durchführen. Wenn dieser Fall lassung von Anlagen durchgeführt werden 
voraussichtlich für eine Mehrzahl von Wind- können. 

7 .2 Beispiele für Ersatzmaßnahmen , . 

. Erheblic11··beeinträchtigte•·Fu11ktlonen'·unt1Werte Ersatimaßrianmen 
•·; .. -. ·: . ·. • , ·-. . - .. , . .. _.- :· .. _- .. .", -:··. , .--·- .. ·. - · . .. · . .. ",· ... ·'·-, ·, . . 

Leistungsfähigkeit des Na.turhaushaltes 

Verlust eines Brutgebietes von X Paaren der 
Uferschnepfe innerhalb eines größeren 
Brutareals · 

Verlust von Flächen mit typisch ausgeprägter, 
d. h. relativ artenreicher Weidelgras­
Weißkleeweide · 

Nach Arten- und lndividuenzahl verändertes 
Bodenleben <;luf außerordentlich großer Fläche 
bei Verlust von Acker durch Fundament und 
Erschließungsweg · 

s. Antragsunterlage,n 

Zur Beurteilung einer geplanten Windenergie­
anlage im Hinblic_kauf die Eingriffsregelung$ind 
in der Regel die folgenden zusätzlichen Angaben 
erforderlich: 

a) Übersichtsplan im Maßstab 1 :25.000 mit 
Eintragung bestehender Windenergieanla­
gen und Lageplan im Maßstab 1: 5.000; 

b) Darstellung der Nutzungstypen (Acker, Grün­
land, Wald usw.) im Lageplan im Umkreis 
(Radius) von etwa 500 m; 

c) Beschreibung des Landschaftsbildes im 
Umkreis von etwa 2 km, im Bergland etwa 

a) Herrichtung bisher nicht zur Brut geeigneter 
Flächen außerhalb des Areals der betroffenen 
Teilpopulation, so daß X Brutvogelpaare 
wieder ausreichend Lebensraum finden 

b) Umwandlung von Ackerflächen in feuchtes, 
extensiv genutztes Weidegrünland zur 
Förderung anderer Wiesenvögel . 

Verschluß der Dränung einer tiefliegenden 
Weidefläche; Änderung der Nutzung, so daß 
. eirie Sumpfdotterblumenwiese entstehen kann. 

Dieselben Maßnahmen wie in Nr. 5.2 
beschrieben, jedoch im Bereich eines anderen 
Biotoptyps · · 

1 km auch hinsichtlich der Vorbelastung· 
(Text, wenn nötig Karte, Fotos, ZeichnUngen); . 

d) Beschreibung der ·zu erwartenden 'erheb- . 
liehen Beeinträchtigung der leistungsfähig-. 
keit des Naturhaushalts und· des Land- ·. 
schaftsbildes (Text, wenn nötig Karte); 

· e) Beschreibung der geplanten Ausgleichs- und 
ggf. Ersatzmaßnahmen in Text, Karte und_:_ 
wenn nötig - Zeichnungen und Fotomon­
tagen. 
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_Planung und Durchführung einer Ausgleichs~ · 
maßnahme am Beispiel eines Wechselkröten-
lebensraumes · 
von Wilhelm Breuer und Richard Podloucky 

1 Einleitung 

Die geplante Erweiterung einer Tongrube im »vom Aussterben bedroht« eingestuft (POD- · 
Landkreis HelmstedtbeanspruchteinenTeildes LOUCKY & FISCHER, im Druck). Die mit der 
Lebensraumes einer Wechselkrötenpopulation. Erweiterung des Tonabbaus verbundene Ge­
Die Wechselkröte (Bufo viridis) gehört zu den fährdung des Vorkommens machte Auflagen auf 
laut Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) der Grundlage der Eingriffsregelung in der Ab­
»vom Aussterben bedrohten« Tieren unq Wird baugenehmigung erforderlich. Vorgehensweise 
auch in der Roten Liste der in Niedersachsen und Umsetzung sollen in diesem Beitrag als 
gefährdeten Amphibienarten in die Kategorie Fallbeispiel dargestellt werden. · 

2 Bestandssituation der Wechselkröte in Niedersachsen 

Die Wechselkröte stößt in Niedersachsen an die 
nordwestliche Grenze ihres Verbreitungsareals; 
ihr Verbreitungsschwerpunkt liegt vorwiegend 
im östlichen Europa und im mediterranen Raum. 
Entsprechend befinden sich die Vorkommen 
dieser wärmeliebenden Steppenbewohnerin 
bevorzugt auf xerothermen Standorten wie 
z. B. in Lößgebieten mit trocken-kontinentalem 
Klima. In Niedersachsen werden diese Bedin­
gungen vor allem im stärker kontinental gepräg­
ten Teil der naturräumlichen Region »Börden« 
zwischen dem Mittellandkanal und dem Harz er­
füllt. Dieses Gebiet ist, bedingt durch intensive 
landwirtschaftliche Nutzung, einer sehr starken 
Veränderung unterworfen. Die von der Wechsel­
kröte als Laichplätze benötigten flachen, war­
men, möglichst vegetationslosen oder -armen 
Gewässer sind nur noch an Sekundärstandorten 
zu finden. Es handelt sich um Klärteiche oder 
Flach- und Kleingewässer sowie . temporäre 
Oberflächen- und Grundwasserpfützen in Bo­
denabbaustellen. · 

Schon wegen der Lage am Rand des Verbrei­
tungsgebietes . konnte das Vorkommen der 
Wechselkröte in Niedersachsen auch in der Ver- · 
gangenheit nie als besonders groß bezeichnet 
werden. Auf der Grundlage alter Literaturhin­
weise bzw. Beobachtungen sind der Fachbe­
hörde für Naturschutz um die 30 Vorkommen 
aus Niedersachsen · bekannt, 1975 existierten 
noch über 20 Vorkommen. In der Roten Liste 
Niedersachsens wurde die Wechselkröte daher 
1979 in die Kategorie »stark gefährdet« einge-. 
stuft(N I EDERSÄCHSISCHES LAN DESVERWAL­
TUNGSAMT 1979). Berücksichtigt man die Art 
der Laichgewässer (Klärteiche, Abbaugruben), 
so wird klar, daß diese einer besonderen Gefähr­
dung unterliegen. Von daherwurde die damalige 

. Situation der Wechselkröte wohl zu optimistisch 
eingeschätzt. 

In den letzten fünf Jahren konnte die Wechsel­
kröte nur noch in sechs Gebieten regelmäßig 
festgestellt werden. Beobachtungen aus ledig­
lich einem Jahr liegen aus fünf weiteren Gebie­
ten vor. Insbesondere als Folge der geringen 

„ Niederschläge der letzten Jahre trockneten die 
meisten Laichgewässer frühzeitig aus, so -.daß 
nur iri zwei Populationen eine erfolgreiche Re- . 
produktion (Metamorphose von Kaulquappen) · 
über den genannten Zeitraum nachgewiesen 
werden konnte. Nur diese beiden und eventuell 
zwei weitere Populationen können derzeit noch . 
als stabil bezeichnet werden. Damit liegt der 
Rückgang der Wechselkröte seit Beginn dieses· 
Jahrhunderts bei etwa 70- 80% und verlief in 
den letzten 25 Jahren besonders drastisch ...,.. 
parallel zur Stillegung von Zuckerfabriken und 
der Aufgabe der davon abhängigen Klärteich- ·· 

Abb. 1: Wechselkröte (Bufo viridis), in Niedersachsen vom bewirtschaftung. Die Verfüllung von Ton- oder 
Aussterben bedroht. · Kies-Abbaugruben bzw. die Umwandlung darin 
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liegender Gewässer für sportfischereiliche Inter- in die Kategorie >>vom Aussterben bedroht« ein­
essen haben ebenfalls zum Verlust von geeigneten gestuft (P0DLOUCKY & FISCHER, im Druck). 
Lebensräumen geführt. Heute wird die Wechsel- Sie gilt derzeit in Niedersachsen als die am stärk­
kröte daher in der Roten Liste Niedersachsens sten gefährdete Amphibienart. 

3 Anforderungen an den Lebensraum· 

Als Sommer- und Winterlebensräume dienen 
der Wechselkröte in der Regel grabfähige Böden 
mit dichterer Gras- und Krautvegetation und 
entsprechend reichhaltigem Angebot an Klein­
lebewesen. In Bereichen mit festerem bzw. stei­
nigem Untergrund dienen Spalten und Risse als 
Unterschlupf und Überwinterungsplätze. 

Auf den ersten Blick erscheint die Wechselkröte 
wenig anspruchsvoll in Bezug QUf ihre Laichge­
wässer zu sein. Genutzt werden wassergefüllte 
Wagenspuren,Tümpel, Gewässer-in Abbaugru­
ben, Weiher, Teiche und Klärteiche mit schwan­
kendem Wasserstand. Die Wassertiefe kann 
15 cm, aber auch 150 cm betragen. Vielfach 
sind die Gewässer von· Niederschlagswasser 
abhängig. Es ist daher für die Wechselkröte 
keine Ausnahmesituation, wenn die Gewässer 
in regenarmen Perioden teilweise oder ganz 
austrocknen. Allerdings sollte die Austrocknung 
nicht vor Mitte Juli erfolgen. Auch die Gewässer­
größe ist von geringer Bedeutung und reicht 
von .2 m2 (Wagenspur) bis zu 2000 m2 und 
mehr. Flache, besonnte, vegetationslose bzw. 
-arme Gewässer oder Uferzonen größerer Ge­
wässer, die sich schnell erwärmen, werden be-
vorzugt. · 

Für die Sicherung bzw. Wiederherstellung der 
Lebensräume der Wechselkröte sirid insofern 
anzustreben: 

• flache, vegetationslose bis -arme und unbe­
schattete Gewässer mit einer Mindestwasser- · 
tiefe von 50_ bis 100 cm. Sie sollten auch in 
trockenen Jahren nicht vor Mitte Juli austrock­
nen. Aufgrund des hohen Prädationsdruckes 
dürfen auf keinen Fall Fische eingesetzt werden. 

• ein Mosaik.von vegetationslosen Flächen und 
Bereichen mit einer dichteren Gras- und Kraut­
vegetation. Büsche und Bäume sollten· weit­
gehend fehlen. 

Die erforderlichen Habitatbedingungen w~rden 
unter natürlichen Bedingungen - z.B. im Uber­
schwemmungsbereich der Talauen, einem der 
ursprünglichen Lebensräume der Wechselkröte 
-durch Hochwässer und die Eigendynamik der .· 
Fließgewässer gewährleistet. In Abgrabungen 
muß nach Beendigung des Abbaus bei starker 
Vegetationsentwicklung in regelmäßigen Ab­
ständen (ca. 3 bis 5 Jahre) ein bestimmtes . 
Sukzessionsstadium durch Pflegemaßnahmen · 
erhalten werden.· · 

4 Popufation und Lebensraum am Eingriffsort 

W0LTERST0RFF erwähnte bereits 1893, daß die Vorkommen in diesem Raum entdeckt und seit­
Wechselkröte in der betroffenen Gegend häufig dem regelmäßig durch die Fachbehörde für · 
und in großer Menge vertreten war, und verwies Naturschutz im Hinblick auf Bestand und Ver­
u. a. auf Tongruben. Im Zusammenhang mit änderungen im Lebensraum überprüft. Die 
Kartierungen für den Landschaftsrahmenplan Wechselkröten-Population gehört zu den weni­
Helmstedt wurde 1984 ein noch existentes gen, in denen seitdem nahezu regelmäßig eine 

erfolgreiche Reproduktion festgestellt werden 
konnte. Aufgrund intensiverer Untersuchungen 
im Jahr 1992 läßt sich der Bestand auf etwa 20 
bis 30 adulte Tiere schätzen 1>. 

Als Lebensraum dient der. gesamte Tongruben-· 
bereich (Abb. 2) mit.angren_zenden, z. T. trocken­
warmen, halbruderalen Brachen, wie sie .im 
Gebiet insbesondere entlang der Bahnböschun­
gen bzw. -dämme auftreten. Als Laichgewässer 
wurden zunächst die während des Abbaus 
entstehenden Kleingewässer und Pfützen) aber · 
auch ein größeres Gewässer auf der Gruben- . · 
sohle genutzt. Während des Abbaus veränder­
ten sich die Gewässerverhältnisse ständig. 1988 
wurden erfreulicherweise drei rechteckige, 20 m2 · 
große Kleingewässer auf einer planierten Ab­

Abb. 2: Tonabbau und Lebensraum der Wechselkröte, Aufnahme aus dem raumfläche angelegt, von denen zwei (das dritte 
Jahr 1988. · · war in der Regel ohne Wasser) in den Folgejahren 

I> Die Untersuchungen wurden von D. HERRMANN und T. WAGNER, Hannover, im Auftrag der Fachbehörde für Naturschutz durchgeführt. 
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Abb. 3: Lage des Abbaugeländes und des Wechselkrötenlebensraumes. · Kartengrundlage: Topographische Grundkarte, 
Maßstab 1 :5.000; vervielfältigt mit Genehmigung des Katasteramts Helmstedt. · 

je nach Wasserstand von den Wechselkröten als 
Laichgewässer angenommen wurden. Die in 
Teilbereichen mit Steinklee dicht bestandene 
Hochfläche wurde gleichzeitig als Landleb~ns­
raum genutzt. Besondere Bedeutung kam dabei 
dem in Ost-West-Richtung verlaufenden Bahn­
damm einer seit Jahren stillgelegten Bahn­
strecke zu (Abb. 4), der mit seiner südexpo­
nierten, trockenwarmen Böschung, einzelnen 
Heckenrosen und halbruderalerTrockenbrache­
Vegetation ideale Voraussetzungen als Sommer­
le_bensraum (Deckung, Nahrung, z.B. Insekten) 

. und Winterquartier bot (Mäusegänge). Das 
gleichzeitige Auftreten des Schachbrettfalters, 
einer kleinen Zauneidechsen-Population (eine 
wärmeliebende Art, die ebenfalls im Bereich der 
Börden als ausgesprochen selten bezeichnet 
werden muß), sowie des Neuntöters, der das 
GebietzumindestalsJagdreviernutzte, verdeut­
lichen den Wert dieses Biotopes. · 
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Abb. 4: Vom Abbau betroffener Bahndamm, Aufnahme vom Juli 1991 
(Blick von West nach Ost). Die sddexponierte Böschung ist Sommer­
lebensraum der Wechselkröte und anderer wärmeliebender Arten. - Im 
Vordergrund befindet sich die für den Abbau vorgesehene Erweiterungs-
fläche; am Ende des Rübenackers liegt die Ausgleichsfläche. .177 .. 
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s Eingriffsbewertung 

Die in Abb. 3 dargestellte Süderweiterung der 
Tongrube ist ein Eingriff gemäß§ 7 des Nieder­
sächsischen Naturschutzgesetzes (NNatG). Die 
Erweiterung beansprucht Ackerflächen und den 
Bahndamm auf einer Länge von ca. 220 m. Die 
mit dem Abbau verbundenen Beeinträchtigun­
gen des Landschaftsbildes sowie von Boden, 
Wasser und Luft werden in diesem Fall als uner­
heblich betrachtet, bzw. der Ausgleich erfolgt 
durch die spätere Gestaltung der Abbauflächen 
nach Beendigung des Abbaus. Eine erhebliche 
Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts, die nicht erst nach dem Abbau 
ausgeglichen werden kann, ergibt sich aber aus 
der Beanspruchung des Bahndamms mit seiner 
südexponierten. Böschung aufgrund seiner 
Funktion als Ländhabitat der Wechselkröte und 
Jahreslebensraum der Zauneidechse. 

Die Nutzung des Bahndamms durch die Wech-
. selkröten wurde nicht eigens durch eine Unter­

suchung belegt, weil dies finanziell und zeitlich 
aufwendig gewesen wäre und die Bedeutung als 
Landhabitataufgrund von Lage und Struktur des 
Bahndamms hinreichend wahrscheinlich war. 
Verzichtet wurde auf eine Aufnahme der Bahn­
dammvegetation und zusätzliche Artenerfas­
sungen. Zum einen war die Bedeutung des 
Bahndamms für den Artenschutz durch das 

Vorkommen der Wechselkröte und Zauneidechse 
indiziert. Zum anderen konnte von Ausgleichs­
maßnahmen, die auf die Wechselkröte ausge­
richtet 'sind, auch eine Kompensation für die 
gesamte Lebensgemeinschaft des Bahndamms 
erwartet werden. 

In diesem Fall war die Anwendung der Eingriffs­
regelung vorrangig an die Bedeutung des Bahn­
damms für die Wechselkröten-Population zu 
knüpfen. Zudem ist die Wechselkröte für den 
Standort naturraum- und biotoptypisch. Ferner 
gehört sie zu den nach de_r BArtSchV besonders 
geschützten und vom Aussterben bedroh_ten 
Arten. Als Mitgliedsstaat der »Berner Konven~ 
tion« (Übereinkommen über die Erhaltung der 
europäischen wildlebenden Pflanzen und Tiere 
und ihrer natürlichen Lebensräume) hat sich die 
Bundesrepublik Deutschland außerdem ver­
pflichtet, alle notwendigen Schritte zum Schutz 
und Lebensraumerhalt der in Anhang II des Ab­
kommens aufgeführten Arten, zu denen auch 
die Wechselkröte gehört, zu unternehmen. Die 
Eingriffsregelung gilt zwar unabhängig von den 
Vorschriften der Bundesartenschutzverordnung. 
Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes · 
liefern aber einen Maßstab für die Eingriffsbe~ 
wertung. 

6 Art und Umfang der Ausgleichsmaßnahme 

Die Erhaltung des Bahndamms war nicht zu 
erreichen, weil dieser das Abbaugebiet durch­
quert und eine Erweiterung nach Süden für die 
weitere Rohstoffversorgung unumgänglich war. 

Im weiteren Planungsverlauf mußte daher ge­
prüft werden, ob sich der Verlust eines Teils des 
Lebensraumes der Wechselkröten-Population im 

• Sinne von § 10 NNatG ausgleichen lassen wür­
de. Dabei war zu beachten, daß ein Ausgleich 

Abb. 5: Als vorbereitende Maßnahme wurde der nährstoffreiche Ober­
boden abgetragen. - Zu erkennen ist auf der Aufnahme vom Februar 
1992 auch die leichte Südneigung der Ausgleichsfläche. 

in diesem Fall nur erreicht würde, wenndieerfor­
derlichen Biotope bzw. Habitate der Wechsel- · 
kröte im Eingriffsraum zeitnah wiederhergestellt 
werden können und erwartet werdeo kann, daß 
diese in sehr kurzer Zeit von der Wechselkröte 
besiedelt werden. Wegen der im Vergleich zu 
flugfähigen Arten geringen Mobilität der Wech~ 
selkröten mußten mögliche Kompensationsflä­
chen unmittelbar an den Restlebensraum an­
grenzen. 

· Die Anforderungen konnten mit folgender Aus­
gleichsmaßnahnie erfüllt werden, die schließlich 
in der Bodenabbaugenehmigung des Landkrei­
ses Helmste~t festgelegt wurde: 

• Erforderlich ist die Herrichtung einer acker­
baulich genutzten Grundfläche im unmittelbaren 
Anschluß an die verbleibenden Landhabitate; 
die Fläche hatte bislang geringe bis keine Be­
deutung als Lebensraum für die Wechselkröte. · 

• Vor Baubeginn wird der Oberboden auf der · 
Ausgleichsfläche in einer Stärke von mindestens. 
0,3 m abgetragen (Abb. 5), um eine Aushage- · 
rung zu erreichen (vorher Rübenacker). 

• Das Oberflächenmaterial (die Deckschicht) .· 
des Bahndamms wird auf der Länge von 220 m 
aufgenommen und auf die Ausgleichsfläch~ 
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umgelagert. Durch Oberflächenmodellierung 
soll ein für die Wechselkröten-Population geeig­
neter Landlebensraum geschaffen werden. 

• Die Oberfläche wird nach den erd bautechni­
schen Maßnahmen nicht künstlich begrünt. 

• Die Größe der Ausgleichsfläche ergibt sich, 
indem die südexponierte Bahndammböschung 

7 Erfolgskontrolle 

Erdarbeiten und Oberflächengestaltung wurden 
im April 1992 - notwendigerweise vor der Er­
weiterung des Abbaus :.._ unter Anleitung eines 
Mitarbeiters (R. P.) der Fachbehörde für .Natur­
schutz durch eine vom Vorhabenträger beauf­
tragte Firma sachgerecht ausgeführt. 

Seitdem wird die Entwicklung der -Kompensa­
tionsfläche von der Fachbehörde für Naturschutz 
. im Niedersächsischen Landesamt für Ökologie 
beobachtet und dokumentiert. Diese Unter­
suchungen sind Teil eines größeren Monitoring­
programms für das Vorkommen der Wechsel­
kröte an diesem Standort. Beobachtet werden 

- die Entwicklung der Fortpflanzungs- und 
Landhabitate, 

- die räumliche und zeitliche Aktivität der 
Wechselkröte~, 

- Reproduktionse'rfolg und Bestandsentwick­
lung. 

Das auf der Kompensationsfläche geschaffene 
Gewässer führt seit · Anfang September 1992 

· permanent Wasser. Alle anderen potentiellen 
Laichgewässer waren hingegen nur kurzfristig 
wasserfcihrend, so daß die Reproduktiohsaus­
sichten für die Wechselkröte 1992 sehr ungün-
stig waren. · 

· Die ersten Pflanzen'besiedelten bereits 1992 die 
hergerichteten Flächen. Um die Entwicklung der 
Vegetation verfolgen zu können, wurden meh­
rere Probeflächen eingerichtet. Einer ersten 
groben Aufnahme Ende August 1992 folgte 1993 
eine genauere Vegetationsaufnahme. 

Im Herbst 1992 konnte bereits die erste Wech­
selkröte auf der neugestalteten Fläche beobach" 
tet werden, im Frühjahr 1993 laichten Wechsel­
kröten im neugeschaffenen Gewässer ab. 
Während der Sommermonate wurden zahlrei­
che Kaulquappen festgest~llt. 

Es ist-vorgesehen, die Untersuchungen über einen 
Zeitraum von fünf bis zehn Jahren fortzuführen. 
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mit dem Faktor 1,5, die der Dammkrone mit 
dem Faktor 1 multipliziert wird. Der höhere Flä­
chenbedarf für die südexponierte Böschung 
trägt der besonderen Bedeutung als Lebens­
raum für wärmeliebende Arten Rechnung. Auf 
der Ausgleichsfläche wird für die Geländemo­
dellierungen mehr Platz benötigt, um eine ver­
gleichbare Biotopqualität zu erzielen. Zusätzlich 
wurde ein Laichgewässer angelegt. 

Abb. 6: Bereits im Juli 1993 hat sich auf der Ausgleichsfläche lückige bis 
dichte Pioniervegetation (je nach Abdeckung mit Oberflächenmaterial 
vom Bahndamm) entwickelt. . · · 

Die Untersuchungsergebnisse sollen in die 
weitere Abbauplanung und abschließende Ge­
staltung des Grubengeländes bej Beendigung 
des Abbaus einfließen. Von der weiteren Ent­
wicklung der Kompensationsfläche hängen 
auch Bedarf, Art uncf Umfang von Pflegemaß-
nahmen ab. Diese sind daher auch nicht Gegen­
stand der bisherigen Teilabbaugenehmigungen. 
Außerdem sollen die Ergebnisse als Grundlage 
für dringend notwendige Hilfsmaßnahmen für 
die Wechselkröte an anderen Standorten sowie 
für vergleichbare Anwendungsfälle der Eingriffs­
regelung dienen. 

Die bisherigen Ergebnisse deuten an, daß die 
durchgeführte Ausgleichsmaßnahme ihre Funk­
tion erfüllt und überdies zu einer Stabilisierung 
der örtlichen Population beitragen kann. Das 
war von der Fachbehörde für Naturschutz und 
der unteren Naturschutzbehörde bei der Beur­
teilung des Eingriffes auch nicht anders erwartet 
worden. Sonst hätten die Auswirkungen der Ab­
bauerweiterung als nicht ausgleichbar einge­
schätzt werden müssen, und über die Zulässig­
keit des Eingriffs wäre gemäß § 11 NNatG zu 
entscheiden gewesen. 
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s Schlußfolgerungen über den Einzelfall hinaus 

Der dargestellte Praxisfall ist keineswegs außer­
gewöhnlich, sondern im Prinzip alltäglich. Vor­
gehensweise urid Ergebnis verdeutlichen fol­
gende Sachverhalte für die Handhabung der 
EingriffsregelUng: 

• Die Erfassung und Bewertung der von einem · 
Eingriff betroffenen Teile von Natur und Land­
schaft ist Voraussetzung für nachvollziehbare 
und sachlich gerechtfertigte Entscheidungen 
bei der Anwendung der Eingriffsregelung. Auf 
dieser Grundlage können die voraussichtlichen 
Eingriffsfolgen beurteilt werden. Die Festlegung 
von Art und Umfang von Kompensationsmaß­
nahmen ist dann zwar immer noch ein Problem, 
das aber nun naturschutzfachlich gelöst werden 
kann. Systematische und problemangemes­
sene Erfassungen etwa der betroffenen Arten 
und Lebensgemeinschaften erübrigen Bewer­
tungsverfahren auf niedrigem Erfassungsniveau, 
die die Mängel in der Informationsgewinnung 
verdecken sollen und die Anforderungen der 
Eingriffsregelung nur scheinbar einlösen. Die 
Nachvollziehbarkeit erleichtert zugleich die Ein­
sicht des Vorhabenträgers in diese Maßnahmen. 

• Die Anwendung der Eingriffsregelung erfor­
dert Einzelfallösungen. Das gilt insbesondere, 
wenn Populationen gefährdeter Arten betroffen. 
sind . Beeinträchtigungen der Lebensräume 
der vom Aussterben bedrohten Arten können 
grundsätzlich nur ausgeglichen werden, wenn 
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sofern die Auswirkungen eines Eingriffs ausge­
glichen werden können und der Vorhabenträger · 
Verständnis für die Belange des Naturschutzes 
hat und die erforderlichen Problemlösungen 
mitträgt. · 

NIEDERSÄCHSISCHES LANDESVERWALTUNGS- · 
AMT- Fachbehörde für Naturschutz, Hrsg: 

· (1979): Unseren Lurchen und Kriechtieren 
muß geholfen werden. - Merkblatt Nr. 4,4. 

· geänderte Auflage, Hannover. 
PODLOUCKY, R. & C. FISCH ER (im Druck): Rote 

Listen der gefährdeten Amphibien und Rep­
tilien in Niedersachsen. 3. Fassung vom 
1.1.1993. - lnform.d. Naturschutz Nieder­
sachs., Hannover. 

WOLTERSTORFF, W. (1893): Die Reptilien und 
Amphibien der Nordwestdeutschen Berg­

. lande. - Magdeburg (Niemann), 242 S. 

' . 
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E_rfolgskontrollen für Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen -. Bedarf und Anforderungen 
von Wilhelm Breuer 

1 Erfolgskontrollen in der Eingriffsregelung 

Die Frage, inwieweit die Eingriffsregelung den 
Schutz von Natur und Landschaft gewährleisten 
kann und welche Wirksamkeit ihr tatsächlicher 
Vollzug entfaltet, kann schon deshalb auch nicht 
näherungsweise beantwortet werden, weil -
mehr als 15 Jahre nach ihrer Einführung in das 
Bundesnaturschutzrecht - ka.um Vollzugsstu­
dien . und Erfolgskontrollen vorliegen. Dies ist 
allerdings für die Situation des Naturschutzes 
insgesamt typisch. · 

Für Erfolgskontrollen im Bereich der Eingriffsre­
gelung gibt es bisher keine oder kaum allgemein 
anerkannte überprüfbare Qualitätsziele. Erfolgs­
kontrollen müßten »harte« Daten liefern, die für 
die Verbesserung der Praxis und der Handlungs­
methoden sowie für die Politikberatung und 
sachliche Weiterentwicklung des rechtlichen 
Instruments dringend benötigt werden. 

Erfolgskontrollen im Bereich der Eingriffsrege­
lung müssen sich dazu erstrecken auf 

- rechtlich-sachliche Aspekte (z. 8. Erfassung 
der Schutzgüter, Vermeidung und Kompen­
·sation) 

- methodisch-fachliche Aspekte (z.B. Progno­
. sen, Festlegung von Untersuchungsmindest­
inhalten, Bewertungskriterien und Metho-
denauswahl) · 

_, formal-administrative Aspekte (z.B. Beteili­
gung der Naturschutzbehörden, Verfahrens-

. ablauf, Abwägung) . 
- strategische Aspekte (z: B. Argumentation, 

Kooperation und Erscheinungsbild von Na­
turschutzverwaltung und -verbänden) 

und damit auf alle wesentlichen Teilleistungen, 
Voraussetzungen und Hauptakteure (und damit 
auch auf alle möglichen Schwachstellen) der 
Eingriffsregelung. Erfolgskontrollen im Bereich 
der Eingriffsregelung sollten überdies kontinu­
ierlich durchgeführt werden, den Handlungs­
bedarf aufzeigen und die Praxis positiv beein-

. flussen. , 

Ein Bedarf an Erfolgskontrollen im Bereich der 
Eingriffsregelung wird aber häufig nur sektoral 
für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen gese­
hen; überdies ohne Einbindung in eine Gesamt­
konzeption oder Langzeitüberlegungen ·(s. z.B. 
HABER et al. 1989: 54, ÖKOPLAN 1992: 30, 
HEIDTMANN 1993: 75). 
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Auch der folgende Beitrag geht lediglich auf 
Bedarf und Anforderungen von Erfolgskontrol­
len für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ein. 
Das liegt daran, daß es auch in Niedersachsen 
keine vollständige Erfolgskontrolle und alle 
Aspekte umfassende Schwachstellenanalyse 
innerhalb der Eingriffsregelung gibt und auf eine 
solche auch keine Aussicht besteht. Aber im­
merhin wurden hier 1991 - 10 Jahre nach 
Einführung der Eingriffsregelung in das Landes­
naturschutzgesetz - Teilaspekte der Eingriffs­
regelung auf ihren Vollzug hin überprüft (HOFF­
MANN & HOFFMANN 1990). 

Dazu wurden 128 repräsentative Eingriffsvor­
gänge anhand einer Checkliste auf die gesetzes­
konforme Verwendung der Rechtsbegriffe der 
Eingriffsregelung, gesetzlich vorgeschriebene 
Verfahrensschritte der Eingriffsregelung und 
naturschutzfachliche Bewältigung des Eingriffs­
vorhabens überprüft. 

Darüber hinaus wurde bei den unteren Natur- . 
schutzbehörden in einem Fragebogen das 
allgemein-methodische Vorgehen bei der An-
. wendung .der Eingriffsregelung, die Entschei­
dungspraxis und das Fallaufkommen erfragt . . 

Das Untersuchungsergebnis: »10 Jahre nach 
Einführung der Eingriffsregelung in das Nieder­
sächsische Landesrecht gibt es einen er­
schreckenden Mangel in der gesetzeskonfor­
men und naturschutzfachlich kompetenten 
Handhabung der Eingriffsregelung sowohl bei 
Eingriffsverursachern (und ihren Planungs­
büros) und Entscheidungsbehörden, als auch 
innerhalb der Naturschutzverwaltung. Dieser 
· Mangel war - zumindest in der ermittelten 
Größenordnung - vorher nicht vermutet wor­
den. Die Praxis der Eingriffsregelung bleibt da­
mit weit hinter den gesetzlichen Anforderungen 
zurück, und die Möglichkeiten der Eingriffsrege­
lung werden ganz überwiegend nicht ausge­
schöpft. Berücksichtigt man, daß die nieder­
sächsischen Naturschutzbehörden jährlich 
schätzungsweise an 15.000 Eingriffsvorhaben 
beteiligt sind -auch das ist ein Ergebnis der Stu­
die - und die Naturschutzbehörden gebeten 
waren, nur· besonders · beispielhafte Vorgänge 
zur Auswertung zur Verfügung zu stellen, läßt 
sich das Ausmaß der Versäumnisse auf diesem 
Sektor des staatlichen Handelns erahnen« 
(BREUER 1991: 51). 181 
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Allerdings gelten diese Mängel nicht für alle Ein­
griffsdisziplinen gleichermaßen. Vielmehr gibt 
es Ressorts, bei denen die Anwendung der Ein­
griffsregelung inzwischen eher zufriedenstel­
lend ist (etwa im Fernstraßenneubau). In ande­
ren Bereichen dagegen (zum Beispiel der 
Bauleitplanung) wird die Eingriffsregelung bis­
her kaum beachtet. 

. , 

Die niedersächsische Vollzugsuntersuchung 
war aber keine Erfolgskontrolle von Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen im engeren, d. h. im 
Sinne von Vorher-Nachher- 0_9er Soll-Ist-Analysen. 

Siewaralssolcheauch nichtangelegt. lmrnerhin 
gibt sie aber einen ersten nachvollziehbaren und 
landesweiten Überblick über Vollzugsprobleme 
und ist Grundlage für das weitere Handeln, z. 8. 
für die Beratungsaufgaben der Fachbehörde für 
Naturschutz. ' 

Die Untersuchungsergebnisse (z.B. Häufigkeit 
bestimmter Vollzugsmängel), Ursachen für 
Vollzugsdefizite und Handlungsbedarf sind im 
Informationsdienst Naturschutz Niedersachsen 
4/91 veröffentlichrworden (BREUER 1991). 

, , 

2 Erfolgskontrol_len für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

2.1 Definition: Erstellungskontrolle und Funktionskontrolle 

• Erfolgskontrollen von Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen lassen sich unterteilen in Erstel­
lungskontrollen und Funktionskontrollen (vgl. 
HABER 1991: 90 ff;). 

Erstellungskontrollen sollen die Fertigstellung 
aller Maßnahmen überprüfen, die einmalig z.B. 
zur Neugestaltung oder Wiederherstellung von 
Natur und Landschaft erforderlich sind (Relief­
formung, Wasserstandsregulierung, Nutzungs­
aufgabe oder -extensivierung, Ansaaten, An­
pflanzungen usw.): Sie können aber auch sich 
wiederholende Maßnahmen kontrollieren (z.B. 
regelmäßige Bewirtschaftungs- oder Pflege­
maßnahmen), soweit diese Teil festgelegter Vor­
kehrungen zur Vermeidung, Ausgleichs- oder 
Ersatzmaßnahmen sind. Erstellungskontrollen 
sind praktisch Bauabnahmen. 

Erstellungskontrollen sollen feststellen, ob die 
vorher definierten baulichen, technischen und 
logistischen Voraussetzungen gewährleistet 
sind, die für die gewünschte Entwicklung von 
Natur und Landschaft erforderlich sind (z.B. 

· Mikrorelief und Wasserstände für die Wieder­
herstellung von Feuchtgrünlandökosystemen 
mit bestimmten Leitarten). 

Funktionskontrollen sollen hingegen das tatsäch­
liche Erreichen des eigentlichen Kompensatiqns­
zieles überprüfen. Die Kompensationsziele müs­
sen dazu im Sinne vön Naturschutzqualitätszielen 

so konkret wie möglich sein (z.B. Wiederansied­
lung einer bestimmten Pflar:izengesellschaft ·· 
oder Tierpopulation mit einer vorgegebenen 
Areal- bzw. Populationsgröße). 

Während Erstellungskontrollen lediglich über~ 
prüfen, ob die Kompensationsvoraussetzungen 
hergestellt, d. h. die erforderlichen Maßnahmen 
erfolgt sind, sollen Funktionskontrollen klären, 
ob das Kompensationsziel erreicht ist, d. h. die 
Maßnahmen erfolgreich waren. 

Die Funktionskontrolle ist also die eigentliche 
Erfolgskontrolle. Funktionskontrollen sind häufig 
Langzeitkontrollen (Abb. 1). · 

Das Ergebnis der Funktionskontrolle kann dabei 
zwei Aufgaben dienen: 

a) den Bedarf für Nachbesserungen der Kom­
pensation für den überpüften Einzelfall auf­
zeigen, 

b) die Prognosesicherheit für die Festlegung von 
Art und Umfangvon Kompensationsmaßnah­
men bei zukünftigen vergleichbaren Eingrif­
fen erhöhen. · 

Bedarf und Anforderungen an Erfolgskontrollen 
für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen müssen 
nach Erstellungs- und Funktionskontrollen diffe­
renziert erörtert werden; . . 

Erfolgskontrolle Erstellungskontrolle Funktionskontrolle 

»Haben sich die 
angestrebten 
Funktionen und Werte 
eingestellt, d. h. waren . 
die Maßnahmen 
erfolgreich ? « 

--
»Sind die erforderlichen 
Ausgleichs0 und . 
Ersatzmaßnahmen + 

• ausgeführt worden?« 

Immer erforderlich 
(Gesetzesvollzug) .In Einzelfällendurchzuführen 

Abb. 1: Bestandteile von Erfolgskontrollen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (Entwurf: W. Breuer/D. Schupp 1993) 
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2.2 Inhaltlich-methodische Anforderungen 

Untersuchungsraum 

Die Erstellungs- und Funktionskontrollen für 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen müssen 
sich auf die Flächen erstrecken, auf denen die 
Kompensationsmaßnahmen durchgeführt wur­
den (Kompensationsraum). Funktionskontrollen 

. müssen darüber hinaus eventuelle raumstruk­
turelle Veränderungen im Umfeld der Kompen­
sationsmaßnahmen berücksichtigen, da diese 
den Kompensationserfolg maßgeblich beein­
flussen können. Funktionskontrollen können in 
der Regel auf ausgewählte Tellflächen beschränkt 
werden. 

Meßgrößen 

Für die Durchführung der Erstellungs- und Funk­
tionskontrollen müssen eindeutige und veri­
fizierbare Meßgrößen festgelegt werden. 

1 

Meßgrößen von Erstellungskontrollen betreffen 
die erforderiichen herzustellenden baulichen, 
technischen und logistischen Voraussetzungen 
(für abiotische Faktoren. z. 8. Bodenrelief und 
-aufbau, Bodenart, Durchwurzelbarkeit, Trophie­
stufe, Wasserstände). Diese können überwie­
gend leicht überprüft werden. 

Meßgrößen von Funktionskontrollen sind die 
anzustrebenden Funktionen und Werte selbst. 
Diese beschreiben das Kompensationsprofil 
und werden aus dem für den Eingriff ermittelten 
Beeinträchtigungsprofil entwickelt. Meßgrößen 
können auch Indikatoren sein, die das Kompen­
sationsziel mittelbar abbilden. Hinsichtlich des 
Schutzgutes »Pflanzen und Tiere« können z.B. 
so differenzierte Meßgrößen wie besondere Ha­
bitatstrukturen, Arteninventare, Akzeptanz von 
Korridoren zwischen Teillebensräumen, artspezifi­
sche Populationsgrößen, Siedlungsdichten oder · 
Reproduktionsraten erforderlich sein. Funktions­
kontrollen bauen also inhaltlich und methodisch 
auf der vorherigen ökologischen Grundlagen­
ermittlung zur Beurteilung des Eingriffsvorha­
bens auf. Methodisch sind die Verfahren der an­
gewandten wie insbesondere auch der biolo­
gischen Indikation heranzuziehen (ARBEITS­
GRLJ'PPE EINGRIFFSREGELUNG 1988: 18). 

Sinnvollerweise sirid für Funktionskontrollen die 
Indikatoren einzusetzen, die wahrend der Pla­
nung bereits Indikatoren für Ökosystemzu­
stände waren, um aus dem Vergleich des Zu­
stands vor der Maßnahme mit dem Zustand 
nach der Maßnahme Erfolge bzw, Mißerfolge 
feststellen zu können. Diese Indikatoren müssen 
eindeutig definiert, zuverlässig und treffsicher 
sein. Jeder Indikator sollte ein spezifisches Para-

. meterbündel abbilden. Es sollten planungsöko­
nomisch sinnvolle Bioindikatoren gewählt wer­
den. Diese Anforderungen machen im Bereich 
der Bioindikation durch Tierarten und -gruppen 
die ·Entwicklung und Benutzung von Ziel- oder 
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Leitartenlisten erforderlich (vgl. WINKEL­
B_RANDT 1990 und H0VESTADT et al. 1991). 

Untersuchungszeitpunkt 

Erstellungskontrollen sollten spätestens bei 
Beendigung der Eingriffsmaßnahmen durchge­
führt werden, weil zu diesem Zeitpunkt auch die 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen möglichst 
abgeschlossen sein müssen. Sofern die Kom­
pensationsmaßnahmen (was grundsätzlich vor­
teilhaft ist und im Einzelfall zur Gewährleistung 
des Kompensationsziels erforderlich sein kann) 
vorzeitig fertigzustellen waren, sollte auch der 
Zeitpunkt der Erstellungskontrolle vorverlegt 
werden. 

Funktionskontrollen sihd eigentlich erst dann 
abschließend möglich, wenn erwartet werden 
kann, daß die Kompensationsmaßnahmen ihre 
vollständige Wirksamkeit erreicht haben. Der 
Zeitpunkt der Funktionskontrollen ist damit vom 
jeweiligen Kompensationsziel abhängig. Funk­
tionskontrollen sind daher für kurzfristig wieder­
herstellbare Funktionen und Werte (z.B. Teile 
bestimmter Agrarökosysteme) zeitnah, für nur 
langfristig wiederherstellbare Funktionen und 
Werte (z.B. bestimmte Waldökosysteme) aber 
nur zeitfern möglich. Da bestimmte Ökosysteme 
sehr lange Entwicklungszeiten benötigen (z.B. 
Eichen-Hainbuchenwälder 250 bis 1.000 Jahre 
oder Niedermoore hoher Torfmächtigkeit 1.000 
bis 10.000 Jahre), lassen sich für nur langfristig 
(wenn überhaupt) erreichbare Kompensations­
ziele zeitnah nur. Kontrollen der Entwi~klungs­
richtung durchführen. 

In jedem Fall sollten Funktionskontrollen (auch 
·wenn diese nur als Tendenzkontrollen möglich 
sind) möglichst frühzeitig durchgeführt werden, 
um bei Bedarf Kompensationsmaßnahmen urid 
-ziele nachbessern :zu können. Bei einem Bedarf 
an Zeitreihen sind die Funktionskontrollen in 
Abständen durchzuführen, die der voraussieht~ 
liehen Dynamik des entste.henden Ökosystem­
typs entsprechen. 

Vor Durchführung von Erfolgskontrollen ist ein 
detailliertes Untersuchungsprogramm aufzu­
stellen, das den sachlichen, räumlichen und 
zeitlichen Umfang festlegt. Dazu bedarf es (für 
die Erstellungskontrolle) einer hinreichend ge- · 
. nauen Beschreibung der einzelnen Kompensa­
tionsmaßnahmen und (für die Funktionskon­
trolle). eindeutiger Kompensationsprofile. und 
Kriterienkataloge, mit denen der Erfolg der Kom­
pensationsmaßnahmen überprüft und der Ziel­
erfüllungsgrad angegeben werden können. 
Zudem müssen für Erstellungs- und Funktions._ 
kontrollen Parameter, Indikatoren und fv1etho­
den angegeben werden. 

Während Erstellungskontrollen in vielen Fällen 
durchgeführt werden (vgl. FIEDLER 1992), 183 
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fehlen Funktionskontrollen nahezu vollständig. vornherein nicht möglich. Dies trifft für mehr als 
Funktionskontrollen sind in der bisherigen Ein- 80% der von HOFFMANN & HOFFMANN (1990) 
griffsregelungspraxis schon aus zwei Gründen untersuchten Fälle zu. 
häufig gar nicht möglich(BREU ER 1991: 48 ff.): 

• Weil die vom Eingriff betroffenen Funktionen 
• Die notwendige Feststellung der eingriffsbe- und Werte nicht oder nur unzureichend ermittelt 
dingt betroffenen Funktionen und Werte der ein- werden, wird auf die Erarbeitung von Leistungs­
zeinen Schutzgüter des Naturschutzes erfolgt profilen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
oft nicht. Bestandsaufnahmen und die Ermitt-· generell verzichtet, oder diese werden nicht oder 
lung von voraussichtlichen B_eeinträchtigungen nur unzureichend an den tatsächlich · vom 
- beides sind Verursacherpflichten und Voraus- Eingriff betroffenen Funktionen und Werten 
setzungen für prüfbare Antragsunterlagen! - orientiert. Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen_ 

· werden bei den Schutzgütern Boden, Wasser werden häufig lediglich als Arbeits- und Lei­
und Luft in weniger als 25%, beim Schutzgut stungsbeschreibungen der jeweils veranlaßten · 
Pflanzen und Tiere nur in 25 % und beim Schutz- Aktionen angegeben (etwa in Formulierungeri 
gut Landschaftsbild in weniger als 50% aller wie: Flachwasserzonen werden geschaffen, die 
Fälle - und zudem nur sehr unvollkommen - Vielfalt wird erhöht u. ä.). Vorgenommene 
vorgenommen. Zu_m Beispiel beschränken sich Gegenüberstellungen von >>Eingriff« und »Aus­
Angaben zur Fauna fasL immer auf Zufalls- gleich« oder «Ersatz« sind häufig nur weitge­
beobachtungen. Hieraus ergibt sich, daß Ein- hend wertundifferenzierte Flächenaufrechnun­
griffe in Natur und Landschaft in der Regel ohne gen. Erfolgskontrollen von Ausgleichs- und 
eine ausreichende Risikoabschätzung erfolgen Ersatzmaßnahmen im Sinne von Vorher­
und somit auch die vorgeschriebenen Ver-. Nachher-Analysen sind daher überwiegend gar 
meidungs- und Kompensationsstrategien nicht nicht möglich. Merke: »Um das Ziel festzulegen, 
mit der gebotenen Sicherheit abgeleitet werden muß man wissen, was beeinträchtigt wird. Um 
können. Eine sachgerechte Anwendung der Ein- den Erfolg zu kontrollieren, muß man wissen, 
griffsregelung ist-unter diesen Umständen von was das Ziel war«. 

2.3 Bedarf an Erstellungskontrollen 

Erfahrungsgemäß wird ein erheblicher Teil von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nicht voll­
zogen, insbesondere wenn diese widerrechtlich 
nicht ausreichend planerisch vorbereitet oder 
abgesichert wurden (vgl. FIEDLER 1992). Erstel­
lungskontrollen sind daher grundsätzlich erfor­
derlich, zumindest aber sehr zu empfehlen. Die 
Durchführung dieser Kontrolle ist Sache der 
Behörde, die schon für die Genehmigung des 
Eingriffs zuständig war. Dies ist in den meisten 
Fällen nicht die Naturschutzbehörde. Die Natur­
schutzbehörde hat aber darüber zu wachen und 
darauf hinzuwirken, daß die Rechtsvorschriften 
über Naturschutz und Landschaftspflege (dazu 
gehören auch Kompensationspflichten auf der 
Grundlage der Eingriffsregelung) eingehalten 
werden (vgl. § 55 (1) NNatG). 

In der Genehmigung eines Eingriffs sind Art und 
Umfang der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
sowie der Zeitpunkt, bis zu dem diese fertigzu­
stellen sind, festzulegen. Außerdem ist es zweck­
mäßig, in dieser Genehmigung die Durchführung 

· 2.4 Bedarf an Funktionskontrollen 

einer Erstellungskontrolle zu vereinbaren, an der 
die Naturschutzbehörde zu beteiligen ist, sofern 
sie nicht selbst zuständig ist. Nicht oder nur un- -
vollständig ausgeführte Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen müssen nachgebessert werden. 
Die Naturschutzbehörde muß dies notfalls ein­
klagen. Sie hat auch die Möglichkeit, diese Maß­
nahmen auf Kosten des Vorhabenträgers selbst 
durchzuführen (vgl. § 16 NNatG). Die Genehmi­
gung des Eingriffs kann auch davon abhängig 
gemacht werden, daß der Vorhabenträger eine 
Sicherheit in Höhe der voraussichtlichen Kosten 
der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen leistet 
(vgl. § 13 (2) NNatG). 

Die Frage der dauerhaften Absicherung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen - in vielen 
Fällen sind Werte und Funktionen erst nach 
Jahrzehnten wiederhergestellt - wirft viele 
rechtliche und fachliche Probleme auf und ist 
deshalb ein eigenes Thema, das in späteren 
Beiträgen erörtert werden soll. 

Erst eine Beobachtung der weiteren Entwick- Eingriffsbewertung und Maßnahmenfestlegung 
lung von Natur und La"ndschaft nach der Durch- bei zukünftigen ähnlichen Eingriffen noch zu 
führung von Eingriff und Kompensationsmaß- erhöhen. 
nahmen kann die Gewißheit erbringen, ob die 
getroffenen Maßnahmen das Kompensations- Allerdings sind Funktionskontrollen nicht in allen 
ziel tatsächlich erreicht haben. Praktische Erfah- Einzelfällen erforderlich, sondern sie lassen sich 
rungen im konkreten Einzelfall sind zweckmä- auf ein bestimmtes Fallspektrum eingrenzen. 
ßig, um die Prognosesicherheit der präventiven Das ergibt sich aus folgenden Überlegungen: 
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Die Beurteilung eines Eingriffs und die Festle­
gung der Kompensationsmaßnahmen müssen 
in der Eingriffsregelung nicht nur im voraus und 
vorausschauend, sondern auch vorsorglich vor­
genommen werden. Über die Kompensations­
maßnahmen ist im Rechtsverfahren über den 
Fachplan abschließend zu entscheiden. Ein ge­
stattender Verwaltungsakt darf nur ergehen, 
wenn er alle an Verursacher- und Vorsorgeprin­
zip der Eingriffsregelung anknüpfenden Rechts­
folgen planerisch bewältigt. Hierbei müssen 
soviel Kompensationsleistungen von der Natur­
schutzverwaltung angefordert, vom Vorhaben­
träger eingeplant und geduldet und von der Ent­
scheidungsbehörde auferlegt werden, daß die 
Kompensationsziele auch mit einer hinreichenden 
Wahrscheinlichkeit erreicht werden können. 

Auch müssen nicht für jeden Einzelfall wissen­
schaftliche U ntersuchurigsergebnisse erbracht 
werden. Es ist vielmehr üblich, auch deduktiv 
vorzugehen, d. h. aus allgemeineren und mit 
dem Einzelfall vergleichbaren Befunden auf den 
vorliegenden Fall zu schließen. Dabei wird -
ganz besonders in der Rechtsprechung - im­
mer wieder auf den sog. »allgemein anerkann­
ten Stand der Wissenschaft« verwiesen. Das 
ermöglicht, nicht in jedem Einzelfall »bei Null« zu 
beginnen, verläßliches (sowohl theoretisches als 
auch empirisches) Wissen zu verarbeiten. Es · 
brauchen also gar nicht in jedem Einzelfall die 
quantitativen Aspekte einer Beeinträchtigung 
oder einer Kompensationsleistung immer und 
immer wieder untersucht zu werden, wenn Er­
gebnisse aus früh~ren, auch allgemeinen, an 
anderen Orten durchgeführten Untersuchungen 
vorliegen und auf den aktuellen Fall übertragen 
werden können. Sonst würde man auch Wissen­
schaft als sich kontinuierlich anreichernden 
Prozeß in Fra~e stellen müssen (ERZ 1992: 15)': 

Dies unterstreicht die Bedeutung von Erfolgs­
kontrollen für die Sammlung von Erfahrungswis­
sen und liefert zugleich die Begründung, warum 
Funktionskontrollen nicht in jedem Einzelfall 
erforderlich sind. · 

Die Mehrzahl der jährlich schätzungsweise 
15.000 Eingriffsvorhaben in Niedersachsen ist 
schon heute auf der·_ Grundlage vorliegender 
Erfahrungen und mit der gebotenen Vorsorge 
naturschutzrechtlich und -fachlich hinreichend 
sicher regelbar. Daß dies noch nicht überwiegend 
geschieht, liegt nicht vorrangig an fehlenden 
»harten« Daten aus Funktionskontrollen, mit de­
nen Art und Umfang von Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen belegt werden müßten, sondern an 
einer Geringschätzung und mangelnden Durch­
setzung der Naturschutzbelange bei Verfah­
rensentscheidungen (vgl. BREUER 1991: 52). 

Ein Bedarf an Funktionskontrollen besteht in den 
Fällen, in denen Art oder Umfang erforderlicher 
Kompensationsmaßnahmen nicht hinreichend 
prognostiziert werden kann (z.B. wegen der Neu­
artigkeit eines Eingriffstyps oder unvorhersehbarer 
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Eingriffswirkungen). Dies werden aber eher Aus-. · 
nahmefälle sein. Darüber hinaus: Wenn Auswir­
kungen eines Eingriffs unkalkulierbar sind oder 
eine erfolgreiche Kompensation unwahrschein­
lich ist, sollte dies dafür sprechen, das Eingriffs­
vorhaben gar nicht zuzulassen. 

Auf die Durchführung von Funktionskont~ollen 
weist das Niedersächsische wie auch das Bun­
desnaturschutzgesetz nicht explizit hin. Funk­
tionskontrollen können aber in der Zulassung 
des. Eingriffsvorhabens (z.B. im Planfeststel­
lungsbeschluß) als Auflage festgelegt und auf 
Kosten des Vorhabenträgers durchgeführt wer~ • 
den. Dabei können die Festsetzungen über die 
Kompensationsmaßnahmen im Rechtsverfah-
ren unter dem Vorbehalt einer positiv verlaufen­
den Funktionskontrolle oder zusätzlicher Nach­
besserungen gestellt werden, sofern sich diese 
als Ergebnis einer Langzeitbeobachtung als er­
forderlich erweisen (vgl. ARBEITSGRUPPE EIN-
GRIFFSREGELUNG 1988: 18). , 

Eine vergleichbare Vorgehensweise ermöglicht 
§ 5 Abs. 2 Nr. 1 des Niedersächsischen Wasser­
gesetzes. Darin wird die Möglichkeit aufgezeigt, 
Beweissicherungsmaßnahmen zur Beobach­
tung von projektbedingten Änderungen des 
Wasserhaushalts anzuordnen. Gemäß§ 15 Nie­
dersächsisches Wassergesetz besteht die Mög­
lichkeit zur Anordnung nachträglicher Entschei­
dungen bei zum Zeitpunkt der Zulassung nicht 
voraussehbaren Beeinträchtigungen des Was-
serhaushalts. · · 

Die bisherige Praxis zeigt aber, daß solche 
Regelungen für den Naturschutz problematisch 
sein können: 

Solche Funktionskontrollen können (wenn nicht 
die· Naturschutzbehörde, so doch Entschei~ 
dungsbehörde oder Vorhabenträger) dazu 
verleiten, den naturschutzfachlic:h eigentlich 
erforderlichen Kompensationsbedarf aus Er~ 
sparnisgründen für Staat oder Wirtschaft zu 
reduzieren (mit dem Leitgedanken: »Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen sind teuer ... im Natur-
schutz wird wie üblich übertrieben ... wir müs-
sen sparen und wollen erst einmal sehen, ob 
weniger Kompensationsmaßnahmen nicht doch 
schon genügen!«). In diesen Fällen bietet auch 
eine vereinbarte Nachbesserungspflicht keine 
Sicherheit. Soweit Beweissicherungen durch­
geführt und später Schäden und Kompensa- · 
tionslücken festgestellt werden, führen diese 
erfahrungsgemäß (etwa bei Wasserentnahmen) 
doch nicht zu Nachbesserungen, weil die kau­
salen zusammenhänge nicht mehr zweifelsfrei 
aufgeklärt werden können oder bewußt ignoriert 
werden (mit Erklärungen wie: »es war 10 Jahre -
zu trocken«, »die Flurbereinigung kam dazwi­
schen«, »die Bauern düngen auch mehr als · 
früher« oder »Schuld hat die Raumfahrt«). · 

Nachbesserungen sind häufig ohnehin nurtheo- · 
retisch möglich, etwa bei Kompensationszielen, - 185 
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· die nur zeitfern erreicht werden können, oder 
wenn der Verursacher nicht mehr herangezogen 
werden kann: Eine Regelkontrolle würde sich in 
vielen Fällen (wie schon heute die Beweissiche­
rung) nicht nur als Scheinlösung oder Scheinver­
besserung herausstellen, sondern überdies das 
Vorsorgeprinzip des Naturschutzrechts unter­
laufen (vgl. DAHL 1987). Art und Umfang von 
Kompensationsmaßnahmen können nämlich 

· schon heute überwiegend so bestimmt werden, 
daß ein Kompen~ationserfolg hinreichend wahr-
scheinlich ist. · 

Insofern sollte sorgfältig geprüft werden, ob und . 
in welcher Weise es hilfreich ist, solche Verein­
barungen zu treffen oder eine entsprechende 
Regelung (wie es die ARBEITSGRUPPE EIN­
GRIFFSREGELUNG [1988: 17) empfohlen hat) 
in die Novellierungsüberlegungen zur natur­
schutzrechtlichen Eingriffsregelung einiube-
ZiE;hen. · 

Soweit es um die Gewinnung von Erfahrungs­
wissen für eine größere Prognosesicherheit bei 
zukünftigen ähnlich gelagerten Eingriffsvorha­
ben geht, sollten folgende Möglichkeiten ausge­
schöpft werden: 
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Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung im 
Bauleitplanungsrecht 
Aktuelle Fragen· aufgrund des lnvestitionserleichterungs~ und 
Wohnbaulandgesetzes 1> 

von Erich Gassner 

Das am 1. 5. 1993 in Kraft getretene Investitions- es· wichtig, den nunmehr im Bundesgesetz­
erleichterungs- und Wohnbaulandgesetz sieht blatt 4> objektivierten Willen des Gesetzes zutref­
in Artikel 5 Änderungen _des Bundesnatur- fendzuerfassenundals Teil der Rechtsordnung, 
schutzgese_tzes vor, die das Verhältnis der natur- der er sich einfügt, systemgerecht anzuwenden. 
schutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Bau- _ Der letztere Gesichtspunkt ist deshalb wesent­
planungsrecht in unmittelbar geltenden; sehr lieh, weil sich die Regelung erklärtermaßen in 
detaillierten Normen außer Streit stellen wollen. das Kraftfeld der plan_erischen Abwägung stellt. 

Die planerische Abwägung aber ist zum einen 
Das diese Regelung von Anfang an sehr umstrit- verfassungsrechtlich fundiert 5>, zum anderen 
ten war 2> und -erst im Vermittlungsausschuß durch richterliche Rechtsprechung entfaltet und 
letzte markante Änderungen erfahren hat 3>, ist geprägt worden 6>. 

1. Die rechtliche Ausgangssituation 

l. Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Eine zentrale Bestimmung. des Naturschutz­
rechts ist die Rahmenvorschrift des § 8 
BNatSchG, die die Realisierung der Anforderun­
gen des Naturschutzes sicherstellen will, falls 
ein Eingriff in Natur und Landschaft zugelassen 
wird. 

Ein Eingriff ist gegeben, wenn eineÄnderungder 
Gestalt oder Nutzung von Grundflächen mit der 
Folge vorgenommen wird, daß die Leistungsfä­
higkeit des Naturhaushaltes oder c;las Land­
sc;:haftsbild erheblich oder nachhaltig beein_­
trächtigt werden können 7>. Die Anforderungen 
sind: 

- Die Eingriffsfolgen müssen soweit wie mög­
lich vermieden oder vermindert werden, z.B. 
durch entsprechende Standortwahl, Dimen­
sionierung oder Detailplanung des Projektes. 

- Nicht vermeidbare Eingriffsfolgen sind aus­
zugleichen. In Betracht kommt auch ein teil- · 
weiser Ausgleich. Eine Naturalrestitution des 
beeinträchtigten Gefüges. aus abiotischen 
und biotischen Faktoren ist angesichts des 
komplexen Zusammenwirkens von. Boden, 

· Wasser, Klima, Luft, Pflanzen und Tieren nur 

in Grenzen möglich. Bezüglich des Land­
schaftsbildes genügt als Ausgleich die larid- _ 
schaftsgerechte Wiederherstellung. -

- Ein Eingriff ist zu untersägen, wenn er nicht 
auszugleichen ist und bei der Abwägung die 
Naturschutzbelange vorgehen. 

- Wird ein (vorrangiger) Eingriff zugelassen, 
sind seine Folgen durch Ersatzmaßnahmen 
nach Maßgabe des Landesrechts zu mindern 
(§ 8 Abs. 9 BNatSchG). 

Die Eingriffsregelung des § 8 BNatSchG gilt für 
die Ebene desVerwaltungsaktes, also die Bau­
genehmigung. 

2. Die Erstreckung der Eingriffsregelung auf 
die Bauleitplanung · · 

Für die Ebene der Bauleitplanung sieht Art. 5 
des lnvestitionserleichterungs- und Wohnbau­
landgesetzes unmittelbar geltendes Bundes­
recht vor, das das Verhältnis der naturschutz­
rechtlichen Eingriffsregelung zum Bauplanungs­
recht eingehend regelt. Das Bundesnatur­
schutzgesetz wird durch die § § 8 a-c ergänzt. 

Für die nachstehenden Überlegungen ist we­
sentlich, daß _nunmehr nach § 8a Abs. 1 Satz 1 

1) Unveränderter Nachdruck aus Natur + Recht 15, H. 6: 252-256; mit freund 1. Genehmigung des Verlages Paul Parey, Hamburg. 
2) Vgl. u. a. den Bericht des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau. BT-Drs. 12/4340 vom 11. 2. 1993. 
3) Vgl. die Anrufung des Vermittlungsausschusses durch den Bundesrat, BR-Drs. 82/93 vom 5. 3. 1993 {Beschluß). 
4> BGBI. 1 S. 466. . 
5) Vgl. ua. BVerwGE 64, 270 (273) und BVerwGE 74, 124 {133) sowie WAHL, Die Entwicklung des Fachplanungsrechts, NVwZ 

1990, 426, ferner HIRSCHBERG, Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, S. 83 (Stichwort: rechtsstaatliches Abwägungsgebot). 
6) Vergl. BVerwGE 34, 301 {307 ff.); 45,310 (314 f.); 48, 56 (63 f.); 56, 101 (116 ff.); 59, 87 {100 ff.). _ 
7i § 8Abs. 1 BNatSchG. Diese rahmenrechtliche Vorgabe wird durch die Landesnaturschutzgesetze näher ausgefüllt. Diese sehen 

in einigen Ländern auch Kataloge typischer Eingriffe gemäß § 8 Abs. 8 B_NatSchG vor. 

lnform.d. Naturschutz Niedersachs. 5/93 

187 



188 

BNatSchG den tragenden materiellen Regelun- Ersatzmaßnahmen im Sinne des § 8 Abs. 9 
gen des§ 8 BNatSchG im Rahmen der planeri- BNatSchG nur deshalb, weil nach § 8 Abs. 2 
sche-nAbwägungRechnungzutragenist.lmein- Satz 2 BNatSchG ein das Projekt zulassender 
zeinen wird angeordnet, daß »über die Belange Verwaltungsakt oder wenigstens eine Anzeige 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege Voraussetzung für die Anwendbarkeit der Ein­
... in der Abwägung nach§ 1 des Baugesetzbu- griffsregelungsind, der Bebauungsplan aber als 
ches zu entscheiden« ist. Das Verfahren richtet Satzung ergeht und der Flächennutzungsplan 
sich nach den Vorschriften des Baugesetzbu~ alles andere als ein Verwaltungsakt oder eine 
ches und des Maßnahmengesetzes 1l. Zwischen Anzeige ist. 
den Sachbelangen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege einerseits und den Rechtsan- Das Abwägungsgebot ist in § 1 Abs. 6 BauGB 
forderungen des§ 8 Abs. 2 BNatSchG ist zu un- verankert. Es verlangt eine gerechte Abwägung. 
terscheiden. Letztere werden für voll anwendbar · Daraus ergeben sich Konsequenzen, die für die 
erklärt. »Entsprechend« ist die Anwendung des Durchsetzung der Belange des Naturschutzes 
§ 8 Abs. 2 Satz 1 und der Vorschriften über und der Landschaftspflege sehr erheblich sind. 

11. Die Maßgeblichkeit des (rechtsstaatlichen) AbwägÜngsgebotes 

1. Die · Abwägungslehre des Bundesverwal­
tungsgerichts 

Die Rechtsprechung sieht das Abwägungsgebot 
als verletzt an, wenn 
- erstens eine (sachgerechte) Abwägung über­

haupt nicht stattfindet, 
- zweitens an öffentlichen und privaten Belan­

gen nicht eingestellt wird, was nach Lage der 
Dinge in sie eingestelltwerden muß, 

- drittens die Bedeutung der betroffenen öf­
fentlichen und privaten Belange verkannt 
oder wenn der Ausgleich zwischen ihnen in 
einer Weise vorgenommen wird, · der zur 
objektiven Gewichtigkeit einzelner Belange 
außer Verhältnis steht 2l. 

2. Die Zusammenstellung des Abwägungsma­
terials 

Die Abwägung ist nur dann sachgerecht, wenn 
das Abwägungsmaterial vollständig ist, d. h. alles 
in der Abwägung eingestellt ist, was nach »Lage 
der Dinge« in sie einzustellen ist Dazu gehört 
zunächst die abstrakt-begriffliche (tatbestand­
liche) Abgrenzung der Gesichtspunkte, die ab­
wägungserheblich sind, und die Entscheidung 
darüber, welche konkret vorliegenden Um­
stände unter diese Begriffe subsumiert werden 
können .. Bei der Bauleitplanung sind abwä­
gungserheblich all die Belange, die in § 1 Abs. 5 
Satz 2 BauGB aufgeführt sind. Dazu gehören 
nach Nr. 7 die Belange des Umweltschutzes, des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege, ins­
besondere des Naturhaushaltes, des Wassers, 
der Luft und des Bodens sowie das Klima, nach 
Nr. 4nichtnurdas0rts-, sondern auch das Land-
schaftsbild. · 

Bei den zitierten Belangen handelt es sich um 
unbestimmte Rechtsbegriffe, die nach Maßgabe 
der jeweiligen Fachgesetze, also vor allem der 
Naturschutzgesetze auszulegen sind 3l. »Die in­
haltliche Ausformung erfahren diese Begriffe durch 
Entscheidungen anderer Verwaltungsträger und 
insbesondere durch landesplanerische Vorga­
ben« 4l. Einschlägige Entscheidungen sind z. B .. 
solche der staatlichen Naturschutzbehörden. 

Das Verständnis und damit die Anwendung die­
ser Begriffe im Rahmen der planerischen Abwä­
gung ist ein Rechtsvorgang und unt,ßrliegt voller 
gerichtlicher Kontrolle 5J. 

3. Die Notwendigkeit der Unterscheidung · 
zwischen Ermessensspielräumen und strikten 
Bindungen 

Eine planerische Abwägungsentscheidung ist 
nicht nur daran zu messen, ob die rechtlichen 
Schranken des Abwägungsgebots beachtetwor-· 
den sind, sondern auch daran, ob weitere recht­
liche Bindungen bestehen. Solche Bindungen 
können sich insbesondere aus gesetzlichen Pla-
. nungsleitsätzen ergeben, die sowohl in Fachpla­
nungsgesetzen als auch in anderen Gesetzen 
enthalten sein können. Derartige strikte Bindun­
gen können durch planerische Abwägungen . 
nicht überwunden werden. lhreVerletzungführt 
ohne weiteres zur Rechtswidrigkeit der Entschei­
dung6l. Einschlägige strikte Rechtsvorschriften 
sind insbesondere auch in § 8 Abs: 2 Satz 1 
BNatSchG vorgegeben. Das gilt sowohl für das 
Vermeidungs- als auch für das Ausgleichsgebot7J. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß Planungs­
leitsätze »in der Abwägung nach§ 1 BauGB« 8l 
zu beachten sind. Mithin erfordert auch § 8a 

u Gemeint ist das in Art. 2 des lnvestitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetzes als Wohnungsbau-Erleichterungsgesetz • 
bezeichnte Gesetz. 

2> Std. Rspr. seit BVerwGE 34,301 (309). . 
3) RUNKEL, Naturschutz- und Landschaftsrecht bei der Bauleitplanung, DVBI. 1992, 1402/1404. 
4J KRAUTZBERGER in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB. 2. Aufl., § 1, Rdnr. 62. 
5J Std. Rspr. seit BVerwGE 34, 301 (309). 
6l Std. Rspr. z.B. BVerwGE 71, 162-164. 
7> BVerwGE, Beschl. vom 30. 10. 1992, NuR 1993, 125. 
B>So § Ba Abs. 1 Satz 1 BN_atSchG. . 
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Abs. 1 Satz 1 BNatSchG, also das neue Recht, 
die rechtsstaatlich zwingende Unterscheidung 
zwischen gesetzlich vorgegebener strikter Bin­
dung und gesetzlich gewährter planerischer 
Gestaltungsfreiheit. Beides gehört zur planeri­
schen Abwägung, die nach § 1 Abs. 6 BauG B ja 
eine gerechte Abwägung und nicht eine Ent-

. scheidung nach Belieben· oder Billigkeit sein 
will. Für die Planungsleitsätze ist deren Maßstäb­
lichkeit für die planerische Abwägung nicht.nur 
begriffsnotwendig vorgegeben. Vielmehr kann 
in der Sache kein Zweifel daran gehegt werden, 
daß dort, wo gesetzliche Maßstäbe bestehen, 
diese in der Abwägung zu beachten sind. Sie 
können nicht durch Abwägung überwunden 
werden. Das gilt ganz besonders auch für die 
raumbezogene Planung, der vom Recht her von 
vornherein innere Bindungen vorgegeben und 
damit Grenzen gesetzt sind 1,. 

Neben den bereits erwähnten strikten Natur­
schutznormen sind als weitere Beispiele die 
Schutzgebietsausweisungen kraft Gesetzes 2>, 
kraft Verordnung3>, kraft Satzung 4l zu nennen. 
Ferner ist auch bindendes EG-Recht zu beach­
ten, sei es in bezug auf Vogelschutzgebiete oder 
in bezug auf den Arten- und Biotopschutz5>. 

4. Zur Feststellung des objektiven Gewichts 
eines Belanges 

Wenn die Rechtsprechung auf das objektive Ge­
wicht des Belanges und nicht die subjektive Ein­
schätzung des Entscheiders abstellt, heißt das, 
daß die verfügbaren Erkenntnisquellen ausge­
schöpft werden müssen, um die nachprüfbaren 
Faktoren aufzubereiten, die den Wert z.B. eines 
Biotops oder eines konkreten Landschaftsbildes 
ausmachen. Dazu gibt es zwei Instrumente, die 
in der Praxis eine große Rolle spielen. 

a) Die Landschaftsplanung 

Der Beitrag der Landschaftsplanung (§ § 5 ff. 
BNatSchG) zur Bewertung der Umweltauswir­
kungen eines Vorhabens liegt vor allem darin, 
daß sie auf der Basis einer Bestandsaufnahme 
nicht nur des vorhandenen, sondern auch des 
zu erwartenden Zustandes von Natur und Land­
schaft konkrete Ziele für den Planungsraum ent­
wickelt. Aus den Zielen werden Maßnahmen 
oder Erfordernisse abgeleitet, die u. a. auch den 
Projektträgern vorgeschlagen werden, die Ein­
griffe in Natur und Landschaft planen. 

Praktisch erheblich sind die lokalen Land­
schaftspläne der Gemeinden und die regionalen 

Landschaftsrahmenpläne etwa der Kreise oder 
Bezirke. In der Bauleitplanung, aber auch in der 
Planfeststellungzeigtsich immer wieder, daß die 
Gewichtung der Belange des Naturschutzes 
nach deren objektiver Bedeutung einen Länd­
schaftsplan erfordert. Nur wer diese Belange zu­
nächst fachlich in eine sinnvolle Ordnung bringt, 
kann bei der Abwägung den Wert der Güter 
absehen, über die er verfügen will. 

Wegen der Bedeutung der Landschaftsplanung 
für die Bauleitplanung haben die Fachkommis­
sion »Städtebau« der ARGEBau und die Länder­
arbeitsgemeinschaft Naturschutz, Landschafts­
pflege und Erholung (LANa) Hinweise zu deren 
Berücksichtigung veröffentlicht 6J. 

b) Die UVP 

Jüngeren Datums als die Landschaftsplanung, 
jedoch thematisch umfassender als diese ist die 
UVP, die nach § 17 UVPG auch für bestimmte 
Bauleitpläne vorgeschrieben ist, sich unabhän­
gig davon aber generell für alle Bauleitpläne 
empfiehlt, die in nennenswertem Umfang Aus­
wirkungen auf die Umwelt haben können 7J. 

Besondere Bedeutung hat die Öffentlichkeitsbe­
teiligung im Rahmen der UVP (§ .9 UVPG), der 
bei der Bewertung der Einwirkungen auf die Um­
welt vor allem im .Hinblick auf Beeinträchtigun­
gen des Landschaftsbildes besondere Bedeu­
tung zukommts>. 

Die Einbeziehung der Öffentlichkeit trägt ·auch 
bei einem derart von subjektiven Einstellungen 
abhängigen Werturteil zur Objektivität der Be­
wertung bei. 

5. Zum regulativen Ausgleich zwischen den 
betroffenen Belangen 

Ist das objektive Gewicht der im einzelnen . 
betroffenen Belange konkret festgestellt, dann 
sind diese Belange zueinander in Beziehung zu 
setzen; d. h., daß ein Ausgleich zwischen ihnen 
herzustellen ist, wobei der eine Belang vorge­
zogen, der andere zurückgesetzt werden darf. 
Aber auch dieserAusgleich darf nicht willkürlich 
geschehen. Vielmehr darf er-wie wir gesehen 
haben - zu dem objektiven Gewicht der be­
troffenen Sela nge nicht außer Verhältnis stehen. 
Es sind also bei der Abwägung zwei Stufen 
zu unterscheiden: einmal die (kognitive) Fest­
stellung des objektiven Gewichts der Belange, 
wozu auch deren Bewertung anhand aller ein- . 
schlägigen Maßstäbe, auch der abgeleiteten 

ll SCHMIDT-ASSMANN, Planung unter dem Grundgesetz. DÖV 1974, 541/542. 
2J Vgl. u.a. § 20c BNatSchG, § 28a NNatG. 
3J Vgl.§§ 12ff. BNatSchG. 
4J Vgl. die Baumschutzsatzungen aufgrund kommunal-rechtlicher Ermächtigung. 
5) Vgl. u. a. Art. 4 der Richtlinie des Rates vom 2. 4. 1979 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten -7.9/409 EWG-Amtsblatt 

der EG. Nr. L 103/1. Für den Arten-und Biotopschutz wird künftig die nationale Umsetzung der FFH-Richtlinie der EG bedeutsam 
sein. Die Richtlinie sieht Schutzgebiete unterschiedlicher Stringenz vor. · 

6J Abgedruckt in NuR 1992, 69ff. 
7J RUNKELa.a.O., S. 1404. 
8J Vgl. GASSNER/WINKELBRANDT, UVP in der Praxis, 2. Aufl., S. 244. 
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Bewertungsnormen, gehört u, zum anderen der 
(regulative) Ausgleich zwischen den - gericht­
li_ch kontrollierbar bewerteten 2J - Belangen. 
Dieser erfolgt nach dem Grundsatz der Verhält­
nismäßigkeit, soweit nicht Planungsleitsätze, 
d. h. strikte Normen den Ausgleich dirigieren. 
Insofern dies nicht der Fall ist, unterliegt die Ab­
wägung nur eingeschränkt der gerichtlichen 
Kontrolle 3J. _ 

Neu aufgrun9 des Art. 5 des lnvestitionserleich­
terungs- und Wohnbaulandgesetzes ist nun in 
bezug auf die Abwägung, daß die spezifische na­
turschutzrechtliche Abwägung nach § 8 Abs. 3 
BNatS~hG entfällt. Die Maßgaben des§ 8Abs. 2 
Satz 1 BNatSchG sind lediglich im Rahmen der 
Abwägung nach§ 1 Abs. 6 BauGB zu beachten 
und umzusetzen. An der Abwägungsdogmatik, -
d. h. an der Beachtlichkeit der strikten Normbin­
dungen in der Abwägung, ändert sich dadurch 
nichts. Diese Dogmatik ist unabhängig von dem· 
Naturschutzrecht entwickelt worden. Was sich 
ändert, ist der Wegfall der Möglichkeit, einen Ein­
griff und damit die Zulassung des (eingreifen• 
den) Projekts bereits aufgrund einer - insoweit 
trifft dieser Begriff RUNKELs 4l zu- »bipolaren« 
Betrachtung zu untersagen. Ergebnis dieser 
Betrachtung kann sein, daß angesichts des 
konkret nachweisbaren objektiven Gewichts der 
Belange des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege diese Vorrang vor den Anforderungen an 
die betroffene Natur und Landschaft haben. 
Eine derartige Untersagung ist aus Naturschutz-

- gründen -dies ist das Spezifische des Entschei­
dungsprogramms des § 8 Abs. 3 BNatSchG 
im Vergleich zur üblichen Abwägungsklausel 

111. Praktische Fragen 

1. Vermeidbarkeit 

Unter Vermeidbarkeit von Beeinträchtigungen 
im Sinne von § 8 Abs. 1 BNatSchG ist nicht der 
völlige Verzicht auf ein Projekt gemeint. Dies 
wäre in der Tat eine vollkommene Vermeidung, 
jedoch ein undiskutables Gesetz. Vielmehr geht · 
es darum, festzustellen, was im · Rahmen der 
Realisierung eines Vorhabens noch vermieden 
werden kann. · 

2. Ausgleichbarkeit 

Die Frage nach der Ausgleichbarkeit ist im Hin­
blick auf das zu beurteilen, was der jeweilige Be­
bauungsplan insgesamt inhaltlich will, also vor 
allem an Art und Maß der baulichen Nutzung-

(z.B. des§ 1 Abs. 6 BauGB oder des§ 17 FStrG) 
- nicht zulässig, wenn die Eingriffsfolgen aus­
gleichbar sind. Ausgleichbare Beeiriträchtigun- _ 
gen von Natur und Landschaft dürfen einem 
eingreifenden Projekt nicht entgegengehalten 
werden. Weil dies so prekär ist, hat der Gesetzge­
ber an den Ausgleich die höchsten Anforderun­
gen gestellt. Nach § 8 Abs. 2 Satz 4 BNatSchG 
dürfen nach Beendigung des Eingriffs insbe- _ 
sondere keine erheblichen oder nachhaltigen 
Beeinträchtigungen des Naturhaushalts zurück­
bleiben. 

zusammenfassend ist festzustellen, daß der 
-neue§ 8a Abs. 1 Satz 1 BNatSchG nur den§ 8 
Abs. 3 BNatSchG ausschaltet.§ 8 Abs. 2 Satz 1 
BNatSchG ist erklärtermaßen entsprechend an­
wendbar. Nach der ständigen Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts sind die beiden 
Gebote dieser Norm (die VermeidUng der ver­
meidbaren Beeinträchtigungen und der Ausgleich 
der ausgleichbaren, unvermeidbaren Beein~ 
trächtigungen) im Rahmen der planerischen Ab­
wägung strikt zu beachten. Wird gegen diese 
Beachtens-Pflicht verstoßen, ist ein Bebauungs­
plan rechtsfehlerhaft und insoweit gerichtlich 
aufhebbar. »Der vornehmlich in der älteren Lite­
ratur vertretene.Standpunkt, die Konzentrations­
wirkung einer Planung wirke sich dahin aus, daß 
gesetzliche Bestimmungen nicht nach ihrem 
eigenen Geltungsanspruch, sondern nur als 
Abwägungsmaterial zu beachten und damitauch 
überwindbar seien, ist - soweit die gesetzlichen . 
Bestimmungen strikte Gebote oder Verbote aus­
drücken - vom Bundesverwaltungsgericht mit 
Recht als überholt bezeichnet worden« 5l. 

vorsieht. Dabei geht es umdäs, was an Eingriffen 
insgesamt zu erwarten ist. 

Was sachlich-fachlich ausgleichbar ist, haben 
u.a. KAULE & SCHOBER näher untersucht6l. · 

In Betracht kommt auch ein teilweis·er Ausgleich. ­
Nicht ausgleichbare Folgen sind soweitwie mög- -
lieh durch Ersatzmaßnahmen zu mindern 7l. 

3. Das Problem der verfügbaren Flächen für -
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen . · 

Die genannten Maßnahmen sind nach § 8a Abs. 1 -
Satz 2 BNatSchG nicht nur auf den Grundstücks­
flächen, sondern auch im sonstigen Geltungs­
bereich des Bebauungsplanes durchzuführen. 

I> Vgl. GASSNER, Methoden und Maßstäbe für die. planerische Abwägung, Theorie und Praxis abgeleiteter Bewertungsnormen, 
Köln 1993 .. 

_ 2) ebenda, Anm. 22, 81 ff. 
3> BVerwGE 85, 348/362. 
4> a.ao. S.1407. 
5> BVerwGE 71, 163/164. 
6) KAULE/SCHOBER, Ausgleichbarkeit von Eingriffen in Natur und Landschaft, Münster 1984. Reihe A, Ang~wandte Wissenschaft 

der Schriftenreihe des BML. · 
7l § 8a Abs. Satz 1 BNatSchG. 
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Im letzteren Fall sind Zuordnungen zu den »Ver­
ursacher«-Grundstücken festzusetzen u. Nicht 
vorgesehen ist, daß Ausgleichs- und Ersatzmaß­
nahmen in einem anderen Bebauungsplan fest­
gesetzt werden. Das führt zur Konsequenz, daß 
die Gemeinde den Geltungsbereich des Bebau­
ungsplanes ausreichend groß zu wählen hat. Die 
Pflicht, entsprechend zu planen, folgt aus § 1 
Abs. 2 i. V. m. § 1 Abs. 5 Satz 1 Bau G 8, da das, 
was für die städtebauliche Entwicklung und 
Ordnung erforderlich ist, ganz wesentlich durch 
die Verstärkung des Naturschutzes im Steue­
rungszentrum der Hauptleitsätze mitbestimmt 
wird 2>. 

Konkretisiert wird dies durch die Geltung der 
strikten Gebote des § 8 Abs. 2 Satz 1 8 NatSchG. 
Ferner sind die Optimierungsgebote der § § 1 
Abs. 1 Nr. 1-4 BNatSchG i. V. rri. § 2 Abs. 1 Nr. 2 
B NatSchG zu beachten 3>. Allerdings besteht die 
Planungspflicht nur im öffentlichen Interesse, 
sie ist folglich in der Regel nur kommunalauf­
sichtlich durchzusetzen 4>. Jedoch wird die 
Frage bei der Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange nach §4 BauGB eine Rolle spielen. 
Auch kann ein Eigentümer geltend machen, die 
Belange des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege seinen bei der Beurteilung des 
Wohls _der Allgemeinheit im Sinne des Art. 14 
Abs. 3 Satz 1 GG nicht hinreichend beachtet 
worden5l, Im übrigen ist es einer Gemeinde 
nicht verwehrt, wie z. T. bereits praktiziert, durch 
(einfache) Bebauungspläne an anderer Stelle 
Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
auszuweisen. Die Befugnis, dabei Zuordnungen 
nach§ 8a Abs. 1 Satz 4 BNatSchG zu treffen, ist 
jedoch gesetzlich nicht vorgesehen. Damit ent­
fällt auch die Basis für die auf die Zuordnung auf­
bauenden Durchführungsbestimmungen der 
Absätze 3 bis 5 der genannten Vorschrift. 

Zu prüfen wäre allerdings die Frage, ob ein 
Bebauungsplan im Sinne des § 8a Abs. 1 
BNatSchG aus mehreren Teil-Bebauungsplänen 
bestehen kann, die nach Sinn und Zweck eine 
Einheit bilden. Will der Gesetzgeber die Pro­
blembewältigung zugunsten des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege (im Zusammenhang 
mit der Errichtung baulicher Anlagen) im Rah­
men eines Bebauungsplanes realisiert wissen, 
dann darf diese Problemlösung in der Praxis 
nicht dadurch von vornherein leerlaufen, daß 
der Geltungsbereich des Bebauungsplans fak­
tisch nur den Baubelang, nicht aber auch den. 
Naturschutzbelang verwirklicht Vielmehr muß 
bei der hier zur Diskussion stehenden Frage das 
Ziel des Gestzes maßgebend sein und nicht eine· 
formale Betrachtungsweise, die allzusehr auf 
den Gesetzestext abhebt. »Der« Bebauungs­
plan ist zunächst eine gedankliche Einheit, die 

1) § Ba Abs. 1 Satz 4 BNatSchG. 
2) GASSNER, Naturschutz im neuen BauOB, UPR 1987, 249. 
3) Vgl. BVerwGE 71, 163/165 = NuR 1985, 320. 
4) KRAUTZBERGER a.a. 0., § 1, Rdnr. 27. 

bestimmte zusammengehörige Fragen regelt. 
Der räumliche Zusammenhang der Flächen, in 
bezugauf die Festsetzungen zu treffen sind, muß. 
nicht entscheidend sein. Außerdem ist zu be­
rücksichtigen, daß der Bebauungsplan i. d. R. 
aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln 
ist6> und im Flächennutzungsplan durchaus 
bereits eine Vorsorge für Kompensationsflächen · 
getroffen sein kann. Wenn das Gesetz im § 8a 
Abs. 1 BNatSchG vom Geltungsbereich des 
Bauleitplanes spricht, ist zu bedenken, daß 
dann sowohl der vorbereitete (Flächennut­
zungsplan) als auch der verbindliche Bauleit­
plan (Bebauungsplan) gemeint sind. 

Im übrigen sieht§ 9 Abs. 7 BauGB vor, daß der 
Bebauungsplan die Grenzen seines räumlichen 
Geltungsbereichs festsetzt. Daß dieser Gel­
tungsbereich keinesfalls räumlich separierte · 
Teile aufweisen darf, ist darin nicht bestimmt. 
Auch wird man diese Norm nunmehr von dem 
Auftrag des § 8a Abs. 1 Satz 2 B NatSchG her zu · 
interpretieren haben. 

4. Die Darstellungs- und Festsetzungsmöglich­
keiten 

Für den Flächennutzungsplan sieht § 5 Abs. 2 
Nr. 10 BauGB die Darstellung von Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Ent­
wicklung von Natur und Landschaft vor.·oarun­
ter fallen unstreitig auch Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen. 

In Bebauungsplänen können nach § 9 Abs; 1 
Nr. 20 BauGB festgesetzt werden: 

- Zum einen Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und Entwicklung der Landschaft, so- · 
weit solche Festsetzungen nicht nach an­
deren Vorschriften (z.B. nach solchen über · 
die Gebietsausweisung} getroffen werden· 
können. , · · 

- Zum anderen Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und Entwicklung voh 
Natur und Landschaft. 

Näheres zu diesen Festsetzungsmöglichkeiten 
ist in der Kommentarliteratur nachzulesen. 

5. Der Dispens 

Nach § 31 BauGB können Ausnahmen von den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes zugelas­
sen werden. Dies darf jedoch nur geschehen, 
wenn die Ausnahmen mit den öffentlichen Be­
langen vereinbar sind. Zu deri öffentlichen Be­
langen zählen auch die Belange des Naturschut, 
zes und der Landschaftspflege. Daraus folgt, daß 
die koi:,krete Ausprägung dieser Belange? in den 

5) Vgl. BVerwGE 67, 74 = NuR 1983, 313 und 74, 109 = NuR 1987, 174. 
6J § 8Abs.2 Satz 1 BauGB. 
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Bestimmungen des § 8 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG Regelungen relevant werden, soweit ihre Anfor­
und in den Landesvorschriften über die Ersatz- derungen konkret-durch den Dispens- in Ge­
maßnahmen im Sinne des§ 8 Abs. 9 BNatSchG fahr geraten, obsolet zu werden. Dies könnte der 
auch bei der Befreiung nach § 31 ins Gewicht Fall sein, wenn z.B. gerade von den Festsetzun­
fällt. Dies muß auch schon deshalb der Fall sein, gen nach § 8a Abs. 1 Satz 2 BNatSchG befreit 
weil die zitierten Anforderungen der naturschutz- werden soll. 
rechtlichen Eingriffsregelung bei der Aufstellung 
des Bebauungsplanes mit maßgebend waren. In der Praxis werden sich daher Befreiungen an­
Soll nun von dessen Festsetzungen abgewichen bieten, die Nebenbestimmungen im Sinne der 
werden, müssen die naturschutzrechtlichen angeführten Vorschriften enthalten u. 

1v. Die Berücksichtigung der Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege im unbeplanten Innenbereich 

Im Gegensatz zur alten Fassung enthält § 34 
Abs. 1 BauGB die Zulässigkeitsmerkmale des 
BauGB 1979 »und wenn sonstige öffentliche Be­
lange nicht entgegenstehen« nicht mehr. Diesen 
Merkmalen soll indes neben dem Erfordernis 
des Einfügens keine selbständige Bedeutung 
zugekommen sein. 

lhrWegfallwollte keine Änderung der Rechtslage 
zu Lasten des Umweltschutzes .herbeiführen. 
»Es verbleibt dabei, daß Umweltschutzanforde• 
. rungen weiterhin im Begriff des Einfügens in die 
Eigenart der näheren Umgebung ... erhalten 
bleiben« 2>. 

Landschaftspflege im Rahmen der Prüfung, ob 
sich ein Vorhaben in die Eigenart der näheren 
Umgebung einfügt, bleibt dadurch unangetastet. 
Sie gehört- unabhängig von § 8 BNatSchG -
zum Normgehalt des § 34 Abs. 1 BauGB. Auch 
können baurechtlich zu begründende Neben­
bestimmungen zur Schaffung der Vorausset­
zungen für das Sicheinfügen des Vorhabens in 
die Eigenart der näheren Umgebung in der Bau­
genehmigung getroffen werden, z.B. zum · 
Schutz von Luftaustauschbahnen oder von 
Gewässern. Wie dargelegt, enthält§ 34 Abs. 1 
BauGB auch Umweltschutzanforderungen. 

Unterstützt wird die -gleichsam bauplanungs-
Obwohl .das Gesetz von der grundsätzlichen Be- rechtlich immanente - Berücksichtigung der 
baubarkeit der lnnenbereichsgrundstücke aus- Belange des Naturschutzes und der Land­
geht, können dennoch Belange desNaturschut- · schaftspflege durch § 15 Abs. 1 BauNVO. Da­
zes und der Landschaftspflege zur Versagung nach sind u. a. solche Störungen unzulässig, die . 
der Baugenehmigung führen, wenn ihnen ein nach der Eigenart eines Baugebietes im Bauge: 
entsprechendgroßesGewichtzukommt.Siever- biet oder in dessen Umgebung unzumutbar . 
mögen den aus der beachtlichen . Umgebung sind. Dazu können z.B. Störungen des lokalen 

. hervorgehenden Rahmen etwa aufgrund ihrer Klimas oder der Erlebniswirksamkeit der Land­
ökologischen oder ihrer Freiraumfunktion derart schaft gehören 5l. 
zu prägen 3l, daß sich ein Bauvorhaben nicht 
mehr harmonisch einfügt. überschreitet es den 
vorgegebenen Rahmen, dann kommen die in§ 1 
BauGB verankerten Ziele und Belange voll zum 
Tragen, d. h., daß es sich nicht einfügt, sobald es 
zu seiner Umgebung Spannungen begründet, 
die nur durch das für die Bauleitplanung charak­
teristische planerische Abwägen bewältigt wer­
den können4l. 

·Die Anordnung des§ 8a Abs. 6 BNatSchG will 
lediglich die Prüfung der Anforderungen des 
§ 8 Abs. 2 Satzl BNatSchG und der Vorschrif­
ten über Ersatzmaßnahmen im Sinne des § 8 
Abs. 9 BNatSchG erübrigen. Die Berücksichti­
gung der Belange des Naturschutzes und der 

Nach § 15 Abs. 2 BauNVO hat die Anwendung 
des Absatzes 1 nach den städtebaulichen Zielen 
und Grundsätzen des§ 1 Abs. 5 BauGB zu erfol- · · 
gen. In dieser Hinsicht sind die Belange des Na~ 
turschutzes und der Landschaftspflege verstärkt 
worden; zum einen durch die diesbezügliche 
Erweiterung der Hauptleitsätze des § 1 Abs. 5 
Satz 1 BauGB 6>, z:um andern durch die Auf­
nahme der Bodenschutzklausel7l. 

Somit sind auch die Begriffe Störung und Zumut­
barkeit in § 15 Abs. 1 Satz 2 BauNVO im lichte 
der neuen Akzente des § 1 Abs. 5 BauGB aus- . 
zulegen. ·· 

ll Vgl. LÖHR, in Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 2. Aufl.,§ 31, Rdnr. 20. 
2l Begründung des Regierungsentwurfs. BT-Drs. 10/4630, S. 87; vgl. auch die grundlegende Entscheidung BVerwGE 55,369 ff. 
3l Vgl. Amt!. Begründung, BT-Drs. 10/4630, S. 87. . .. 
4l BVerwGE 55, 369 (387). Im Rahmen des § 34 wie des § 35 BauGB ist keine Kompensation der öffentlichen Belange in der 

Weise möglich; daß Nachteile gegen Vorteile ausgerechnet werden können (BVerwGE 42, 14): · 
5l Vgl.§ 1 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG und.§ 2 Abs. 1 Nr. 7, 8, 11 und 12 BNatSchG, die einschlägigen Belangen besonderes Gewicht 

zumessen. 
6l Vgl. GASSNER, Naturschutz im neuen BauGB, UPR 1987, 249. 
7l § 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB. 
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v. Ausblick 

Die Neuregelung des Art. 5 des lnvestitionser­
leichterungs- und Wohnbaulandgesetzes wirft 
vor allem angesichts der Ermächtigung der 
Länder nach § 8b Abs.2 BNatSchG auch Fragen 
der Anpassung der Landesgesetze an das 
Bundesrecht auf. 

Anhang 

Nach dieser Norm können die Länder einen Aus­
gleich in Geld für erhebliche oder nachhaltige 
Beeinträchtigungen des Naturhaushalts oder 
des Landschaftsbildes durch Vorhaben nach 
§ 34 BauGB oder nach alten Bebauungsplänen 
vorschreiben. 

Die Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes im Wortlaut-Artikel 5 des Gesetzes zur Erleichte­
rung von Investitionen und der Ausweisung von Wohnbauland (lnvestitionserleichterungs- und 
Wohnbau/andgesetz) vom 22. April 1993 (BGB/./ S. 466) 

Artikel 5 
Änderung des Bundesnatµrschutzgesetzes 

Das Bundesnaturschutzgesetz in der Fassung 
derBekanntmachungvom 12. März 1987 (BGBI. 
1 S. 889), geändert durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 12. Februar 1990 (BGBI. 1 S. 205), wird wie 
folgt geändert; 

L § 4 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 
»Die§§ 1 bis 3, 7, 8a bis 8c, 9, 12 Abs.4 Satz 2, 
die§§ 20, 20a, 20d Abs. 4 bis 6 und die§§ 20e 
bis 23, 26 bis 26c, 28 bis 40 gelten unmittel­
bar.« 

2. Nach § 8 werden folgende § § 8a bis 8c ein­
gefügt: 

»§ 8a . 
Verhältnis zum Baurecht 

(1) Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung, 
Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen 
Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten, ist 
über die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege im Bauleitplan unter entspre­
chender Anwendung des § 8 Abs. 2 Satz 1 und 
der Vorschriften über Ersatzmaßnahmen im 
Sinne des § 8 Abs. 9 nach den Vorschriften des 
Baugesetzbuches und des. Maßnahmengeset­
zes zum Baugesetzbuch in der Abwägung nach 
§ 1 des Baugesetzbuchs zu entscheiden. Dazu 
gehören auch Entscheidungen über Darstellun­
gen und Festsetzungen nach den § § 5 und 9 des 
Baugesetzbuchs, die dazu dienen, die zu erwar­
tenden Beeinträchtigungen der Leistungsfähig­
keit des Naturhaushalts oder des Landschaftsbil­
des auf den Grundstücksflächen, auf denen 
Eingriffe zu erwarten sind, oder. im sonstigen 
Geltungsbereich des Bauleitplans auszuglei­
chen, zu ersetzen oder zu mindern. Dabei sind 
die Darstellungen der Landschaftspläne zu be­
rücksichtigen. Die Festsetzungen nach Satz 2 
im sonstigen Geltungsbereich eines Bebau­
ungsplans können ergänzend zu § 9 des Bauge­
setzbuchs den Grundstücksflächen, auf denen 
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Eingriffe auf Grund sonstiger Festsetzungen zu 
erwarten sind, für Ausgleichs- oder Ersatzmaß­
nahmen ganz oder teilweise zugeordent werden. 
Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Satzun­
gen nach § 4 Abs. 2a und § 7 des Maßnahmen­
gesetzes zum Baugesetzbuch. 

(2) Auf Vorhaben in Gebieten mit Bebauungs­
plänen und während der Planaufstellung hach 
den § § 30 und 33 des Baugesetzbuchs sind 
§ 8Abs. 2 Satz 1 und die Vorschriften über Ersatz­
maßnahmen im Sinne des § 8 Abs. 9 anzuwen­
den, soweit der Bebauungsplan· oder der Entwurf 
des Bebauungsplans entsprechende Festset­
zungen auf den Grundstücksflächen oder den . 
Grundstücksflächen zugeordnete Festsetzunl 
gen nach Absatz 1 enthält oder solche Festset­
zungen vorsieht; im übrigen ist § 8 nicht anzu­
wenden. 

(3) Die Festsetzungen für Ausgleichs- und Er~ 
satzmaßnahmen sind vom Vorhabenträger 
durchzuführen. Soweit Festsetzungen den 
Grundstücken nach Absatz 1 Satz 4 zugeordnet · 
sind, soll die Gemeinde diese an Stelle und auf 
Kosten der Vorhabenträger oder der Eigentümer 
der Grundstücke durchführen, sofern die Durch­
führung nicht auf andere Weise gesichert ist. Die 
Maßnahmen können bereits vor dem Eingriff 
durchgeführtwerden, wenn dies aus städtebauli­
chen Gründen oder aus Gründen des Natur­
schutzes erforderlich ist; die Kosten können gel­
tend gemacht werden, sobald die Grundstücke, 
auf denen Eingriffe zu erwarten sind, baulich 
oder gewerblich genutzt werden dürfen. 

(4) Soweit die Gemeinde Ausgleichs- und Er­
satzmaßnahmen nach Absatz 3 durchführt, sind 
die Kosten auf die zugeordneten Grundstücke zu 
verteilen. Verteilungsmaßstäbe sind 

1. die überbaubare Grundstücksfläche, 

2. die zulässige Grundfläche, 

3. die Schwere der zu erwartenden Beeinträch0 

tigungen . 
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Die Verteilungsmaßstäbe können miteinander 
verbunden werden. Die Absätze 2 bis 4 gelten 
auch für Vorhaben im Geltungsbereich einer Sat­
zung nach § 4 Abs. 2a und § 7 des Maßnahinen­
gesetzes zum Baugesetzbuch. 

(5) Die Gemeinden können durch Satzung regeln 

1. Grundsätze für die Ausgestaltung von Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen nach · Ab­
satz 1 Satz 4 entsprechend den Festsetzun­
gen des Bebauungsplans, 

2. den Umfang der Kostenerstattung nach 
Absatz 3; dabei ist§ 128 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
und 2 Satz 2 des Baugesetzbuchs entspre­
chend anzuwenden, 

§ 8b 
Abweichende Ländervorschriften 

(1) Die Länder können abweichend von § 8a 
bestimmen, daß bis zum 30. April 1998 

1. . § 8a Abs. 1 auf Bauleitpläne und auf Satzun­
gen nach § 4 Abs. 2a und § 7 des Maßnah­
mengesetzes zum Baugesetzbuch nicht .an­
zuwenden ist und 

2. Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplänen 
und während der Planaufstellung nach den 
§ § 30 und 33 des Baugesetzbuchs und im 
Geltungsbereich einer Satzung nach § · 4 
Abs. 2a und § 7 des Maßnahmengesetzes 
zum Baugesetzbuch nicht als Eingriffe in 
. Natur und Landschaft anzusehen sind. 

3. die Art der Kostenermittlung und die Höhe des 
Einheitssatzes entsprechend § 130 des Bau- § 1 Abs. 5 und 6 des Baugesetzbuchs bleibt 
gesetzbuchs, · unberührt. 

.4. die Verteilung der Kosten nach Absatz 4 ein­
schließlich einer Pauschalierung der Schwere 
der zu erwartenden Beeinträchtigungen nach 
Biotop- und Nutzungstypen, · . · 

5. die Voraussetzungen für die Anforderung von 
VOrauszahlungen, 

6. die Fälligkeit des Kostenerstattungsbetrags. 

(6) Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile, die nach§ 34 des Baugesetz­
buchs zulässig sind, sind nicht als Eingriffe anzu­
sehen, soweit sich aus Absatz 4 Satz 4 nichts an­
d~resergibt. 

(7) Entscheidungen nach § 8 über Vorhaben 
nach § 35 Abs. 1 und 4 des Baugesetzbuchs und 
Entscheidungen über die Errichtung von bau­
lichen Anlagen nach § 34 des Baugesetzbuchs 
ergehen im Benehmen mit den für Naturschutz 
und Landschaftspflege zuständigen Behörden. 
Äußert sich in den Fällen des§ 34des Baugesetz­
buchs die für Naturschutz und Landschafts­
pflege zuständige Behörde nicht binnen eines · 
Monats, kann die für die Entscheidung zustän­
dige Behörde davon ausgehen, daß Belange des . 
Naturschutzes und der Landschaftspflege von 
dem Vorhaben nicht berührt werden. Das Be- · 
nehmen ist nicht erforderlich in den Fällen des 
Absatzes2 unddesAbsatzes4Satz4. Im übrigen 
bleibt § 8 Abs. 5 Satz 1 unberührt. 

(2) Die Länder können abweichend von § 8a 
Abs. 2 und 6 und § 8c Nr.1 weitergehend bestim­
men, daß erhebliche oder nachhaltige Beein­
trächtigungen der Leistungsfähigkeit des Natur­
haushalts oder des Landschaftsbildes durch 
Vorhaben 

1. innerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile nach § 34 des Baugesetzbuchs, . 

2. Jn Gebieten mit Bebauungsplänen, die vor 
dem 1. Mai 1993 in Kraft getreten sind, • 

durch Geldleistungen auszugleichen sind; in den 
Fällen der Nummer .2 jedoch nur insoweit, als 
Ausgleich, Ersatz oder Minderung der Beein- . 
trächtigungen nicht bereits Gegenstand der bau­
leitplanerischen Abwägung waren. Der Vorha­
benträger oder Eigentümer kann an Stelle Von 
Geldleistungen Ausgleichs- oder Ersatzmaßnah­
men durchführen. Das Aufkommen aus den 
Geldleistungen steht den Gemeinden zu und ist 
fcir Ersatzmaßnahmen zu verwenden. 

• § 8c 
Überleitungsvorschrift zu § 8a 

§ 8a Abs. 2 bis 7 ist auch anzuwenden auf 
Vorhaben · 

1. in Gebieten mit Bebauungsplänen, die vor 
dem 1. Mai 1993 in Kraft getreten sind, oder 

(8) Die Geltung des§ 8für Bebauungspläne, so- 2. über deren Zulässigkeit vor dem 1. Mai 1993 
weit sie auf Grund gesetzlicher Vorschriften eine . entschieden worden und die Entscheidung 
Planfeststellung ersetzen, bleibt unberührt. · noch nicht unanfechtbar geworden ist.« 
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Zusammenarbeitserlaß »Naturschutz urid 
Landschaftspflege_ in ·der Flurbereinigung« 
überarbeitet 
von Helma Spöring 

Der Runderlaß »Naturschutz und Landschafts­
pflege in der Flurbereinigung« vom 14 .03. 1986 
(Nds. MBI. S. 320) regelte erstmals die Zusam­
menarbeit zwischen Flurbereinigungs- und Na­
turschutzbehörden sowie die Zusammenarbeit 
der Flurbereinigungsbehörden mit den Natur­
schutzverbänden nach §29 BNatSchG. Dieser 
Zusammenarbeitserlaß wurde iri der Zwischen­
zeit überarbeitet und als gemeinsamer Runderlaß 
des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und des Umweltministeriums vom, 
15. 03. 1993 (Nds. M BI. S. 459) veröffentlicht. 

Die Überarbeitung steht in einem engen Zusam­
menhang mit der gleichzeitig veröffentlichten 
Neufassung der Richtlinien für die Aufstellung 
und Feststellung des Planes über die gemein­
schaftlichen und öffentlichen Anlagen nach § 41 -
des Flurbereinigungsgesetzes(RdErl. d. MLvom 
15.03.1993, Nds. MBL S. 454). 

Nach dem Gesetz über die Umweltverträglich­
keitsprüfung ist für die Schaffung der gemein­
schaftlichen und öffentlichen Anlagen sowie 
Änderung, Verlegung oder Einziehung vorhan­
dener Anlagen eine Umweltverträglichkeits­
prüfung durchzuführen, soweit dafür eine Plan­
feststellung nach § 41 Flurbereinigungsgesetz 
(FlurbG) erforderlich ist. Die Vorgaben· hierzu 
wurden neben weiteren Änderungen in die neuen 
Planfeststellungsrichtlinien aufgenommen. 

Der überarbeitete Zusammenarbeitserlaß be­
rücksichtigtgleichzeitig Empfehlungen der Leit­
linie »Naturschutz und Landschaftspflege in 
Verfahren nach dem _ Flurbereinigungsgesetz«, · 
die seit 1991 eine Arbeitsgrundlage sowohl für 
die Agrarstrukturverwaltung wie auch für die 
Naturschutzverwaltung ist {vgl. KIRCHNER & 
BREUER 1.991). 

Daneben enthält der Zusammenarbeitserlaß 
redaktionelle Änderungen, die als Anpassung an 
das Niedersächsischen Naturschutzgesetz not-
wendig waren. · 

Die.wesentlichen inhaltlichen Änderungen sind: 

Gestaltungsauftrag nach § 37 FlurbG sowie für 
di•e Abhandlung der Eingriffsregelung und damit 
auch für die Umweltverträglichkeitsprüfun·g dient. 

Der Umfang der Landschaftsbestandsaufnahme 
und -bewertung wird zwischen oer Flurbereini­
gungsbehörde und der Naturschutzbehörde ab­
gestimmt. Selbstverständlich sollte"hierbei sein, 
daß vorhandene Unterlagen u.a. bei den Natur­
schutzbehörden und den Naturschutzverbän­
den berücksichtigt werden. Die Flurbereini­
gungsbehörde -und die Naturschutzbehörde 
legen gemeinsam einen Bewertungsrahmen 
fest. Nach Durchführung der Untersuchungen 
erörtern sie abschließend die Ergebnisse und 
legen die Grundsätze für die Anwendung der 
Eingriffsregelung, bezogen auf das Verfahrens- · 
gebiet, fest. · 

Die Landschaftsbestandsaufnahme und -be­
wertung wi~d der Naturschutzbehörde für.die 
Erarbeitung der-Vorplanung i. S. der § § 39, 99 
Abs. 3 FlurbG zur Verfügung gestellt. Das Glie­
derungsmuster für die Vorplanung (Anlage 2) 
wurde entsprechend geändert. 

Zusammenarbeit der Flurbereinigungsbehör~ 
den mit den Naturschutzverbänden nach·§ 29 
Bundesnaturschutzgesetz 

Die Zusammenarbeit Vv'.Urde neu geregelt. Die 
Naturschutzverbände sind bereits vor Anord­
nung eines Flurbereinigungsverfahrens nach§ 5 
Abs. 2 F.lurbG und bei der Aufstellung der allge­
meinen Grundsätze nach § 38 Flu'rbG zu be-
teiligen. · 

Bei der Aufstellung-und Feststellung des Pl_anes 
nach § 41 FlurbG sind die Naturschutzverbände 
wie Träger öffentlicher"Belange zu beteiligen. 

Zitierte Gesetze und Literatur: 

FLURBEREINIGUNGSGESETZ (FlurbG) i. d.F. v. 16.· März 
1976, zul. geänd. am 12. Februar 1991 (BGBI. 1 S. 405). 

GESETZ ÜBER DIE UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜ­
FUNG (UVPG) v. 12. Februar 1990 (BGBI. I S. 205), zul. ge-
änd. am 20. Juni 1990 (BGBI. 1 S. 1080). · 

· Landschaftsbestandsaufnahme und-bewerturig KIRCHNER, P. & w. BREUER (1991): Zur Leitlinie »Natur- · 
schutz und Landschaftspflege nach dem Flurbereinigungs-_ 

Die Flurbereinigungsbehörde veranlaßt nach geseti«. -' lnform.d. Naturschutz Niedersachs. 11, Nr. 4: 
Einleitung eines Flurbereinigungsverfahrens eine 80-81. 
Landschaftsbestandsaufnahme und -bewertung, NIEDERSÄCHSISCHES NATURSCHUTZGESETZ (NNatG) 
die als wesentliche Planungsgrundlage für den i.d. F. v. 2. Juli 1990 (Nieders. GVBI. s. 235) 
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Erlaß »Naturschutz und Landschaftspflege in der Flurbereinigung« 
Wiedergabe aus dem Nds. MBI. Nr. 16/1993, S. 459-463 

Gem. RdErl. d. ML u. d. MU v. 15. 3. 1993 
- 304-22002-2/93; 105 a-05510/8/3/9-115-22511/4 ,:;._ 

- VORIS 78350 00 00 00 039 -

Bezug: a) RdErl. d. ML v. 14. 3. 1986 (Nds. MBI. S. 320) 
. - ·VORIS 78350 00 00 00 019 -

b) RdErl. d. ML v . 15. 3. 1993 (Nds. MBI. S. 454) 
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Das Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) mißt der Berück0 

sichtigung, Wahrung und Förderung der Belange des Na­
t_urschutzes und der Landschaftspflege (§§ 1, 2 des Nie­
dersächsischen Naturschutzgesetzes - im folgenden: 
NNatG) besondere· Bedeutung bei. Entsprechende Pla­
nungsgrundsätze enthalten die Empfehlungen der Arbeits­
gemeinschaft Flurbereinigung (ArgeFlurb) . . 

,.Der Plan über die gemeinschaftlichen und öffent­
lichen Anlagen (Plan nach§ 41 FlurbG)", 
,.Flurbereinigung - Naturschutz und Landschaftspfle­
ge".*) 

Die ArgeFlurb und die Länderarbeitsgemeinschaft für 
Naturschutz, Landschaftspflege und Erholung (LANa) ha-. 
ben außerdem gemeinsame Empfehlungen für eirie über­
einstimmende Auslegung der Vorschriften des Bundesna­
turschutzgesetzes (BNatSchG) und des FlurbG unter dem 
Titel „Verhältnis der Vorschriften des Bundesnaturschutz­
gesetzes und des Flurbereinigungsgesetzes zueinander" 
im GMBI. 1983 S. 541 veröffentlicht. · 

Mit RdErl. des ML vom 1 L 2 1991 :... 306'61131-3/90 -
wurde die Leitlinie „Naturschutz und Landschaftspflege 
in Verfahren nach dem'Flurbereinigungsgesetz" herausge-
geben. . . 

Diese Empfehlungen sind bei der Durchführung der 
Flurbereinigung in Niedersachsen zu · berücksichtigen, so­

. weit nicht die folgenden oder andere Verwaltungsvor~ 
schriften entgegenstehende Bestiml'J')ungen enthalten. 
1. Grundsätze, Eingriffsregelungen 

1.1 · Die Flurbereinigungsbehörden haben bei Planung 
und Durchführung der Neuordnung ländlichen Grundbe­
sitzes, unbeschadet der Rechtsgarantien des FlurbG, ins­
besondere der §§ 44 ff. FlurbG, alle ihnen zu Gebote ste­
henden Möglichkeiten für d'ie Verwirklichung der Ziele 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu riutzen, 
konkurrierende. Nutzungsansprüche. an Boden und Land­
schaft auszugleichen und in der Vergangenheit cingetrete, 
ne Fehlentwicklungen möglichst zu beheben oder zu mil­
dern (§§ 1, 37 FlurbG, § 56 NNatG). Dabei arbeiten die 
Flurbereinigungsbehörde (Amt für Agrarstruktur) und die 
untere Natu_rschutzbehördc eng zusammen. 
1.2 Bei der im Vollzug des§ 37 FlurbG gebotenen Abwä­
gung stehen die Belange des Naturschutzes und der Land­
·schaftspflege (§§ 1, 2 NNatGJ gleichrangig neben den an­
deren im Rahmen der Flurbereinigung zu wahrenden öf-
fentlichen Belangen. · · , . · 
1.3 Maßnahmen der Flurbereinigung können zu Eingrif­
fen in Natur urid Landschaft (§ 7 Abs. 1 NNatGJ führen. 
Die Entscheidung, 
- ob ein Eingriff vorliegt, 

*) Sonderhefte (ArgeFlurb 1 und 5) der „Schriftenreihe für Flur­
bereinigung" 
Hrsg.: Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, Landwirtschaftsverlag Münster-Hiltrup 1988. 

.,, 

ob er notwendig ist, 
welche Vorkehrungen zur Vermeidung von Beeinträch­
tigungen zu treffen sind .(§ 8 NNatGJ. 
welche Ausgleichsmaßnahmen durchzuführen sind 
(§ 10 NNatGJ, 
ob ein Eingriff mit nicht ausgleichbarer Beeinträchti­
gung zulässig ist (§ 11 NNatG), 
welch'? Ersatzmaßnahmen ggf. zu treffen sind (§ i2 
NNatGJ, 

trifft in der Planfeststcllung nach § 41 FlurbG, unbe­
schadet der Abstimmung während der Planaufstellung 
(Nr. 2.3.3.3). die obere Flutbereinigungsbehörde. Dabei ist 
die zuständige Naturscliu1zbehörde*) als Trägerin öffentli­
cher Belange zu beteiligen(§ 41 Abs. 2 FlurbGJ. Im übri­
gen obliegt die Entscheidung über Eingriffe der Flurberei­
nigungsbehörde. Sie entscheidet im Benehmen mit der 
zuständigen Naturschutzbehörde. 
1.4 Durch intensive Zusammenarbeit solle,n möglichst 
einvernehmliche Beurteilungen und gemeinsam vertretba­
re Ergebnisse erzielt werden. Die Flurbereinigungsbehör­
deri sind ,gehalten, die Gestaltungsmöglichkeiten zur Ver­
meidung von EingrÜfen auszuschöpfen. Ziel muß sein, 
daß im Flurbereinigungsgebiet insgesamt keine erhebliche 
Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit des Naturhaus-
halts oder des Landschaftsbildes zurückbleibt. · 

2. Zusammenarbeit zwis~hen Flurbereinigungsbehörden und 
Naturschutzbehörden 

2.1 Vorverfahren, Vorinformation der Naturschutzbehörde 
2.1.1 Die Flurbereinigungs- und die Naturschutzbehör­
den haben sich möglichst frühzeitig über ihre Vorhaben · 
zu unterrichten (vgl.§ 5 FlurbG, § 56 NNatG). Gelegenheit ' 
dazu besteht insbesondere bei der Erarbeitung der argrar­
strukturellen Vorplanung. der Aufstellung des Land- '. 
schaftsrahmenplans, der Vorbereitung der Unterschutz­
stellung bestimmter Teile von Natur und Landschaft so> 
wie bei der zur Fortschreibung des Flurneuordnungspro­
gramms gebotenen Abstimmung. 
2.l.2 Die Flurbereinigungsbehörde unterrichtet die unte­
re und die obere Naturschutzbehörde sowie die Gemeinde 
über die Aufnahme eines geplanten Flurbereinigungsver-­
fahrens in das Flurbereinigungsprogramm, über den da­
nach vorgesehenen Zeitpunkt der Anordnung der Flurbe­

·reinigung. über die Ziele und die Verfahrensart sowie 
über da" voraussichtliche Flurbereinigungsgebiet. , 
2.1.3 Die untere Naturschutzbehörde gibt der Flurberei­
nigungsbehörde nach Absprache über den Zeitpunkt ihre 
Kenntnisse über Natur und Landschaft sowie über Pla­
nungen und Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege in dem Gebiet in einer Vorinformation 
nach Gliederungsmuster Anlage 1 bekannt. Wenn NatUr- : 
schu1zgebiete oder sonstige entsprechend wertvolle Ge­
biete betroffen sind, beteiligt sie die obere Naturschutzbe­
hörde und fügt deren Äußerung in die Vorinformation 
ein. Die Darstellungen sind g,merell und gehen in ihrer . 
Ausführlichkeit nicht über den Maßstab 1 : 25 000 hinaus. 
Grundlage der Vorinformation ist der Landschaftsrahmen­
plan, 
2.1.4 Die Vorinformation ist, wenn die Berücksichtigung 
der Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
es erfordert, durch Untersuchung bestimmter Einzelfragen 
zu ergänzen. Auf die Notwendigkeit ist in der Vorinforma­
tion hinzuweisen. 
2.1.5 Die Flurbereinigungsbehörde berücksichtigt die 
Vorinforma_tion bei der weiteren Vorbereitung des Flurbe­
reinigungsverfahrens und legt sie der oberen Flurbereini­
gungsbehörde mit dem Antrag auf Zustimmung zur 
Durchführung des Termins nach § 5 FlurbG vor. 

2.1.6 Rechtzeitig vor der Anhörung nach § 5 Abs. 2 
FlurbG unterrichtet die 'Flurbereinigungsbehörde die zu­
ständige Naturschutzbehörde über die das voraussichtli­
che Flurbereinigungsgebiet bctreffend.en Zielvorstellungen 
der Landwirtschaft und übersendet der Landwirtschafts­
kammer die Vorinformation der Natu;schutzbehörde. 

2.2 Flurbcreinigungsbeschluß (§ 4 FlurbGJ, VorplanUng 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege · 

*) Zuständige Naturschutzbehörrle ist die untere Naturschutzbe­
hörde; für Naturschutzgebiete ist die obere Naturschutzbehörde 
zuständig. · · · · · 
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2.2.1 Die Flurbereinigungsbehörde übersendet der unie­
ren Nalurschulzbehörde eine Ausfertigung des Flurberei­
nigungsbeschlusses oder der entsprechenden Anordnung 
mil Gebielskarle. Über eine Änderung des Flurbereini­
gungsgebietes (§ ·8 FlurbGJ ist die Untere Naturschutzbe­
hörde entsprechend zu unterrichten. 
2.2.2 Die Flurbereinigungsbehörde veranlaßt eine Land­
schaftsbeslandsaufnahme und -bewerlung sowie ggf.· die 
ergänzende Untersuchung bestimmter Einzelfragen. 
2.2.3 Die Flurbereinigungsbehörde und die untere Natur­
schutzbehörde bestimmen gemeinsam · den Umfang der 
Untersuchung nach Nr. 2.2.2. Dafür ist ein Bewertungs­
rahmen festzulegen. Die uniere Naturschutzbehörde stellt 
die ih~ vorliegenden Unterlagen zur Verfügung. 
2.2.4 Während der Landschaftsbestandsaufnahme ·und 
-bewertung halten die Flurbereinigungsbehörde und die 
untere Naturschutzbehörde den erforderlichen Kontakt. 
2.2.5 Die Flurbe~einigungsbehörde und die u·ntere Natur­
schutzbehörde erörtern abschließend die Ergebnisse der 
Landschaftsbestandsaufnahme und -bewertung und legen 
die Grundsätze für die Anwendung der Eingriffsregelung 
im Flurbereinigungsgebiet fest. 
2.2.6 Die untere Naturschutzbehörde fertigt eine Vorpla­
nung des Naturschutzes und der ·Landschaftspflege i. S. 
der §§ 38, 99 Abs. 3 FlurbG (Anlage 2) im Maßstab des 
Plans über die gemeinschaftlichen und öffentlichen Anla­
gen (Plan nach § 41 FlurbGJ. Grundlage hierfür sind die 
Vorinformation (Nr. 2.1 .3), der Flurbereinigungsbeschluß 
und seine Begründung (§ 4 FlurbGJ, die Landschaftsbe­
standsaufnahme und -bewertung sowie ergänzende Unter­
suchungen. Wenn Naturschutzgebiete ode·r entsprechend 
wertvolle Gebiete betroffen sind, beteiligt sie die obere 
Naturschutzbehörde und fügt deren Äußerung in die Vor­
planung ein. 
2:2.7 Die untere Naturschutzbehörde leitet die Vorpla­
nung der Flurbereinigungsbehörde rechtzeitig zur Aufstel­
lung der allgemeinen Grundsätze für die Neugestaltung 
des Flurbereinigungsgebietes (§ 38 FlurbG) zu. Die Vor­
planung soll es der Flurbereinigungsbehörde ermöglichen, 
die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
'in ihre Planung einzubeziehen und soweit wie möglich zu 
berücksichtigen; sie enthält zugleich die gutachtliche Stel­
lungnahme nach § 14 NNatG. 
2.3 Neugestaltung des Flurbereinigungsgebietes (§§ 37, 

38, 41 FlurhGJ 

2.3 .1 ßei der Neugestaltung des Fl~rbcreinigungsgebie­
tes hat die Flurbereinigungsbehörde die Leistungsfähig­
keit des Naturhaushalts und . das Landschaftsbild zu 
schützen, zu pflegen und zu entwickeln (§ 37 FlurbG, 
§ 56 NNatGJ. Über die Möglichkeiten der Flächer.bereit­
stellung für die Ziele des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege unterrichtet sie frühzeitig die untere Natur­
schutzbehörde. · 

2.3.2 Aufstellurm allgemeiner Grundsätze[§ 38 FlurbGJ 

2.3.2 .1 Dei der Aufstellung der Grundsätze für die Neu­
gestaltung des Flurbereinigungsgebietes ist die zuständige 
Naturschutzbehörde zu beteiligen. 

2.3.2.2 Rechtzeitig vor der Abstimmung über die allge­
meinen Grundsätze unterrichtet die Flurbereinigungsbe­
hörde betroffene Behörden und Organisationen, insbeson: 
dere die Naturschutzbehörde, die Landwirtschaftskam­
mer, die Teilnehmergemeinschaft, die Gemeinde und die 
Naturschutzverbände nach § 29 BNatSchG über vorliegen­
de Vorplanungen i. S. des § 38 FlurbG. 

2.3 .3 Aufstellung des Plans nach§ 41 FlurbG 

2.3.3.1 Für die Aufstellung des Plans nach § 41 FlurbG 
im einzelnen gelten die Planfeststellungsrichtlinien 
FlurbG in ihrer jeweiligen Fassung (Bezugserlaß zu b). 

2.3.3.2 Der Plan nach § 41 FlurbG weist u. a. die Maß­
nahmen der Flurbereinigung zur Verwirklichung der Ziele 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege aus. Er setzt 
auch Vorkehrungen zur Vermeidung von Beeinträchtigun­
gen sowie die Ausgleichs- und ,ggf. Ersatzmaßnahmen fest. 
Eines besonderen landschaftspflegerischen Begleitplans 
i. S. des§ 14 NNatG bedarf es daneben nicht. 

2.3.3.3 Die im Hinblick auf Naturschutz und Land­
schaftspflege erforderlichen Regelungen des Plans nach 
§ 41 FlurbG sind von der Flurbereinigungsbehörde, ausge­
hend von der Vorplanung des Naturschutzes · und„ der 
Landschaftspflege (Nr. 2.2.2) und in steter Abstimmung 
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mit der unieren Naturschutzbehörde, zu e"ntwickeln. Ent: 
sprechend dem Planungsfortschritt konkretisiert und er­
gänzt diese ihre Aussagen über 
- die Anwendung der Eingriffsregelung 

a) die voraussichtlichen Beeinträchtigungen von Na­
tur und Landschaft durch Neuordnungsmaßnah-
men; · 

b) die Vorkehrungen zur Vermeidung von Beeinträch­
tigungen; 

c) Ausgleichsmaßnahmen; 
dj nicht ausgleichbare Beeinträchtigungen SO\Vie über 

Ersatzmaßnahmen und Hinweise auf geeignete Be­
reiche dafür; 

- Maßnahmen, die geeignet sind, Schutz. Pflege und 
Entwicklung von Natur und Land.schaft zu fördern 
(§ 37 FlurbG, § 56 NNatGJ . 

Aus dem Planungsfortschritt kann sich die Notwendig­
keit weiterer ergänzender Untersuchungen (Nr. 2.1.4) er­
geben. 
2.3.4 Planfeststellung (§ 41 FlurbGJ 

2.3.4.1 Soweit unter besonderen Schutz gestellte Flä­
chen un.d Anlagen (§§ 24 ff. NNatGJ durch den Plan nach 
§ 41 FlurbG erfaßt werden, kann die Planfeststellung na­
turschutzbehördliche Entscheidungen nur so weit erset­
zen, wie sie mit dem festzustellenden Plan in unmittelba­
rem Zusammenhang stehen. Die zu ersetzenden behördli­
chen Entscheidungen müssen unmittelbar für die Zuläs­
sigkeit des Vorhabens bedeutsam sein. Wegen der Verän­
derung solcher Flächen und Anlagen durch den Flurberei­
nigungsplan vgl. Nr. 2.4.1. 
2.3:4 .2 Die Konzentrationswirkung der Planfeststellung 
erstreckt sich auch auf im Zusammenhang mit dem Vor­
haben notwendige Folgemaßnahmen(§ 41 Abs. 5 FlurbG). 
Sie ersetzt dementsprechend u. a. Entscheidungen, die im 
Vollzug des NNatG ergehen, sofern der Plan nach § 41 
FlurbG entsprechende Festsetzungen enthält. Die Konzen- . 

. trationswirkung erstreckt sich nicht auf naturschutzrecht­
liche Regelungen, die einer Verordnung oder Satzung be­
dürfen; derartige Regelungen sind zwischen der Flurberei­
nigungsbehörde und der zuständigen Naturschutzbehörde 
bzw. · der Gemeinde während der Aufstellung des Plans 
nach § 41 FlurbG inhaltlich festzulegen. Die zuständige 
Naturschutzbehörde bzw. die Gemeinde soll dafür sorgen, 
daß naturschutzrechtliche Regelungen bis zur Unanfecht­
barkeit des Flurbeteinigungsplans in Kraft treten können, 
weil die Schutzwirkungen des § 34 FlurbG dann en4en ... 
2.3.4.3 Führen Vorhaben anderer öffentlicher Träger, die 
der f}urbereinigungsrechtlichen Planfeststellung unterlie­
gen, zu Eingriffen in Natur und Landschaft, so sind im 
Plan nach § 41 FlurbG auch die erforderlichen Aus­
gleichs- und Ersatzmaßnahmen zu Lasten des Verursa­
chers festzusetzen. 

2.4 Flurbereinigungsplan (§ 58 FlurbG) 
2.4 .1 Wenn der Zweck der Flurbereinigung es erfordert, 

· können auch naturschutzrechtlich besonders geschützte 
Bereiche (§§ 24 ff. NNatG) verändert werd~n; zu wesentli­
chen Eingriffen in deren Bestand ist jedoch die vorherige 
Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde erfor­
derlich (§ 45 Abs. 3 FlurbG). Die Konzentrationswirkung 
der Planfeststellung nach § 41 Abs. 5 FlurbG erstreckt 
sich nicht auf solche Eingriffe. 
2.4.2 · Wesentlich i. S. des § 45 Abs. 3 FlurbG ist ein 
Eingriff, wenn durch die beabsichtigten Veränderungen 
eine Gefährdung des Schutzzwecks zu erwarten ist, insbe­
sondere wenn er durch die Schutzverordnung ausdrück~· 
lieh untersagt oder für genehmigungspflichtig erklärt wcir- · 
den ist oder eine Änderung der Grenze des Schutzgebietes · 
beinhaltet. · 
2.4.3 Die Zustimmung nac;h § 45 Abs. 3 FlurbG ist früh­
zeitig, möglichst bereits vor dem Anhörungstermin nach 
§ 41 Abs. 2 FlurbG, einzuholen. · 
2.4.4 Das Ergebnis der Erörterung, ob ein Eingriff i. S. 
des § 45 FlurbG als wesentlich anzusehen ist, ob die Zu­
stimmung dazu erteilt oder aus welc~en Gründen sie ver­
sagt wird. · ist schriftlich niederzulegen. Das gilt auch, 
wenn die Zustimmung von der Erfüllung bestimmter Auf-
lagen abhängig gemacht wird. · 
2.4'.5 Nach § 40 FlurbG kann u. a. für Anlagen, die dem 
Naturschutz und der Landschaftspflege dienen, Land in 
verhältnismäßig geringem Umfarig bereitgestellt werden. 
Das für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen aus Anlaß der 197 
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Herstellung der gemeinschaftlichen und öffentlichen An• 
lagen benötigte Land ist wie der für die Anlagen erforder• 
liehe Grund und Boden nach § 47 FlurbG aufzubringen. 
Die Bereitschaft einze_lner Teilnehmer, auf Landabfindung 
zu verzichten (§ 52 FlurbG). ist zu nutzen. _ 
2.4.6 Durch den Flurbereinigungsplan sind das Eigen­
tum und, soweit erforderlich, die Unterhaltung der Flä­
chen und Anlagen des Naturschutzes und der . Land­
schaftspflege zu regeln. Besonders schutzwürdige Flächen 
und Anlagen des Naturschutzes und der Landschaftspfle­
ge sollen in das Eigentum und ggf. die Unterhaltung geeig­
neter Träger überführt werden. 
2.4.7 Oie Unterhaltungspflicht für neue Anlagen ist je• 
weils zu regeln, bevor mit ihrer Herstellung . begonnen 
wird. 
2.4 .8 Der Unterhaltungspflichtige erhält einen Auszug 
aus den entsprechenden Festsetzungen und einen Aus• 
schnitt aus der Karte des neuen Bestandes. 

2.4.9 Der Flurbereinigungsplan hat für Festsetzungen, 
die im gemeinschaftlichen Interesse der Beteiligten oder 
im öffentlichen Interesse getroffen werden, die Wirkung 
von Gemeindesatzungen (§ 58 Abs. 4 FlurbGJ. Dadurch 
wfrken solche Regelungen ohne dingliche Sicherung über 
das Verfahren hinaus gegen jedermann und können nur 
mit Zustimmung der Gemeindeaufsichtsbehörde durch 
Gemeindesatzung geändert oder aufgehoben werden. 

2.5 Sonderregelungen für Verfahren nach den §§ 86, 87; 
91, 103 a FlurbG . 

2.5.1 Wird in einem Verfahren nach dem FlurbG kein 
Plan nach § 41 FlurbG aufgestellt (§ 86 Abs. 1 Nr. 4, 
§§ 97, 103 e FlurbG), sind die Entscheidungen nach § 13 
NNatG sowie sonstige Festsetzungen und Maßnahmen für 
den Naturschutz und die Landschaftspflege in den Flurbe­
reinigungsplan (§ 58 FlurbG}, den Zusammenlegungsplan 
(§ 100 FlurbG) oder den Tauschplan (§§ 103 f. FlurbG) 
aufzunehmen. Ii:n übrigen finden die Vorschriften der 
Nr. 2 sinngemäß Anwendung. Die Nm. 2.2.1 bis. 2.2.3 gel­
ten nicht für den Freiwilligen Landtausch (§§ 103 a ff. 
FlurbG); bei Eingriffen i. S. des . NNatG ist das Benehmen . 
mit der Naturschutzbehörde (§ 13 Abs. 3 NNatG) in einer 
dem Verfahrenszweck angemessenen Weise herzustellen. 
2.5.2 Für die Anordnung von Verfahren nach den §§ 86, 
91 ff. und 103 a ff. FlurbG, die dem Zweck dienen sollen, 
notwendige Maßnahmen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege zu ermöglichen, ist eine fachliche Konzep• 
tion der oberen Naturschutzbehörde Voraussetzung. Die 
fachliche Konzeption kann während des Verfahrens nur 
einvernehmlich geändert werden. 
2.5.3 Im Flurbereinigungsverfahren nach den §§ 87 ff. 
FlurbG wirkt die Flurbereinigungsbehörde darauf hin, daß 
über Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen für unterneh• 
mensbedingte Eingriffe in Natur und Landschaft im Plan­
feststellungsverfahren des Unternehmensträgers entschie• 
den wird. Soweit hierfür die Bereitstellung von Land er• 
forderlich ist, muß der · Planfeststellungsbeschluß für das 
Unternehmen den Bedarf näher ·festlegen, weil sonst die 
Aufbringung im Rahmen des § 88 Nr. 4 FlurbG ohne Än­
derung der Planfeststellung nicht zulässig wäre. Im übri• 
gen ist über Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen, . deren 
örtliche Verwirklichung dem Flurbereinigungsverfahren 
vorbehalten bleibt, eine Entscheidung im Rahmen der 
Planfeststellung des Unterriehmensträgers zumindest dem 
Grunde nach (Art, Umfang, Kostentragung, Eigentum, Un· 
terhaltung u. a.) herbeizuführen. 

3. Zusammenarbeit d_er Flurbereinigungsbehörden mit den 
Naturschutzverbänden nach§ 29 BNatSchG 

3.1 Die Zusammenarbeit mit den nach § 29 BNatSchG 
anerkannten Naturschutzverbänden, insbesondere ihren 
örtlichen_ Vertretungen, ist von den Flurbereinigungsbe• 
hörden frühzeitig zu suchen, _und zwar unabhängig davon, 
ob aus den Maßnahmen Eingriffe in Natur und Landschaft 
zu erwarten sind oder nicht. 
3.2 Bei der Anhörung nach § 5 Abs. 2 FlurbG und bei 
der Aufstellung der allgemeinen Grundsätze für die Neu­
gestaltung des Flurbereinigungsgebietes (§ 38 FlurbG) 
sind die anerkannten Naturschutzverbände zu beteiligen. 
3.3 Die anerkannten Naturschutzverbände erhalten ei­
nen Abdruck des Flurbereinigungsbeschlusses oder der 
entsprechenden Anordnung mit Gebietskarte ohne Rechts• 
behelfsbelehrung. Über Änderungsan~rdnungen· sind sie 

in gleicher Weise zu unterrichten. Auße~dem sind ihnen 
auf Wunsch Karten des Flurbereinigungsgebietes im Maß• 
stab des Plans nach § 41 FlurbG für Kartierungszweckc 
kostenlos zur Verfügung zu stellen. . · 

3.4 Bei der Aufstellung des Plans nach § 41 FlurbG und 
der Planfeststellung (§ 41 FlurbG) sind die anerkannten · 
Naturschutzverbände wie Träger öffentlicher Belange zu 
beteiligen. ' 
3.5 Eine verbindliche Äußerung i. S. des § 29 BNatSchG 
können, unbeschadet der Zusammenarbeit mit örtlichen 
Vertretunger,, nur die Landesverbände oder deren im Ein­
zelfall Bevollmächtigte abgeben. 
3.6 Die anerkannten Verbände erhalten einen Abdruck 
des Planfeststellungsbeschlusses oder der Plangenehmi• 
gung ohne Rechtsbehelfsbelehrung. Bleiben Anregungen 
und Bedenken der anerkannten Naturschutzverbände un­
berücksichtigt. so unterrichtet die obere Flurbereinigungs­
behörde diese davon mit einer schriftlichen Begründung, 
Rechtsansprüche werden hierdurch nicht begründet. · 
3.7 Wird in einem Verfahren nach dem FlurbG kein Plan 
nach § 41 FlurbG aufgestellt (vgl. Nr. 2.5.1], sind die aner• 
kannten Naturschutzverbände in einer dem jeweiligen 
Verfahrenszweck angemessenen Weise zu beteiligen, so• 
weit Belange des Naturschutzes und der Landschaftspfle- · 
ge berührt werden. 

4. Zeitweilige Einschränkungen des Eigen.tums (§§ 34, 85 Nr. 5 · 
FlurbG) 

4 .1 Die§§ 34 und 85 Nr. 5 FlurbG s_chränken das Eigen­
tum an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden 
Grundstücken im Interesse einer geordneten Durchfüh­
rung der Flurbereinigung zeitweilig ein und unterwerfen 
bestimmte Änderungen der Zustimmung der Flurbereini• 
gungsbehörde. Diese Zustimmung ergeht, wenn die Ände­
rung einen Eingriff in Natur urid Landschaft darstellt, im 
Benehmen mit der unteren Naturschutzbehörde (§ 9 Nr. 1 , 
§ 13 NNatG]. Beide Behörden unterrichten sich darüber : 
hinaus gegenseitig vor Entscheidungen über Anträge, die 
Veränderungen von Natur und Landschaft im Flurbereini­
gungsgebiet zum Gegenstand haben. -
4.2 Die Entscheidung über die Verhängung einer Geld- ._. 
buße nach § 154 Abs. 1 FlurbG im Falle des Verstoßes · 
gegen die Gebote ·der § 34 Abs. 1 Nm. 2 und 3 sowie de·s 
§ 85 Nr. 5 FlurbG trifft die Flurbereinigungsbehörde nach 
pflichtmäßigem Ermessen ,(R.dErl. des ML vom 15. ·4. 1954, 
Nds. MB!. S. 207; § 36 ·Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten - OWiG - i. d. F. vom 19. 2. 
1987, BGB!. I S. 602; zuletzt geändert durch Artikel 5 des ,. 
Gesetzes vom· 15. 7. 1992, BGB!. I S. 1302, i. V. m. Arti· 
kel 162 des Einführungsgesetzes zum Gesetz über Ord· 

- nungswidrigkeiten vom 24 . 5. 1968, BGB!. 1. S. 503, zu­
letzt geändert durch Gesetz vom 2. 3. 1974, BGB!. I 
s. 469]. . 

4.3 Die Voraussetzungen für die Verhängung einer Geld- .. 
buße sind in der .Regel als gegeben anzusehen, wenn sich. · 
der Verstoß zugleich als Eingriff im naturschutzrechtli­
chen Sinne erweist. 
4.4 Stellt dieselbe Handlung eine Ordnungswidrigkeit 
sowohl nach § 154 FlurbG als auch nach § 64 NNatG dar, 
so treffen die Flurbereinigungsbehörde und die untere Na• 
turschutzbehörde unverzüglich nach Bekanntwerden des 
Verstoßes eine Vereinbarung über die Zuständigkeit zu · 
ihrer Verfolgung und Ahndung(§ 39 Abs. 2 OWiG] , · · 

4.5 Sieht die Flurbereinigungsbehörde im Einzelfall von 
der Festsetzung einer Geldbuße ab, so sind die Gründe 
hierfür aktenkundig zu · machen. Die Entscheidung darf 
nicht davon bestimmt sein. daß die Verhängung der Geld­
buße künftige Verhandlungen mit dem zuwiderhandeln· 
den Teilnehmer erschweren werde. 
4.6 Die Vorschriften der§§ 34 und 85 Nr. 5 FlurbG wer­
den auf Verständnis stoßen, wenn die Teilnehmer ausrei• 
chend über Sinn und Zweck der Regelung, insbesondere 
auch über die Bedeutung des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, unterrichtet sind. In der Regel ist diese 
Unterrichtung im Aufklärungstermin nach § 5 Abs. 1 
FlurbG vorzunehmen und in der über diesen Termin zu 
fertigenden Niederschrift zu vermerken . · Die Anberau• · 
mung besonderer Aufklärungstermine kann zweckmäßig 
sein. Auf den Umfang und die Auswirkungen der zeitwei- . 
ligen Einschränkungen sowie auf die Folgen von Verstö­
ßen ist hinzuweisen. Die. öffentliche Bekanntmach~ng 
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nach § 34 Abs. 4 FlurbG genügt zwar den formalen Erfor­
dernissen, ist aber allein ·nicht geeignet, die notwendige 
Aufklärung herbeizuführen. 

5. Herstellung der gemeinschaftlichen und öfTentlichen Anlagen 

5.1 Bei der Übertragung des Pl~ns nach§ 41 FlurbG und 
der neuen Feldeinteilung in die Örtlichkeit dürfen Natur 
und Landschaft nicht mehr als unvermeidlich notwendig 
beeinträchtigt werden. Die Flurbereinigungsbehörde bi;­
müht sich insbesondere bei der Abgrenzung und der Her­
stellung der gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen 
um eine enge Abstimmung zwischen dem Träger der Maß­
nahme und der unieren Naturschutzbehörde. 
5.2 Der Vorausbau ist im Rahmen der Festsetzungen des 
Plans nach§ 41 FlurbG zulässig. · 
5.3 Vorläufige Anordnungen nach § 36 FlurbG erfordern 
keine zusätzliche Beteiligung der Naturschutzbehörden. 
Diesen Anordnungen liegt ·materiell-rechtlich der Plan 
nach§ 41 FlurbG oder in Flurbereinigungsverfahren nach 
den §§ 87 ff. FlurbG der Fachplan des Unternehmens 
zugrunde. An der Entscheidung darüber haben die Natur-
schutzbehörden mitgewirkt. · 
5.4 Ist in einem Verfahren nach dem FlurbG ohne Plan 
nach§ 41 FlurbG ausnahmsweise der Vorausbau von An• 
lagen vorgesehen, so ist das Benehmen mit der unteren 
Naturschutzbehörde (§ 13 Abs.· 2 NNatG) vor Erteilung 
der Ausbaugenehmigung herzustellen. Das Ergebnis ist 
aktenkundig zu machen. Erhebt die untere Naturschutzbe­
hörde Einwendungen, ist der Vorausbau bis zur Beneh­
mensherstcllung über den Flurbereinigungs-, Zusammen• 
legungs- oder Tauschplan zurückzustellen (vgl. Nr. 2.5.1). 
5.5 Die mit der Durchführung von Baumaßnahmen be­
auftragten Firmen sind vertraglich zu verpflichten, Natur 
und Landschaft, insbesondere die schutzwürdigen Teile, 
schonend zu behandeln. Für Zuwiderhandlungen ist ne• 
ben der Verpflichtung zum Ausgleich des entstandenen 
Schadens eine angeinessene Vertragsstrafe zu verein­
baren. 
5.6 Zur Übergabe neugeschaffener Anlagen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege an den Unterhalts­
pflichtigen ist die untere Naturschutzbehörde zu laden. 

&. Kosten 

Die anläßlich der Aufstellung des Plans nach § 41 
FlurbG sowie der Pläne nach Nr. 2.5.1 entstehenden Ko­
sten trägt als Verfahrenskosten das Lan1 (§ 104 FlurbG). 
Die Flurbereinigungs- und die Naturschutzbehörden stel­
len sich für die gesetzlich oder im Rahmen dieses Gern. 
RdErl. vorgeschriebene Mitwirkung gegenseitig keine Ko­
sten in Rechnung. 

7. Aufhebung von Vorschriften 

Der Bezugserlaß zu a wird aufgehoben. 
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An 
die Bezirksregierungen, 
das Niedersächsische Landesverwaltungsamt, 
die Ämter für Agrarstruktur, 
die Landkreise und kreisfreien Städte. 

- Nds. MBI. Nr. 16/1993 S. 459 

Gliederungsmuster für die Vorinformation 
der unieren Naturschutzbehörde (Nr. 2.1.3) 

1. Zustand von Natur und Landschaft 
1.1 Überblick über den Naturraum 

Anlage 1 

1.2 Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts (Boden, Was­
ser, Luft, Pflanzen• und Tierwelt) 

1.3 'Landschaftsbild (Vielfalt, Eigenart und Schönheit von 
Natur und Landschaft) · 

2. Zielkonzept des Naturschutzes und der Landschafts· 
pflege · 

2.1 Sch~tz. Pflege und Entwicklung von Landschaftstei-
len und -bestandteilen 

2.2 Besonderer Artenschutz 
2.3 Anforderungen an Nutzungen 
3. Untersuchungsbedarf hinsichtlich bestimmter Einzel­

fragen 
4. Stellungnahme zu den Zielen des Flurneuordnungs-

verfahrens · 

Gliederungsmuster für die Vorplanung 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

Anlage 2 

1. Nähere Darlegung des Ziel- und Maßnahmenkon­
zeptes 

1.1 Schutz, Pflege und Entwicklung von Landschaftstei-
len und 0bestandteilen 

1.2 Besonderer Artenschutz 
1.3 Anforderungen an Nutzungen· . 
2. Aus~ertung der L1mdschaftsbestandsaufnahme und 

-bewertting · · 
2.1 Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts (Boden, Was-

ser, Luft, Pflanzen- und Tierwelt) . 
2.2 Landschaftsbild (Vielfalt, Eigenart und Schönheit von 

Natur und Landschaft) 
3. Hinweise zur Anwendung der Eingriffsregelung und 

Stellungnahme zu geplanten Eingriffen .•. 
4. Hinweise auf mögliche Maßnahmen der Flurneuord­

nung· zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege sowie zur Vermeidu11g von 
Maßnahmen, die Eingriffe außerhalb des Verfalirens-. 
gebietes oder nach Abschluß des Verfahrens ermögli­
chen 

199 



·200 

J lnform.d. Naturschutz Niedersachs. j 13. Jg. 1 Nr. 5 1200-2041 Hannover 1 1993 1 

Eingriffsregelung . und Umweltverträglichkeits­
prüfung- (UVP) · · Liebesheirat, Vernunftehe 
oder geschiedene Leute? 
von Wilhelm Breuer 

1 Schnittstellen von Eingriffsregelung und UVP 

Eingriffsregelung und UVP verbindet vieles und 
trennt einiges. Das wird aus der Betrachtung der 
Aspekte »Schutzgüter«, »Art der Vorhaben«, 
»Arbeitsschritte·«, »Beteiligung der Öffentlich­
keit« und »Verbindlichkeit der Ergebnisse« deut­
lich (vgl. BREUER 1991 a). 

Die Schutzgüter 

Schutzgüter der Eingriffsregelung (und des Na­
turschutzes insgesamt) sind Boden, Wasser, 
Luft, Klima, Pflanzen-und Tierwelt einschließlich 
ihrer Wechselwirkungen (d. h: die Leistungsfä­
higkeit des Naturhaushalts) und die wahrnehm­
bare Ausprägung von Natur und Landschaft 
(d. h. das Landschaftsbild). . . 

Schutzgüter der UVP sind (in dieser Reihen­
folge) Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, 
Wasser, Luft, Klima und Landschaft, einschließ­
lich _der jeweiligen Wechselwirkungen sowie 
Kultur- und sonstige Sachgüter. 

Das UVP-Gesetz verwendet das im Naturschutz 
zentrale Begriffspaar »Natur und Landschaft« 
nicht und verzichtet auch auf die seit 1976 natur­
schutzgesetzlich vorgegebenen und z. T. weit 
früher üblichen Schutzgutbezeichnungen »Lei­
stungsfähigkeit des »Naturhaushalts« und 
»Landschaftsbild«. Auch wenn man unterstellt, · 
daß die UVP-Schutzgüter »Tiere, Pflanzen, Bo­
den, Luft, Klima und ThreWechselwirkungen« 
der >>Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts« 
und das UVP-Schutzgut »Landschaft« dem 
»Landschaftsbild« entsprechen· (was · nicht 
sicher ist), sind die Schutzgüter von UVP und 
Eingriffsregelung doch nicht identisch. Zwar sol- · 
len »Natur und Landschaft« als »Lebensgrund-

. lagen des Menschen« gesichert werden (§ 1 
Bundesnaturschutzgesetz), die UVP-Schutz­
güter »Menschen«, »Kultur- und sonstige Sach­
güter« sind aber keine unmittelbaren Schutz­
güter des Naturschutzes. Die Schutzgüter des 
Naturschutzes (und mithin der Eingriffsregelung) 
sind also nur Teilmenge der UVP-Schutzgüter. 

Die Art der Vorhaben 

Eingriffsregelung und UVP gehen von unter­
schiedlichen Prinzipien bei der Anwendung aus. 
Die Anwendung der Eingriffsr~gelung hängt ab 

vom Auftreten bestimmter Beeinträchtigungen 
der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und 
des Landschaftsbildes, die durch ein Vorhaben 
ausgelöst werden können. Dieses Vorhaben 
muß mitVeränderungen der Gestalt oder Nut­
zung von Grundflächen verbunden sein. Dage­
gen geht die UVP-Pflicht von der Zugehörigkeit 
eines Vorhabens zu einer bestimmten Vorha­
ben~klasse aus. 

Abb. 1: Geltungsbereich von Eingriffsregelung und Umwelt­
verträglichkeitsprüfung (UVP); aus BREUER 1991a. · 

Eingriffsregelung 

Umweltverträglichkeits­
prüfung(UVP) 

D · weder eingriffsregelungs- noch UVP-pflichtige Vorhaben 
(z.B. landwirtschaftliche Bodenbearbeitung) . · 

E::3_ eingriffsregelungs- aber nicht UVP-pflichtige Vorhaben"· 
E==3 (z.B. bestimmte Bodenabbauvorhaben) . 

[I[J] UVP- aber "!.icht eingriftsregelungspflichtige Vorhaben (z.B. 
bestimmte Anderungen von Abwasserbehandlungsanlagen) 

q±EEB sowohl eingriffsregelungs-alsauch UVP-pflichtige Vorhaben 
EHH3:l (z.B. Fernstraßenneubau) 

Die Arbeitsschritte 

Das Vorgehen bei eingriffsregelungs- und UVP­
pflichtigen Vorhaben ist im Ermittlungs-, Be­
schreibungs~ und Bewertungsteil ähnlich. Für 
beide Verfahren muß die Untersuchung· der 
Schutzgüter und ihrer Betroffenheit so frühzeitig 
ansetzen, daß im Ergebnis auch noch ein Vorha­
bensverzicht («Nullösung«) möglich ist. Für die 
Eingriffsregelung und für die UVP ist es gleicher­
maßen unerläßlich, die vom Vorhaben betrof ~ 
fenen Funktionen und Werte von Natur und 
Landschaft zu ermitteln, zu beschreiben, zu be­
werten und sich nachprüfbar mit der Vermeidung 
und _Kompensation dieser Beeinträchtigungen 
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auseinanderzusetzen. Die Anforderungen hier­
für sind bei der Eingriffsregelung aus dem. 
Naturschutzgesetz, bei der UVP aus allen Um­
weltgesetzen (also u. a. auch aus dem Natur­
schutzgesetz) zu entwickeln (ARBEITSGRUPPE 
EINGRIFFSREGELUNG 1988, GASSNER 1990). 

Die Verbindlichkeit der Ergebnisse 

Das Ergebnis der UVP ist im wesentlichen das 
Aufzeigen von Auswirkungen eines Vorhabens 
auf die Umwelt. Das Ergebnis ist nicht die Ent­
scheidung selbst, sondern Grundlage der im je­
weiligen Verfahren und auf der jeweiligen Ebene 
zu treffenden politischen und administrativen 
Entscheidungen. Aus der UVP resultieren keine 
zwingenden Verpflichtungen (Rechtsfolgen) für 
die Entscheidungsbehörde und den Verursacher. 

Die Verpflichtungen der Eingriffsregelung gehen 
über die der UVP hinaus. Die Prüfungsergebnisse 
über die Vermeidbarkeit von Beeinträchtigungen 

haben gesetzlich zwingende Folgen. Auch die 
Kompensation von unvermeidbaren Beeinträch­
tigungen ist zwingend. Die Prüfungsergebnisse 
können dazu führen, daß das Vorhaben entwe­
der abgelehnt wird oder zumindest Kompensa­
tionsmaßnahmen erforderlich werden. 

Das UVP-Gesetz hat die Eingriffsregelung kei­
neswegs überflüssig gemacht. Vielmehr liefert 
die UVP im Rahmen der Entscheidungsvorberei- · 
tung erst das Abwägungsmaterial, das an den 
Entscheidungskriterien der Eingriffsregelung zu 
messen ist. · 

Für Vorhaben, die sowohl UVP- als auch ein- · 
griffsregelungspflichtig sind, hat das UVP-Ge­
setz - bezogen auf die Schutzgüter des Natur­
schutzes - weder verbesserte Schutzanforde­
rungen noch größere Untersuchungspflichten 
des Verursachers gegenüber. der seit mehr als 
10 Jahren in Niedersachsen geltenden Eingriffs­
regelung gebracht. 

2 Risiken der UVP für den Naturschutz 
Die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung 
von Projektwirkungen sowie die Entwicklung von 
Vermeidungs- und Kompensationsstrategien ist 
sowohl nach UVP-Gesetz als auch Eingriffsrege­
lung Voraussetzung für prüfbare Antragsunter­
lagen und die Pflicht des Vorhabenträgers. Diese 
Anforderungen sind allerdings nicht für alle Gel­
tungsbereiche der Eingriffsregelung rechtlich 
eindeutig formuliert. Schon das führt häufig zu 
unvollständigen und nicht prüfbaren Antrags­
unterlagen, die Eingriffe werden aber gleichwohl 
und ohne ausreichende Vermeidung und Kom­
pensation zugelassen (vgl. BREUER 1991 b). 

Demgegenüber sind diese Anforderungen im 
UVP-Gesetz umfassend als Verursacherlast 

2.1 Konkurrenz unter erschwerten Bedingungen 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist »ein 
juristisch-administrativ strukturiertes Verfahren 
mit Öffentlichkeitsbeteiligung, das der politisch­
administrativen Entscheidungsvorbereitung dient, 
in dem alle wesentlichen ökologischen Auswir­
kungen eines Vorhabens und seiner Alternativen 
frühzeitig abgeschätzt, aus ökologischer Sicht 
bewertet und daraus Handlungsempfehlungen 
abgeleitet werden« (HARTUK 1992: 57). 

Dieses Selbstverständnis der Umweltverträg­
lichkeitsprüfung ist nur scheinbar für den Natur­
schutz unproblematisch: 

»ökologische Auswirkungen« qder »Auswirkun­
gen auf die Umwelt« bedeuten nämlich nicht nur 
»auf Natur und Landschaft«, sondern auch auf 
andere Schutzgüter als die des Naturschutzes: 
mindestens auf »Menschen«, »Kultur- und son­
stige Sachgüter«. Die Schutzgüter des Natur­
schutzes sind also von vornherein nur eine 

lnform.d. Naturschutz Niedersachs. 5/93 

geregelt. Dies kann - zusammen mit einer 
verbesserten Öffentlichkeitsbeteiligung - der 
Eingriffsregelung zu größerer Wirksamkeit ver- · 
helfen und die Berücksichtigung des Nat_ur­
schutzes auch dort verbessern, wo die Eingriffs~ 
regelung formal nicht angewandt werden kann. 

Diese und andere Chancen der UVP für den Na-, 
turschutz sind unbestritten und werden immer 
wieder herausgestellt. Sie tragen mit dazu bei,· 
daß in Umweltpolitik, Umweltverwaltung und 
Umweltverbänden die Umweltverträglichkeits­
prüfung mit positiven Erwartungen fürdie ·um­
weit verknüpft ist. Risiken der UVP für den Na­
turschutz sind weithin unvorstellbar, oder diese 
werden verkannt oder gar als Vorzüge gedeutet. 

Teilmenge innerhalb der UVP. Darüber hinaus 
werden die Auswirkungen auf die Schutzgüter in 
der UVP nach Anforderungen bewertet, die 
außer aus dem Naturschutzrecht aus allen· 
Umweltgesetzen zu entwickeln sind. Die An~ · 
forderungen aus Naturschutzrecht und ande­
ren Umweltgesetzen sind aber häufig weder 
deckungsgleich noch gleichgerichtet. Vielmehr· 
liegen ihnen unterschiedliche Ziele, · Aufgaben, 
Ausgangsbedingungen und Zuständigkeiten zu­
grunde, so daß verschiedene Umweltmedien 
unter verschiedenen Aspekten betrachtet und 
dort auch verschieden bewertet werden. Die als 
»Umweltqualitätsziele« bezeichneten Anforde- · 
rungen können untereinander konkurrieren und 
gegen die »Naturschutzqualitätsziele« gerichtet 
sein. 

Zum Beispiel beim Schutzgut »Boden«: Natur­
schutzziele für den Boden sind in Überein­
stimmung mit § 1 NNatG nutzungsneutral zu 201 



202 

bestimmen und dürfen nicht einer oder mehre­
ren Bodennutzungen untergeordnet werden. 
Schutzauftrag ist nicht der Schutz einer von 
einer bestimmten Nutzungsdisziplin nachge­
fragten Bodenbeschaffenheit (z.B. einer tech­
nisch herstellbaren maximalen Bodenfruchtbar­
keit), sondern der Schutz der naturraum- und 
standorttypischen Bodenfunktionen. Im Zielsy­
stem des Naturschutzes ist daher die natürliche 
Bodenfruchtbarkeit eines Rankers ebenso wert­
voll und mithin schutzwürdig wie die einer 
Braunerde, während z. B, bei einer landwirt- · 
schaftlichen lnwertsetzungein Braunerdestand­
ort als wertvoller (weil mit höherem Ertrags­
potential) eingestuft wird. 

Es besteht die Gefahr, daß naturschutzfremde 
lnwertsetzungen · von Umweltmedien als Um'­
weltqualitätsziele genannt wer9en; Daß es sich 
hierbei um mit dem Naturschutz konkurrie~ 
rende Ziele handeln kann, wird in der Umwelt­
verträglichkeitsprüfung wie in der gesamten 
Umweltpolitik kaum erkannt. Auf diese Weise 
stehen den Naturschutzbelangen nicht mehr 
einfach »andere Belange« gegenüber, sondern 
diese werden mit denen des Naturschutzes zu 
»Umweltbelangen«, z.B. wenn in für den Natur­
schutz wichtigen Bereichen Windenergiean­
lagen oder an für den Naturschutz wichtigen 
Fließgewässem Wasserkraftwerke zur »umwelt-

. freundlichen« oder »umweltverträglichen« Ener­
giegewinnung errichtet werden sollen .. 

Wirtschaftliche Belange können nun, wenn sie 
__:_ wie auch immer definierten - Umweltquali­
tätszielen dienen, gegenüber den Zielen des Na­
turschutzes mehr denn je legitimiert erscheinen 
und konkurrenzfähig sein. Agronomisch wert­
vollen Böden wurde zwar z. 8. bei der Linien­
bestimmUng von Verkehrsprojekten schon im­
mer ein höheres Schutzinteresse als z.B. den 
naturschutzwichtigen Bodenlandschaften zuer­
kannt. Privilegierungen dieser Art konnten aber 
nicht mit Hinweisen auf Umweltqualitätsziele, 
Umweltverträglichkeit oder umweltpolitische 

2.2 Verkürzung von Naturschutzzielen 

Erfordernisse gerechtfertigt werden, sondern 
waren, was sie sind: eine Entscheidung gegen 
den Naturschutz zugunsten »anderer Belange«. 

Die Gefahr einer Vermengung und Verfremdung 
der Naturschutzziele in der Umweltverträglich­
keitsprüfung besteht insbesondere dann, wenn 
sie personell und adminis_trativ außerhalb der 
Einflußmöglichkeit des Naturschutzes liegt.· 

Fähigkeit und Bereitschaft, zwischen Natur­
schutz und anderen Umweltbelangen (noch) zu 
differenzieren, sind in Umweltpolitik, Umwelt­
verwaltung, Umweltverbänden und häufig schon 
in der Naturschutzverwaltung nicht entwickelt. 
Diese Differenzierung wird vielmehr als »be­
grenzt« oder »unökologisch<< abgelehnt, die un­
differenzierte Bündelung von Umweltbelangen 
aber mit Eigenschaften verknüpft wie »ganzheit­
lich«, »integrativ«, »medienübergreifend« oder 
»querschnittsorientiert«, weil das Zielsystem des 
Naturschutzes entweder nicht gewußt oder 
nicht gewollt wird. 

Die in Umweltverträglichkeitsprüfungen selbst- . 
verständliche Begriffsverbindung »aus ökologi­
scher Sicht bewertet« (s. HARTLIK 1992) kann 
schon deshalb nicht beruhigen, weil Ökologie 
(anders als etwa der Naturschutz) gar nicht be­
wertet, sondern (wie etwa Mathematik oder 
Physik) eine Wissenschaftsdisziplin ist und mit­
hin auch gar keirie (etwa naturschutzfachlichen, . 
ethischen oder gesellschaftlichen) Wertmaß­
stäbe anbieten kann (ERZ 1986). 

Daher ist es notwendig, daß in der Ausbildung im 
Naturschutz das rechtlich-fachliche Zielsystem 
des Naturschutzes gelehrt und z.B. zwischen 
Naturschutz- und Umweltqualitätszielen diffe~ 
renziert wird. Auch ' die Ausbildung im Natur­
schutz sollte dazu beitragen, daß die naturschuti- · 
rechtliche Landschaftsplanung als gutachtliche 
Fachplanung _erhalten · und nicht zugunsten 
einer »ökologischen Gesamtplanung« oder 
»Umweltleitplanung« aufgelöst wird. 

Auslegung und Praxis der UVP neigen außer zu regionalen und lokalen Naturschcitzqualitäts­
einer Verfremdung zu einer Verkürzung der zielen zurück. 
Naturschutzziele. 

· Auch dann, wenn verbindliche Grenzwerte vor- · 
_Naturschutzziele werden . verkürzt, wenn zur liegen, darf die Zuständigkeit des Naturschutz- · 
Bewertung von Umweltauswirkungen .lediglich rechts (und mithin auch der Naturschutzverwal0 

fachrechtliche Immissionswerte, Dosisgrenz- tung) für die s·chutzgüter »Boden«, »Wasser«, 
werte oder ähnlich verbindliche Standards (z.B. »Luft« und »Klima« nicht aufgehoben werden . . 
aus TA Luft, TA Lärm oder Bodenschutzkonzep- Ein auf »Pflanzen und Tiere« beschränkter An° 
tion) herangezogen werden, nicht aber die weni- spruch des Naturschutzes, zudem noch auf • 
ger oder nicht verbindlichen Anforderungen des hoch bedrohte oder besonders geschützte Arten 
Naturschutzes. Verbindliche Umweltqualitäts- und Biotope reduziert, entspräche ungefähr 
ziele kommen aber häufig gar nicht fachlich, dem Leistungsstand des Reichsnaturschutzes.· 
sondern politisch zustande und bleiben schon 
daher hä_ufig hinter d_en gutachtlich, z. 8. in Land- Solche Verkürzungen sind auch Bestandteil · 
schaftsrahmenplanung und Eingriffsregelung des Referenten-Entwurfs der UVP-Verwaltungs~ 
aus dem Naturschutzgesetz zu entwickelnden vorschritt (BUNDESMINISTER FÜR UMWELT, 
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NATURSCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT 
1992). Darin wird z.B. bestimmt, daß Arsenein­
träge in den Boden zukünftig nur dann Beein­
trächtigungen sind, wenn 20 mg/kg Trocken­
substanz überschritten werden. 

Auf diese Weise würden für die Anwendung der 
Eingriffsregelung Standards sozusagen »durch 
die Hintertür« eingeführt, die hinter den natur­
schutzfachlichen Erfordernissen zur,ückbleiben 
und zu einer fachlichen Entleerung und zu 

Anwendungsbeschränkungen der Eingriffsrege­
lung führen könnten. 

Diese Vorgehensweise wäre nicht nur natur­
schutzfachlich unzureichend, sie wäre. auch 
UVP-gesetzlich unzulässig, weil die Bewer­
tungsmaßstäbe aus allen Umweltgesetzen (also 
auch aus dem Naturschutzgesetz) zu ent­
wickeln sind und eine reduktionistische Bewer­
tung vom UVP-Gesetz.weder vorgegeben noch 
gedeckt ist. 

3 Trends im Umweltschutz und Identitätskrisen im Natur~chutz 

Die Vereinnahmung und Verkürzung des Natur­
schutzes innerhalb eines überdies nur unzu­
reichend definierten Umweltschutzes ist Trend. 

Die Einrichtung von Umweltämtern und -dezer­
naten auf unterer und oberer, von Umweltmini­
sterien auf Landes- und Bundesebene sowie von 
Umweltlandesämtern, bei denen Naturschutz­
behörden und andere Umweltverwaltungen »ver­
einigt« werden, führt zu einer Schwächung des 
Naturschutzes, wenn diese Behörden als »Clea­
ring-Stelle« für unterschiedliche Umweltbelange 
operieren. Diese Vorbehalte gelten auch gegen­
über der Umweltverträglichkeitsprüfung. 

In den Umweltberichten von Umweltbehörden 
kommt der Naturschutz schon gar nicht mehr 
vor, oder der Naturschutz wird darin auf den 
Schutz einzelner Arten reduziert, indem Boden, 
Wasser und Luft zur Domäne von Nutzungen ge­
worden sind und Naturschutz nicht mehr als alle 
Politik- und Handlungsbereiche durchdringen­
des Zielsystem und Gestaltungsprinzip verstan­
den wird. Und nicht zuletzt: Die Naturschutzver­
bände wollen nicht mehr bloß Fachverbände für 
Naturschutz sein, sondern dehnen ihre Aufga­
benbereiche auf den UmweltsGhutz aus. 

Das überzeichnete · Ergebnis dieser Entwick­
lung: »Wenn eine Fabrik in einem für den Natur­
schutz wichtigen Bereich gebaut werden soll, 
darf und muß dies.der Naturschutz verhindern 
- sofern in der Fabrik Automobile produziert 
werden. Ist es aber am gleichen Standort eine 
Fahrradfabrik, darf der Naturschutz keine Ein­
wände haben - weil Fahrradfahren umwelt­
freundlich ist«. 

Naturschutz und Umweltschutz sind trotz vieler 
gemeinsamer Anliegen keine synonymen Ziel­
systeme, Werthaltungen oder Handlungsdiszi­
plinen. Auch ist Naturschutz entgegen üblicher 
Auffassung nicht einfach ein Teil des Umwelt­
schutzes. Vielmehr ist es das Wesentliche des 

4 Anforderungen an die _UVP-Praxis 

Naturschutzes, von der übergeordneten bis 
zur lokalen Ebene Ziele für den Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen zu entwickeln. 
Der Naturschutz kann diese liefe mit eigenen 
naturschutzrechtlichen Instrumenten (Land- · 
schaftsplanung, Eingriffsregelung, besonderer 
Gebiets- und Artenschutz) nur begrenzt er­
reichen. Die Verwirklichung der Naturschutz­
ziele ist daher in vielen Bereichen nur mit der 
Unterstützung anderer Politikbereiche möglich. 
Naturschutz ist insofern eine echte Querschnitts­
aufgabe, als er Anforderungen an andere Politik­
bereiche und Nutzungen für die Verwirklichung 
der Naturschutzziele durch andere formuliert. 
Diese Unterstützung ist nicht nur für andere Be­
hörden und öffentliche Stellen als Unterstüt­
zungspflicht (§ 56 NNatG), für Einzelpersonen 
als allgemeine Pflicht(§ 3 NNatG) naturschutz-• 
rechtlich vorgegeben, sondern zudem in für die• 
einzelnen Politikbereiche (z. 8. Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft, Wasserwirtschaft, Energiewirt­
schaft, Verkehr, chemische Industrie) geltenden 
fach rechtlichen Vorschriften (Z.B. Düngemittel­
recht, Pflanzenschutzgesetz; Wasserrecht, Atom­
recht, Bundesimmissionsschutzrecht) verankert. 

Diese neben dem Naturschutzrecht geltenden 
anderen fachgesetzlichen Ariforderungen oder 
Umweltstandards dienen mehr oder weniger 
auch dem Naturschutz. Sie entsprechen den 
aus dem Naturschutzrecht zu entwickelnden 
Anforderungen (Naturschutzqualitätsziele) nicht 
in jedem Fall und vor allem nicht vollständig. 

Der Naturschutz wird seine Identität gegenüber 
und vor allem innerhalb des Umweltschutzes 
nur sichern können, wenn er sein Zielsystem und 
Aufgabenprofil mit. eigenen Bewertungen -be~ . 
wahrt und dort, wo es notwendig ist, gegen den · 
Umweltschutz abgrenzt. Nicht nur außerhalb, 
sondern auch innerhalb des Naturschutzes wird 
diese Aufgabe manchmal als das Bestreben 
empfunden, im ZeitalterderE-Lokden Beruf des 
Heizers zu erhalten. 

Wenn die Umweltverträglichkeitsprüfung den wieder betont wird - stärken soll, müssen min­
Naturschutz und die Wirksamkeit der Eingriffs- destens folgende sieben Anforderungen erfüllt 
regelung nicht gefährden, sondern-wie immer werden: 
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~.. Die Schutzgüter der UVP sind möglichst in 
Ubereinstimmung mit dem Zielsystem des 
Naturschutzes zu bestimmen und zu bewerten, 
d. h. die Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Boden, 
Wasser, Luft, Klima und ihre jeweiligen Wechsel­
wirkungen müssen der Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts und das Schutzgut Landschaft 
dem Landschaftsbild entsprechen. 

Die Schutzgüter der UVP außerhalb des Natur­
schutzes sind möglichst eng auszulegen, d. h. 

. die Schutzgüter Menschen werden im Sinne von 
Gesundheit und Wohlbefinden und Kultur- und 
sonstige Sachgüter als kulturelles Erbe ver­
standen. · 

2. Das Verhältnis der Schutzgüter des Natur­
schutzes zu den anderen Schutzgütern der UVP 
ist zu klären, gerade weil und wo diese in Konkur­
renz zueinander treten können. Die Schutzgüter 
des Naturschutzes müssen im UVP-Prozeß 
re-identifizierbar ermittelt und bewertet, d. h. 
eigenständig dargestellt werden und nachvoll­
ziehbar erhalten bleiben. 

3. Als Bewertungsmaßstäbe sind nicht nur ver­
bindliche fachrechtliche Standards, sondern 
alle aus den Umweltgesetzen zu entwickelnden 
Anforderungen heranzuziehen-mit einem Vor­
rang für die jeweils anspruchsvolleren, auch 
wenn diese unverbindlich sein sollten . . Eine 
Verkürzung der Naturschutzziele auf einzelne 
Arten oder Biotope ist nichtzulässig. 

4. Die UVP darf zwischen Naturschutzbelangen 
und anderen Umweltbelangen nicht abwägen, 
sondern soll lediglich das Abwägungsmaterial 
liefern: Sie darf daher Naturschutzbelang·e und 
andere Umweltbelange auch nicht vermengen; 
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sondern soll mögliche Konflikte deutlic,h machen. 

5. Für den politischen Raum sind Kriterien für 
Umweltverträglichkeit oder auch Umweltunver­
träglichkeitzu entwickeln. Vorhaben müssen als 
umweltunverträglich gelten, wenn sie zu einer 
nicht ausgleichbaren erheblichen oder nachhal­
tigen Beeinträchtigung von Natur und Land­
schaft im Sinne von § 8 BNatSchG führen-kön­
nen. · Ein »Aufrechnen« der Betroffenheit von 
Schutzgütern des Naturschutzes gegen die 
Nicht-Betroffenheit oder Verbesserung der 
Situation anderer Schutzgüter muß zuverlässig 
ausgeschlossen werden. Eine Privilegierungvon 
bestimmten Umweltbelangen ist nicht zulässig. 

6. Die naturschutzrechtlich verankerten »Vor­
kehrungen zur VermeidUng« sowie «Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen« dürfen nicht für 
Schutzgüter außerhalb des Naturschutzes in­
strumentalisiert werden. Diese Maßnahmen 
müssen der Eingriffsfolgenbewältigung für 
Natur und Landschaft dienen, nicht anderen 
Belangen. · 

7. übergeordnete Vorgaben für die UVP sollen 
nicht gegen, sondern mit dem Naturschutz ent- . 
wickelt werden. Dort, wo die Praxis der UVP 
administrativ, organisatorisch oder personell 
nicht in der Hand der Naturschutzbehörden ist, 
muß sie naturschutzfachlich begleitet werden. 

Die eingangs gestellte Frage kann beantwortet 
werden - Eingriffsregelung und UVP: 

- Keine Liebesheirat, auch nicht nowendig . . ··. 
- Geschiedene Leute ganz sicher nicht. 
- Eine Vernunftehe schon eher und mithin nicht 

die schlechteste Verbindung. 
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Die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) und 
ihr Verhältnis zur Eingriffsregelung in 
Niedersachsen l) · · 

von Hans Meier · 

1 Rechtsgeschichte der Umweltverträglichkeitspr_üfung 

Die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) wur~ 
de auf EG-Ebene durch die Richtlinie des Rates 
vom 27. Juni 1985 eingeführt und verpflichtete 
die Mitgliedstaaten, sie innerh-alb von drei 
Jahren in nationales Recht umzusetzen. Dies 
geschah in Deutschland mit 19monatiger Ver­
spätung. Der Bundesgesetzgeber hat diese 
Umsetzung auf mehreren Wegen vollzogen (s. 
Schema 1), indem er . 
- das Raumordnurigsgesetz 2> änderte 
- das Bundesberggesetz 3l änderte 
- das Umsetzungsgesetz 4l erließ. 

Letztgenanntes Umsetzungsgesetz vom 12. 2. 
1990 enthält in Artikel 1 das Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) und in 
den Artikeln · 2 bis 16 jeweils Änderungen der 
relevanten Fachgesetze. 

Mittlerweile sind einige untergesetzliche Vor0 

schritten zu den o. g. Gesetzen in Kraft getreten, 
z.B. UVP-V Bergbau 5> .und 9. BlmSchV6>. 
Weitere sind geplant, z.B. UVP-Verwaltungsvor­
schriften (UVP-VwV). ·· 

Schema 1:. Umsetzung der EG-Richtlinie zur UVP in nationales Recht (Entwurf: Meier 2/92) 

ROG ROV RdErl. des Nd5. MI 
- i. d. F. vom 19.7.1989 >--- vom 13.12.1990 - vom 2.12.1991 

(VO zu § 6a ROG) 

Gesetz zur UVPG 
Umsetzung (Art. 1) 
der EG-

EGaRichtlinie Richtlinie UVP-VwV 
übßrdie UVP >--- in natio- geplant 
vom 27.5.1985 nales Recht Änderung - Verordnungen zu den >---

. vom von Fach- Fachgesetzen . 
12.2.1990 gesetzen (z.B. 9. BlmSchV, 

(Art. 2-12) weitere geplant) 

BBergG UVP-V Bergbau UVP-VwV-Bergbau 
>--- i.d.f. v.12.2.1990 - vom 13. 7. 1990 >--- geplant 

2 Was ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung? 

Gemäß § § 1 und 2 UVPG umfaßt die UVP die 
Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der 
Auswirkungen eines Vorhabens auf die Umwelt 
nach einheitlichen Grundsätzen mit dem Zweck, 
eine wirksame Umweltvorsorge zu gewähr­
leisten. 

Umweltbegriff und UVP-Schutzgüter 

Unter Umwelt faßt der Gesetigeber die einzel­
nen UVP-Schutzgüter »Menschen, Tiere und 
Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und Land- . 
schaft, einschließlich ihrer Wechselwirkungen 

ll Die folgende Zusammenfassung von Vorträgen beim Berufsbildungsinstitut (BBI) in Bremen am 23.2.1993 berücksichtigt . 
. bereits die wesentlichen Grundzüge der im Oktober 1993 vom Niedersächsischen Umweltministerium herausgegebenen 

UVP-Leitlinie. 
2J Raumordnungsgesetz vom 19.7.1989, geändert durch Gesetz vorn 23.9.1990 - siehe hierzu jedoch die Ausführungen in 

Kap. 5, S. 210, zur letzten Änderung des ROG v. 22.4.1993 
3J Novellierung des Bundesberggesetzes (BBergG) vom 12.12.1990 _ . 
4l Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie des Rates vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 

öffentlichen und privaten Projekten (85/337/E\:VG) vom 12.2.1990 · 
_5) Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung bergbaulicher Vorhaben (UVP-V Bergbau) vom 13.7.1990 
6> Verordnung zur Änderung der neunten Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (9.BlmSchV) 

vorn 20.3.1992 · · 205 
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untereinander sowie Kultur- und sonstige 
Sachgüter« zusammen (§ 2 Abs. 1 S~tz 2). Die 
einzelnen UVP-Schutzgüter sollen nicht isoliert 
nebeneinander stehen, sondern sind in öko-

. systemarem Zusammenhang zu betrachten 1>. 
Für die nähere Definition der Schutzgüter und 
für wertbestimmende Kriterien sind die für die 
Zulassung des betreffenden UVP-pflichtigen 
Vorhabens maßgeblichen Bestimmungen der 
geltenden Gesetze und · untergesetzlichen Vor­
schriften heranzuziehen (vgl. Kap. 4.6). 

UVP-pflichtige Vorhaben 

Die Vorhaben, die gemäß UVPG vor der Ent­
scheidung über ihre Zulassung einer UVP unter-

. zogen werden müssen, sind in der Anlage zu § 3 
in Form einer Positivliste enthalten. Eine Einzel­
fallprüfung über die UVP-Pflichtigkeitfindet nur 
bei wesentlichen Änderungen von Vorhaben statt, _ 

die nach BlmSchG genehmigungspflichtigsind. 
(In Niedersachsen sollen alle Vorhaben, für die 
ein Raumordnungsverfahren durchgeführt wird, 
UVP-pflichtig bleiben (vgl. hierzu Kap. 5, S: 210) . 
Für den Bereich des Bergrechts ergeben sich 
die UVP-pflichtigen Vorhaben' aus der UVP-V 
Bergbau.) · 

Verfahrensbeteiligte 

Für die Ermittlung, Beschreibung und Bewer­
tung der Umweltauswirkungen sind im wesent- · 
liehen der Vorhabenträger und die für die Ent­
scheidung zuständige Behörde verantwortlich 
(siehe Tab.1). Die Zulassungsbehörde ist zustän­
dige Behörde gemäß UVPG. An der Durchfüh­
rung der UVP sind darüber hinaus andere 
Behörden, Sachverständige und (sachkundige) 
Dritte sowie die Öffentlichkeit beteiligt. · 

Tab. 1: Zuständigkeiten bei Durchführung der UVP. Entwurf: Meier 10/92. 

Ermittlung der Umweltauswirkungen ..... , .. -.. .. ,. .. . , . . . ... , .. , . ... .. , 

Vorhabenträger - Sammlung von bereits vorliegenden Daten 
- eigene Datenermittlung 

zuständige Behörde 

zuständige Behörde 

- im Rahmen der Behördenbeteiligung 
- im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung 

- eigene Ermittlung im Einzelfall, wenn keine Verpflichtung des 
(oder andere Behörde in Amtshilfe) Vorhabenträgers besteht (Amtsermittlungsgrundsatz) 

. Beschrei_bi.ing der Ürriw~ltauswirkungen 
.. . ' . . . . .. ~ ., · . . ' '. . , . . . . .. , . ~ 

Vorhabenträger - im Rahmen seiner Unterlagen gemäß § 6 UVPG 

· zuständige. Behörde 

. eewertL111g·c1er ü01weitauswir1<unge~C: ·. ·· 
' . -- . V~rhabenträger , • . . . . . .. . . - im Rahmen seine~ Unte~lagen gemäß§ 6 UVPG zur Planung 

· zweckmäßiger Maßnahmen'gegen erhebliche Beeinträchtigungen -

zuständige Behörde(n) - gemäß§ 12 (§ 14, Abs. 2) UVPG 

3 Zweistufigkeit der UVP (§ § 13, 15 und 16 UVPG) 

Bei bestimmten UVP-pflichtigen Vorhaben wird 
ein dem Zulassungsverfahren vorgelagertes Ver­
fahren durchgeführt (z.B. Linienbestimmung, 
um Trassenvarianten für Straßen zu prüfen). Die · 
UVP wird dann bereits in solchen vorgelager­
ten Verfahren durchgeführt. Im Zulassungs­
verfahren werden die Ergebnisse dieser UVP 

berücksichtigt und bei zusätzlichen oder ande­
ren ·'erheblichen Umweltauswirkungen des 
Vorhabens ergänzt bzw. detailliert(§§ 15 und 16 
UVPG). Sinngemäß trifft diese Vorgehensweise 
gemäß § 13 auch auf Vorbescheide und Teil­
zulassungen zu. (Zur UVP im Raumördnungs­
verfahreri gemäß § 16 siehe Kap. 5, S. 210). 

4 Ablauf der Umweltverträglichkeitsprüfung 

Die UVP besteht aus einer Reihe von Verfahrens­
schritten, die unselbständige Teile der vorgela­
gerten Verfahren bzw. der Zulassungsverfahren 
für UVP-pflichtige Vorhaben sind und in diese 
integriert werden (siehe Schema 2). Einige die­
ser UVP-Schritte sind mit .denen von Planfest­
stellungsverfahren identisch (z.B. Behörden­
beteiligung, Einbeziehung der Öffentlichkeit). 
Einige kommen neu hinzu: 

- Unterrichtung über den voraussichtlichen 
Untersuchungsrahmen (§ 5) 

- Vorlage der Unterlagen des Vorhabenträgers 
(§ 6) . 

- zusammenfassende Darstellung der Umwelt- ·-
auswirkungen (§ 11) · · 

- Bewertung der Umweltauswirkungen (§ 12). 

lJ vgl. Referentenentwurf der UVP-VwV vom 10.3.1993, S. 2, Nr.-0.3.1 
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Schema 2: Ablauf der Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß UVPG. Entwurf: Meier 10/92 

. .. ·:.-•.:.. . :•· ,:_ 

. < Zulassungsbehö~e : • . 

Unterrichtung 
über das 
Vorhaben 
§ 5UVPG 

Mitwirkung Antragskonferenz Mitwirkung Mitwirkung Mitwirkung 

1 § 5 UVPG § 5 UVPG · § 5UVPG § 5 UVPG . § 5 UVPG 

Unterrichtung über 
den voraussichtlichen 

1 

Untersuchungsrahmen 
§ 5 UVPG 

UVS § 6 UVPG 
1 

Antrag auf 
Zulassung 

Behördenbeteiligung 
I 

§ § 7 und 8 UVPG 1- 1 

1 : Stellungnahme Stellungnahme I 
Einbeziehung der Öffentlichkeit 

§ 9 UVPG l 

1 Einwendungen 1 
j § 9 UVPG 

zusammenfassende Darstellung 
der Umweltauswirkungen 

§ 11 UVPG 

Bewertung der 
Umweltauswirkungen 

§ 12 UVPG 
1 Abschluß der UVP 
1 

Berücksichtigung der Bewertung 
bei der Entscheidung 

§ 12 UVPG 

Unterrichtung der Betroffenen 
und der Einwender 

§ 9 UVPG 

4.1 Unterrichtung über den voraussichtlichen Untersuchungsrahmen(§ 5 UVPG) 

Die UVP soll im Interesse einer wirksamen Um­
weltvorsorge frühzeitig ansetzen. Deshalb kann 
sich der Vorhabenträger bereits im Anfangs­
stadium seiner Planung, also vor Beginn des 
eigentlichen Verfahrens, von der zuständigen 
Behörde über die UVP allgemein und speziell 
über Art und Umfang seines UVP-Beitrags bera­
ten lassen. § 5 sieht folgende Verfahrensschritte 
vor (gilt nicht bei Bauleitplan-, Flurbereinigungs­
und bergrechtlichen Verfahren): 

• Der Vorhabenträger teilt der zuständigen 
Behörde seine Planungsabsicht mit und legt ge­
eignete Unterlagen für eine gemeinsame Erör­
teri.mg vor. · 

Zum Inhalt dieser Unterlagen siehe Tab. 2. 

• Die zuständige Behörde erörtert mit dem 
Vorhabenträger einzelf all bezogen Gegenstand, 
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Umfang und Methoden der UVP. Sie kann hierzu 
andere Behörden, Sachverständige und ·(sach­
kundige) Dritte hinzuziehen, wenn sie dies für . 
zweckmäßig hält. . 

Zweck dieser Erörterung ist allein •die lnforma, 
tionsbeschaffung zur Festlegung des Unter­
suchungsrahmens für die UVP und nicht die 
Diskus~ion weitergehender Inhalte. Diese bleibt 
dem gesonderten Erörterungstermin im Zulas­
sungsverfahren vorbehalten. · 

Bei der Erörterung des Gegenstands der UVP ist 
anhand der_ vom Vorhabenträger vorgelegten 
Unterlagen abzuschätzen, ·mit welchen Auswir­
kungen auf welche Schutzgüter gerechnet wer­
den muß. Hinsichtlich des Umfangs der UVP soll 
erörtert werden, · . 
- welche Unterlagen entscheidungserheblich 

sind(§ 6 Abs. 1 Satz 1), 207 
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Tab. 2: Geeignete Unterlagen des Vorhabenträgers für die Erörterung gemäß § 5 UVPG (soweit im Einzelfall relevant). 

Beschreibung des Vorhabens Art des Vorhabens 
Erforderlichkeit des Vorhabens 
geprüfte Vorhabenalternativen und Auswahlgründe 
geprüfte Standort-/Trassenalternativen und Auswahlgründe 
ausgewählte(r) Standort/Trasse 
- Lage im Naturraum -
- derzeitiger Zustand 
Erschließung 
Bedarf an Grund und Boden 

' - Lage 
- Flächengröße 
- Menge 
Bpumaßnahmen, Bauzeiten 
B~uwerke, verwendete Baustoffe 
Betriebsablauf, technische Verfahren, Energie- und Wasserbedarf 
absehbare Erweiterungen 
- Bauwerke 
- Betriebsablauf 

Wirkfaktoren des Vorhabens Emissionen/ Reststoffe 
auf die Umwelt - Luftverunreinigungen '· 

-Abfälle 
bei der Baudurchführung, -Abwasser 
durch das Vorhandensein der Anlage -Abwärme 
selbst, - Geräusche/Lärm 
bei Normalbetrieb, - Erschütterungen 
bei Stör- oder Unfällen und - ionosierende Strahlen 
bei bzw. nach Stillegung -:-- Licht 

- sonstige Emissionen/Reststoffe 
Bodenversiegelung/ Bodenentnahmen 
Wasserentnahmen 
visuelle Wirkfaktoren 
sonstige Wirkfaktoren · Entwurf: Meier 10/92 

- welche davon bereits vorliegen und , - den Zeitbedarf der Untersuchungen. 
- welche der Vorhabenträger gemäß § 6 Abs. 3 

und 4 demnach noch zu untersuchen hat. 

In. Bezug auf die Methoden der UVP werden die 
im Einzelfall i_n Frage kommenden Ermittlungs-, 
Analyse- und Bewertungsmethoden diskutiert. 

· • Nach Abschluß der Erörterungen unterrich­
tet die zuständige Behörde den Vorhabenträger 
über den ·· voraussichtlichen Untersuchungs-
rahmen der UVP. · 

Diese schriftliche Mitteilung enthält unter Bezug 
auf § 6 Angaben über . · 
- die der zuständigen Behörde bereits vorlie-

. genden Daten, · 
-'-- die vom Vorhabenträger noch beizubringen­

den Unterlagen, 
- · die anzuwendenden Untersuchungsmetho­

den und 

Sie ist unverbindlich, da die zuständige Behörde 
erforderlichenfalls die Abgrenzung des notwen­
digen Untersuchungsrahmens verändern kön-
nen muß. -

§ 5 verpflichtet die zuständige Behörde, den · 
Vorhabenträger zu beraten,fallser es wünscht. 
Er selbst ist nicht verpflichtet, diese Leistung in' . 
Anspruch zu nehmen. Er kann auch ohne vor­
herigen Kontakt mit der zuständigen Behörde · 
die für die UVP notwendigen Unterlagen direkt 
mit dem Zulassungsantrag bei ihr einreichen. 
Ihm wird jedoch dringend empfohlen, die o.g. 
Verfahrensschritte zu durchlaufen und sich früh 
genug über den beizubringenden Unterlagen­
umfang detailliert zu informieren. Unvollständig 
vorgelegte Unterlagen zum Zeitpunkt der An­
tragstellung führen erfahrungsgemäß zu lang- . 
wieriger und kostenträchtiger Nacharbeit und 
damit zu Verfahrensverzögerungen . . 

4.2 Unterlagen des Trägers des Vorhabens - Umweltverträglichkeitsstudie(§ 6 UVPG) 

Der Träger des Vorhabens hat die entschei-
·. dungserheblichen Unterlagen der zuständigen 
~ehörde zu Beginn des Verfahrens vorzulegen. 
Diese prüft deren Vollständigkeit(§ 6 Abs. 3 und 
4). Welche Unterlagen entscheidungserheblich 
sind, bestimmen die für die.Vorhabenzulassung 
maßgeblichen Rechtsvorschriften. 

Obwohl dies formalrechtlich nicht zwi_ngend ist, 
empfiehlt es sich dennoch aus Gründen der bes­
seren Nachvollziehbarkeit, daß der Vorhaben­
träger die Angaben in einer eigenständigen 
Umweltverträglichkeitsstudie (UVS) und in einer 
anderen Reihenfolge zusammenstellt, als sie in 
§ 6 vorgegeben ist. · 
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Der auf S. 216 dieses Heftes folgende Beitrag Vorhaben und die UVP relevant sind, stellen die 
(MEIER 1993) enthält einen Vorschlag für eine Mindestangaben dar, die gemäß § 6 für eine 
UVS-Gliederung. Die dort dargestellten Unter- fachliche Beurteilung im o.g. Sinne vorgelegt 
lagen des Vorhabenträgers, sofern diese für das werden müssen. 

4.3 Beteiligung anderer Behörden(§§ 7 und 8 UVPG) 

Die Regelungen des § 7 über die Behördenbe- ausländischen Behörden sollen zeitgleich mit 
teiligung entsprechen der des Verwaltungs- den inländischen und n-ach den Grundsätzen 
verfahrensgesetzes (VwVfG). § 8 präzisiert die von Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit betei­
grenzüberschreitende BeteiligungandererStaa- ligt werden. § 7 gilt nicht bei Bauleitplan- und 
ten, sofern diese durch Umweltauswirkungen § § 7 und 8 gelten nicht bei bergrechtlichen Ver­
des Vorhabens betroffen werden könnten. Die fahren. 

4.4 Einbeziehung der Öffentlichkeit(§ 9 UVPG) 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit an der Durch- Bei diesen gilt die vereinfachte (eingeschränkte) 
führung der UVP muß im Regelfall gemäß § 9 Beteiligungsform des § 9 Abs. 3. 
Abs. 1 den Vorschriften des § 73 Abs. 3-7 VwVfG 
genügen. Ausnahmen hiervon bilden vorgela- Sofern das Fachrecht höhere Anforderungen 
gerte Verfahren Lind Flurbereinigungsverfahren. stellt, gilt dieses . . 

4.5 Zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen(§ 11 UVPG) 

Die zuständige Behörde hat nach Abschluß der 
Öffentlichkeitsbeteiligung möglichst innerhalb 
eines Monats eine zusammenfassende Darstel­
lung der Umweltauswirkungen des Vorhabens 
zu erarbeiten. Dabei greift sie zurück auf 
- Unterlagen desVorhabenträgers 
- behördliche Stellungnahmen 
- Äußerungen der Öffentlichkeit 
- Äußerungen von beteiligten Sachverständi-

gen oder sachkundigen Dritten 
- Ergebnisse eigener Ermittlungen. 

§ 11 gilt nicht bei Bauleitplanverfahren und berg­
rechtlichen Verfahren. 

Die zusammenfassende Darstellung der erheb­
lichen Umweltauswirkungen ist als eigener 
Arbeitsschritt vor der Bewertung abzuhandeln. 
Dazu soll die zuständige Behörde die vorge­
legten Unterlagen nicht bloß hintereinander 
abheften, sondern sie kritisch sichten und intel­
lektuell verarbeiten 1J. Die zusammenfassende 
Darstellung selbst soll keine Außenwirkung . 
erzeugen, sondern vielmehr.eine saubere Tren- .. 
nung der Arbeitsschritte 'sachbezogene Be­
schreibung' und 'Bewertung' im behörden­
internen Prozeß der Entscheidungsvorbereitung · 
ermöglichen. · 

4.6 Bewertung der Umweltauswirkungen und ihre Berücksichtigung bei der Entscheidung 
(§ 12 UVPG) . . . 

Auf der Grundlage der zusammenfassenden 
Darstellung sollen die erheblichen Auswirkun­
gen des Vorhabens auf die in § 2 genannten 
UVP-Schutzgüter (jedoch nicht andere,. z.B. 
wirtschaftliche Auswirkungen) bewertet werden. 
Dies ist der letzte Schritt und das Kernstück der 
UVP. Die Pflicht zur Berücksichtigung der 
Bewertung ist bereits Bestandteil der Entschei­
dung. Daraus folgt, daß die Bewertung und 
damit die UVP als ein Teilaspekt der Entschei­
dungsgrundlagen für die Zulassung abgeschlos­
sen sein muß, bevor die Abwägung aller Belange 
untereinander beginnen kann. 

Die Bewertung und die Berücksichtigung der 
Bewertung bei der Entscheidung sind 
- nach Maßgabe der geltenden Gesetze 
- im Sinne einer wirksamen Ul'J7weltvorsorge . 
zu vollziehen. 

Hieraus wird zweierlei deutlich. Zum einen war 
es Wille des G!;setzgebers bei der Umset:z;ung 
der EG-Richtlinie, daß die für die Bewertung 

heranzuziehenden Maßstäbe und Kriterien aus­
schließlich aus den für die Zulassungsentschei- . 
dung maßgeblichen Rechtsvorschriften abgelei­
tet werden sollen. Andere Wertmaßstäbe wollte · 
er ausgeschlossen wissen. Zum anderen hat er 
mit der Aufnahme des Gedankens der wirksa­
men Umweltvorsorge 2l bestimmen wollen, daß 
die zuständige Behörde den ihr gegebenen 
Ermessensspielraum bei der Auslegung der ein­
schlägigen Rechtsvorschriften zugunsten · des 
Umweltschutzes optirrial nutzen soll. 

Leitgedanke für die Bewertung im Sinne der 
Umweltvorsorge soll also neben der akuten Ge- · 
fahrenabwehr die Anwendung präventiver Stra­
tegien sein (Vermeidung bzw. Verminderung von 
Umweltrisiken und vorausschauende Umwelt­
gestaltung). Die Konzeption des UVPG verfolgt 
somit nicht mehr und nicht weniger als eine 
»umweltschutzoptimierte« Auslegungderfürdie 
Zulassung des Vorhabens maßgeblichen ande­
ren Rechtsvorschriften. 

u vgl. Begründung zum UVPG - BT-Drs. 11 / 3919 S. 26 
2> Zum Begriff siehe BUNDESMINISTER FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT (1986) 
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Kritische Stimmen sprechen daher von einer 
vergebenen Chance der Legislative, mit dem 
UVPG neue, strengere Bewertungsmaßstäbe für· 
die Umweltverträglichkeit eines Vorhabens ein­
zuführen und festzuschreiben. Stattdessen solle 
offensichti'ich alles beim alten bleiben. Bei aller 
Kritik am UVPG sollte jedoch angesichts der 
Akzeptanz- und Vollzugsdefizite bei schon seit 
längerer Zeit bestehenden Regelungen (z.B. bei 
den bereits vor mehr als 10 Jahren(!) eingeführ­
ten Vorschriften der Eingriffsregelung des Nie­
dersächsischen Naturschutzgesetzes - NNatG) 
bedacht werden, daß die Durchschlagkraft von 
Umweltschutzbelangen im Abwägungsprozeß 

· bei tatsächlich optimaler Ausschöpfung der 
bereits vorhandenen rechtlichen Möglichkeiten 
fundamental erhöht würde. 

Umweltrelevante Bewertungsmaßstäbe liegen 
im geltenden Recht teils als klar definierte Stan­
dards vor (z.B. Grenzwerte der TA Luft, AbfKlärV 
oder 16. BlmSchV), teils als unbestimmte Rechts­
begriffe (z.B. § 7 NNatG: »erhebliche Beein­
trächtigung der Leistungsfähigkeit des Natur­
haushalts oder des Landschaftsbildes« / § 5 
Abs. 1 Nr. 1 BlmSchG: »schädliche Umweltein­
wirkungen«). 

Präzise definierte Grenzwerte verlangen strikte 
Beachtung. Bei der Bewertung besteht hier kein 
Ermessensspielraum. Hingegen bieten die maß­
geblichen unbestimmten Rechtsbegriffe der zu­
ständigen Behörde' Raum für die im Sinne der 
Umweltvorsorge optimierte Auslegung. Ihre An-

. wendungals Bewertungsmaßstab setzt eine vor­
herige räumliche und inhaltliche Konkretisierung 

voraus. Die o. g. Begriffe des§ 7 NNatG können 
z.B. durch Interpretation der Ergebnisse einer 
detaillierten Zustandsermittlung von Natur und 
Landschaft konkretisiert werden. Nähere Hin~ 
weise können auch Landschaftsrahmenplänen 
oder Landschaftsplänen (§ § 5 und 6 NNatG) 
entnommen werden, so diese denn vorliegen 
(vgl. FACHBEHÖRDE FÜR NATURSCHUTZ . 
1989a, 1989b). 

Voraussichtlich werden in den UVP-VwV für 
die Bewertung relevante anlagenspezifische 
Rechtsvorschriften genannt 1>. Die UVP-VwV 
sollen außerdem Richtwerte für die Umweltbe­
schaffenheit einführen 2>, die als Bewertungs­
maßstäbe dienen sollen. Diese Richtwerte wer­
den zwar unverbindlich sein, Abweichungen 
hiervon müssen aber begründet werden. 

Bei der Bewertung der Umweltauswirkungen 
sind die einzelnen UVP-Schutzgüter zu betrach- · · 
ten, jedoch nicht isoliert voneinander, sondern 
als funktionale .Bestandteile von Ökosystemen 
mit ihren Wechselbeziehungen untereinander 
(vgl. Kap. 2). Wenn ein Vorhaben 'keine erheb­
lichen Auswirkungen auf ein bestimmtes UVP­
Sch utzgut erwarten läßt, ist dies genauso festzu­
stellen, wie eventuelle Minderungen bestehen­
der Vorbelastungen: Die vom Vorhabenträger 
nach Zulassungsrecht zu prüfenden Alternati­
ven und Auswahlgründe für das beantragte Vor­
haben sind ebenfalls Gegenstand der Be­
wertung. 

§ 12 gilt nicht für Bauleitplanverfahren und berg-
rechtliche Verfahren. · 

s Sonstige ~egelungen des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes · 

§ 14 handelt von der Federführung bei parallelen 
Zulassungsverfahren. § § 15 bis 19 betreffen das 
Verhältnis des UVPG zu bestimmten anderen 
Rechtsvorschriften. § 22 enthält eine Über­
gangsvorschrift für . die Anwendung der Vor­
schriften des UVPG. Die Regelungen der§§ 14 
und 16 bis 19 werden im folgenden näher er­
läutert. 

Zulassung eines Vorhabens durch mehrere 
Behörden (§ 14 UVPG) . 

Für UVP-pflichtige Vorhaben, die parallel der 
Zulassung durch mehrere Behörden bedürfen 
(nicht bei Verfahren mit Konzentrationswirkung), 
sollen die Länder eine federführende Behörde 
bestimmen, die mindestens gemäß§§ 5 und 11 
zuständig ist. Darüber hinaus sind die Länder 
ermächtigt, der federführenden Behörde. wei­
tere Zuständigkeiten gemäß§§ 6 bis 9 zu über­
tragen. 

Die federführende Behörde soll eng mit den Zu­
lassungsbehörden und der Naturschutzbehörde 
zusammenarbeiten. Der Gesetzgeber hat damit 
die Stellung der Naturschutzbehörde hervorge­
hoben. Diese · leistet einen besonderen Beitrag 
bei der Durchführung der UVP. Ihr gesetzlicher 
Aufgabenbereich stimmt in weiten Teilen mit den . 
Intentionen des UVPG überein (s. Kap. 6). 

In Niedersachsen gehen die Vorstellungen z. Z. 
dahin, die Bestimmung der federführenden Be­
hörde und ihrer Zuständigkei.ten im künftigen 
Landes-UVP-Gesetz zu regeln. 

UVP im Raumordnungs- und Zulassungsver- . 
fahren(§ 16 UVPG) . . 

Zwar wurde auf Bundesebene durch die letzte 
Änderung des ROG 3> die UVP-Pflicht bei Raum­
ordnungsverfahren gestrichen, in der Novelle 
des NROG 4J soll jedoch die diesbezügliche 

ll vgl. B M U-Referentenentwurf der UVP-VwV i. d. F. v. 10. 3. 1993: 12 - 31. 
2> vgl. BMU-Referentenentwurf der UVP-VwV i.d. F. v. 10.3.1993: Anhänge. 
3) Änderung des Raumordnungsgesetzes (ROG) durch Art. 4 (und Änderung des UVPG durch Art. 11) des lnvestitionserleii:;hte-

rungs- und Wohnbaulandgesetzes vom 22.4.1993. _ . . · · 
4) Die Novelle des Niedersächsischen Raumordnungsgesetzes (NROG) befindet sich z. Z. in der parlamentarischen Beratung. 
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bisherige Regelung des § 6a ROG sinngemäß 
übernommen werden, so daß in Niedersachsen 
auch zukünftig eine UVP in jedem Raumord­
nungsverfahren durchzuführen ist. 

§ 16 schreibt vor, daß die in einem Raumord­
nungsverfahren gewonnenen Ergebnisse der 
UVP (ermittelte, beschriebene und bewertete 
raumbedeutsame Umweltauswirkungen) im 
Zulassungsverfahren . zu berücksichtigen sind. 
.Dabei soll sich diese zweite Stufe der UVP auf 
zusätzliche oder andere Umweltauswirkungen 
beschränken, damit Doppelarbeit vermieden 
wird. Eine sachgerechte Berücksichtigung der 
UVP-Ergebnisse des Raumordnungsverfahrens 
(1. Stufe) im Zulassungsverfahren (2. Stufe) kann 
nur erfolgen, wenn sie in der landesplaneri­
schen Feststellung geschlossen dargestellt und 
identifizierbar sind. Um diesem Erfordernis 
zweckmäßig entsprechen zu können, hat das 
Nds. MI die Durchführung der UVP im Raumord­
nungsverfahren per Runderlaß näher geregelt 
und einen (unverbindlichen) Leitfaden heraus­
gegeben (NIEDERSÄCHSISCHES INNENMINI­
STERIUM 1991a, b). 

Spezialregelungen für UVP im Bauleitplan­
verfahren, ·bergrechtlichen Verfahren und im 
Flurbereinigungsverfahren 
(§§ 17 bis 19UVPG) 

§ 17 bestimmt, daß eine UVP im Sinne des § 2 
Abs. 1 Sätze 1 bis 3 UVPG auch bei der Aufstel­
lung, Änderung oder Ergänzung von Bebau­
ungsplänen oder Satzungen durchgeführt Wßr­
den muß, wenn diese eine Grundlage für die 
Zulassungsentscheidung eines UVP-pflichtigen 

Vorhabens sein könnten oder aber deren Plan­
feststellung ersetzen. 

§ 17 bestimmt ferner, daß Art und Weise der 
Durchführung der UVP allein durch Vorschriften 
des Baugesetzbuchs (BauGB) geregelt werden. 
Offensichtlich geht die Gesetzgebung von der 
Prämisse aus, daß das BauGB bereits in der 
derzeitigen Fassung selbst genügend konkrete • 
Möglichkeiten dafür bietet. In Fachkreisen 
herrschen hierüber durchaus unterschiedliche 
Auffassungen. Unstrittig ist l.ediglich, daß Be­
bauungspläne und Satzungen gemäß§ 2 Abs. 3 
Nrn. 3 und 4,UVPG eine UVP im Sinne des§ 2 
Abs. -1 enthalten müssen. 

Gemäß§ 18 trifft das zu § 17 Gesagte sinngemäß 
auch für UVP-pflichtige bergbauliche Vorhaben 
zu. Fürdie_Durchführungder UVP gelten hier die 
Vorschriften des Bergrechts, für das mit der No­
vellierung des BBergG und der UVP-V Bergbau 
eigenständige UVP-Spezialregelungen geschaf­
fen wurden (s. Kap. 1). · 

§ 19 besagt, daß § 5 nicht bei planfeststellungs­
pflichtigen Vorhaben nach § 41 Flurbereini­
gungsgesetz (FlurbG) gilt. Außerdem soll hier 
die Offentlichkeit nur in der einfachen (einge­
schränkten) Form des § 9 Abs. 3 UVPG beteiligt 
werden. Das heißt u. a., daß Betroffene und Ein­
wender nicht persönlich über die Zulassung des 
Vorhabens und die Entscheidungsgründe bzw. • 
über die Ablehnung des Vorhabens informiert 
werden, sondern allgemein die Öffentlichkeit 
(durch ortsübliche Bekanntmachung), und zwar 
. lediglich über die Entscheidung ohne Angabe 
der Gründe. 

s UVP und Eingriffsregelung in Niedersachsen 

Ein UVP-pflichtiges Vorhaben u_nterliegt im ein Eingriff gemäß§ 7 NNatG ist, gehören dazu 
Zulassungsverfahren per Anwendung der Ein- auch die Vorschriften der Eingriffsregelung, die• . 
griffsregelung, wenn es im Einzelfall den Ein~ aufgrund vieler rechtssystematischer und fach- · 
griffstatbestand erfüllt(§ 7 NNatG) (vgl. MEIER inhaltlicher Gemeinsamkeiten mit dem UVPG 
1987, BREUER 1991a, b). Die Zulassungsbe- eine herausgehobene BedeutungbeiderDurch­
hörde hat bei ihrer Entscheidung die Bewertung führung der UVP haben und sich unter dem Ziel 
gemäß§ 12 UVPG nach Maßgabe der geltenden einerwirksamen Umweltvorsorge sinnvoll ergän- . 
Gesetze zu berücksichtigen. Wen.n das Vorhaben zen.können. 

6.1 Gemeinsamkeiten zwischen UVP und Eingriffsregelung 

Rechtliche Gemeinsamkeiten 

- Unselbständige Verfahrensteile: jeweils im 
»Huckepack-Prinzip« an das nach Fachrecht 
vorgeschriebene Zulassungsverfahren ange­
bunden. 

- Anwendung bei konkreten Einzelvorhaben: 
. nicht bei Programmen u.ä. 

- Verursacherp·rinzip: Verursacher muß den dro­
henden Schaden verhindern bzw. vermindern. 

- Kooperationsprinzip: Behörden und Vorhaben­
träger arbeiten zusammen. 
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- Vorsorgeprinzip: Instrumentarium greift schon 
in d.er Planungsphase, bevor das Vorhaben zu-· 
gelassen wird und durchgeführt werden kann. 

. Fachliche Gemeinsamkeiten 

- Umweltvorsorgeziele mit Vernieiduhgs-/Ver- · 
minderungsprinzipien: vgl.§ 2Abs.1 und§ 6 
Abs. 3 und § 12 UVPG sowie § § 8, 10 und 12 
NNatG. . 

- Medienübergreifehde Schutzgüter: z.B. »Wech-. 
selwirkungen« in § 2 UVPG und »Leistungs­
fähigkeit des Naturhaushalts« in § 7 NNatG. . 211 -
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6.2 Unterschiede zwischen UV_P und Eingriffsregelung 

Tab. 3: Rechtliche Unterschiede zwischen UVP und Eingriffsregelung 

UVP-UVPG Eingriffsregelung - NNatG 

Gesetzgebung konkurrierend (Bund - Land) Landesrecht 

Materielle Rechtsverpflichtungen »wirksame Umweltvorsorge« Maßnahmenregelungen 
im Rahmen des § 12 ( § § 8 / 10 / 12) 

Anwendung des Instrumentariums Positivliste UVP-pflichtiger Vorhaben Einzelfallentscheidung über 
(Anlage zu § 3) Eingriffstatbestand (§ 7) 

Planungsebene . in vorgelagerten Verfahren im Zulassungsverfahren 
und in Zulassungsverfahren 

Regelungstiefe lediglich Festlegung von Mindestinhal- abschließende Regelung 
ten als Rahmen für die Fachgesetze auf Landesebene 

Tab. 4: Fachliche Unterschiede zwischen UVP und Eingriffsregelung 

UVP-UVPG Eingriffsregelung- NNatG 

Unterlagen des Vorhabenträgers inhaltlich umfassend geregelt umfassend geregelt bei 
Bodenabbauvorhaben(§ 18) 

-
lediglich Darstellungspflicht für 

Maßnahmen gemäß § § 8/10/12 bei 
planfeststellungspflichtigen Vorhaben 

(§ 14) 

Schutzgüter umfassender als Eingriffsregelung enger·gefaßt als i.m UVPG 

fachliche Wertmaßstäbe alle entscheidungsrelevanten nur NNatG 
Rechtsvorschriften 

6.3 Folgerungen für die praktische Handhabung 

Anhand der vorangegangenen Vergleiche und 
aufgrund ähnlicher Intentionen der beiden 
Rechtsinstrumente ergibt sich aus der Sicht des 
Verfassers die zwingende Forderung, daß deren 
Anwendung so aufeinander abgestimmt werden 
muß, daß sie sich ergänzen können und sich 
nicht gegenseitig neutralisieren. 

Unter dieser Prämisse sollte das Hauptaugen­
merk auf folgende Gesichtspunkte gerichtet 
werden: · 

• Das UVPG geht davon aus, daß der Verur­
sacher erheblicher Beeinträchtigungen von 
Umweltgütern zur Vermeidung, Verminderung 
bzw. zum Ausgleich verpflichtet ist, soweit sich 
hierfür eine Rechtsgrundlage in den geltenden 
Gesetzen finden läßt. 

• Die Begriffe »Vermeidung« und »Ausgleich« 
ausschließlich nach Naturschutzrecht zu defi­
nieren und . anzuwenden, ist vom Gesetzgeber 
nicht gewöllt und auch nichtzweckmäßig(eigen­
ständige Ausgleichsverpflichtung z.B. auch im 
Wasserrecht vorgesehen). 

• Lediglich die Verpflichtung zu Ersatzmaßnah­
men bezieht sich allein auf das Naturschutzrecht 
als Entscheidungsgrundlage und kennt bisher 
keine Parallele 'auf anderen Rechtsgebieten. 

• Eine zweckmäßige Verzahnung beider Instru­
mente kann das Zulassungsverfahren beschleu­
nigen. Hierzu ist erforderlich, daß dfe eingriffs­
regelungsrelevanten Inhalte schon in den 
Unterlagen des Vorhabenträgersgem. § 6 UVPG 
klar identifizierbar sind. Nur so wird der unteren . 
Naturschutzbehörde ein effizienter Einstieg in die 
fa(2hliche Beurteilung der Planung ermöglicht. 

• Eine klare Identifizierbarkeit der· eingriffs­
regelungsrelevclnten Inhalte der UVP kann nur 
erretcht werden, wenn das Verhältnis der 
Schutzgüter der beiden Regelungen zueinander 
eindeutig definiert ist. 

• Der im UVPG genannte Umweltbegriff hat -
wie auch die Schutzgüter der Eingriffsregelung 
- einen ökosystemaren Ansatz 1>. Die UVP­
Schutzgüter (mit Ausnahme der Kultur- und son­
stigen Sachgüter) sind zugleich Faktoren für die 
Bestimmung der Leistungsfähigkeit des Natur­
haushalts und des Landschaftsbildes. 

• Umweltrelevante »Kultur- und sonstige Sach­
güter« sowie (Gesundheit und Wohlbefinden der) · 
»Menschen« sind in der UVP als eigenständige 
Schutzgüter zu betrachten. Sie werden hinge­
gen von der Eingriffsregelung nur insoweit erfaßt, 
als sie die Begriffe »Leistungsfähigkeit des Na­
turhaushalts« und »Landschaftsbild« mitbe­
stimmen. · 

I> vgl. Definition des Umweltbegriffs im BM U-Referentenentwurf der UVP-VwVvom 10.3.1993, S. 2 

lnform.d. Naturschutz Niedersachs. 5/93 



6.4 Ablauf von UVP und Eingriffsregelung im Zulassungsverfahren 

Schema 3: UVPG und NNatG im Planfeststellungsverfahren. Entwurf: Meier 10/92 

, Zulassungsbehörde ' 

Unterrichtung über das Vorhaben 1---------, 

§ 5 UVPG 

. Mitwirkung 
§ 5 UVPG 

Antragskonferenz 
§ 5 UVPG 

Unterrichtung über ~en voraus­
~-------1 sichtlichen Untersuchungsrahmen 

§ 5 UVPG 

UVS S 6UVPG 

landschaftspflegerischer 
Begleitplan§ 14 NNatG 

Antrag auf Plalifeststellung Behördenbeteiligung 
§§ 7 und 8 UVPG 

Öffentlichkeitsbeteiligung 
§ 9 UVPG . 

Zusammerifassende Darstellung 
der Umweltauswirkungen 

§ 11 UVPG 

Bewertung Umweltauswirkungen 
§ 12 UVPG 

Berücksichtigung der Bewertung 
bei der Entscheidung 

§ 12 UVPG und§ 11 NNatG 

Schema 4: UVPG und NNatG im Genehmigungsverfahren. Entwurf: Meier 10/92 

Zulassungsbehörde . 

Unterrichtung über das Vorhaben ·1---------, 

§ 5 UVPG 

Mitwirkung 
§ 5 UVPG 

Antragskonferenz 
§ 5 UVPG 

Unterrichtung über den voraus­
~-------i sichtlichen Untersuchungsrahmen 

§ 5 UVPG 

UVS § 6UVPG 

Antrag auf Genehmigung 
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Behördenbeteiligung 
§§ 7 und 8 UVPG 

Öffentlichkeitsbeteiligung 
§ 9 UVPG 

· zusammenfassende Darstellung 
der Umweltauswirkungen 

§ 11 UVPG 

Bewertung Umweltauswirkungen 
. ,§ 12 UVPG 

Berücksichtigung der Bewertung 
bei der Entscheidung 

§ 12 UVPG und§ 11 NNatG 

Mitwirkung 
§ 5 UVPG/§ 56 NNatG 

gutachtliche Stellungnahme 
§ 14NNatG 

. Benehmensherstellung 
§ 14NNatG 

Stellungnahme § 7 UVPG 

Mitwirkung . 
§ 5 UVPG/§ 56 NNatG 

Stellungnahme § 7 UVPG 

Benehmensherstellung über 
Vermeidung -Ausgleich -Ersatz 

§ 13 NNatG 

1 . 
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Die Schemata 3 und 4 verdeutlichen, getrennt 
nach Planfeststellung und Genehmigung, die 
kombinierten Verfahrensabläufe von UVP und 
Eingriffsregelung in Niedersachsen. Sie enthal­
ten auch die jeweiligen Aufgaben des Vorhaben­
trägers, der zuständigen Behörde und der un­
teren Naturschutzbehörde. Während der Ablauf 
der UVP bei beiden Typen von Zulassungsver­
fahren gleich ist, unterscheiden sich die lnstru­
menteder Eingriffsregelung gemäß§§ 13 und 14 
NNatG voneinander. 

Der Träger eines planleststellungspflichtigen 
Vorhabens hat gemäß§ 14 N NatG bereits vor der 
Antragstellung auf Zulassung von sich aus Kon­
takt mit der unteren Naturschutzbehörde aufzu­
nehmen und von ihr eine »gutachtliche Stellung- . 
nahme« zu seinen Unterlagen gemäß § 6 UVPG 
(UVS) einzuholen. Diese unabgestimmte Fach­
stellungnahme aus der Sicht des Naturschutzes 

7 Zusammenfassung 

Die EG-Richtlinie über die UVP aus 1985 ver­
pflichtete die EG-Mitgliedstaaten zur Umset­
zung der UVP in nationales Recht. Dem ist der 
deutsche Gesetzgeber nachgekommen, indem 
er das R0G und das BBergG änderte, über ein 
sog. Umsetzungsgesetz das UVPG einführte 
und die einzelnen Fachgesetze daran anpaßte. 

Die UVP ist als unselbständiger Verfahrensteil• 
angelegt und ·umfaßt die Ermittlung, Beschrei­
bung und Bewertung von vorhabenbezogenen 
Umweltauswirkungen. Sie strebt im wesentlichen 
eine optimierte Auslegung der gesetzlichen Be­
stimmungen zugunsten einer wirksamen Um­
weltvorsorge an. Die UVP-pflichtigen Vorhaben 
ergeben sich aus der UVP-V Bergbau und der 

! Anlage zu.§ 3 UVPG. Darüber hinaus soll in Nie­
dersachsen die UVP auch weiterhin Bestandteil 
eines jeden Raumordnungsverfahrens sein (ge­
plante Novelle des NR0G). Ist dem UVP­
pflichtigen Zulassungsverfahren ein Verfahren 
vorgelagert, wird die UVP in beiden Verfahren 
(zweistufig) durchgeführt, wobei sie sich im Zu­
lassungsverfahren auf zusätzliche oder andere 
erhebliche Umweltauswirkungen beschränken 
soll. 

a Literatur · 

8.1 Zitierte Gesetze, Verordnungen etc. 

BUNDESBERGGESETZ (BBergG) vom 13. Au­
gust 1980 (BGBI. 1 S. 1310), zul. geänd. am 
12. Februar 1990 (BGBI. 1 S. 215). 

BUNDESIMMISSI0NSSCHUTZGESETZ vom 
15. März 1974(BGBI. I S. 721, 1193), zul. ge­
änd. am 11. Mai 1990 (BGBI. 1 S. 870). 

und der Landschaftspflege soll ihn frühzeitig dar­
über informieren, welche Auffassung die Natur­
schutzbehörde über seine Maßnahmenplanung 
gemäß§§ 8/10/12 NNatG hat. Die Maßnahmen 

· hatderVorhabenträgeranschließend im Beneh­
men mit der unteren Naturschutzbehörde in 
einem landschaftspflegerischen Begleitplan 
darzustellen (Regelfall; im Ausnahmefall auch 
Darstellung im Fachplan möglich). 

Hingegen ist bei genehmigungspflichtigen Vor~ 
haben gemäß § 13 NNatG keine Kontaktauf­
nahme zwischen Vorhabenträger und unterer 
Naturschutzbehörde vorgeschrieben. Stattdes­
sen findet eine Benehmensherstellung zwi­
schen der zuständigen Behörde und der 1,.mteren 
Naturschutzbehörde vor der Entscheidung statt, 
um die erforderlichen Maßnahmen gemäß 
§ § 8 / 10 / 12 NNatG festzulegen. 

Mit den Bestimmungen des UVPG wurden für 
die Zulassung UVP-pflichtiger Vorhaben neue 
Verfahrensschritte eingeführt bzw. bestehende 
erweitert oder detailliert: 

- Erörterung und Unterrichtung über den UVP-
Untersuchungsrahmen (§ 5) · 

- Unterlagen des Vorhabenträgers (§ 6) 1 

- zusammenfassende Darstellung der Umwelt-
auswirkungen (§ 11) · 

- Bewertung der Umweltauswirkungen (§ 12) 

- Berücksichtigung der Bewertung bei der Ent-_ 
scheidung (§ 12). 

Die Behörden- und Öffentlichkeitsbetefligung 
wurde im wesentlichen aus dem allgemeinen 
Verfahrensrecht übernommen. 

In Zulassungsverfahren für Vorhaben, die -so­
wohl unter das UVPG als auch unter die Eingriffs­
regelung des Naturschutzrechts fallen, können 
sich diese beiden · Umweltvorsorgeinstrumente 
gut ergänzen. 

GESETZ ÜBER DIE UMWELTVERTRÄGLICH­
KEITSPRÜFUNG (UVPG) = Artikel 1 des 
Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie des 
Rates vom 27. Juni 1985 über die Umweltver­
träglichkeitsprüfung bei bestimmten öffent­
lichen und privaten Projekten (85/337 /EWG) 
vom 12. Februar 1990 (BGBI. 1 S. 205). 
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Inhalt und Aufbau einer Umweltverträglichkeits­
studie l) 

von Hans Meier 

Einleitung 

Nach§ 6 des Gesetzes über die Umweltverträg- mit dem Zulassungsantrag bei der dafür zustän­
lichkeitsprüfung (UVPG) hat der Träger eines digen Behörde vorzulegen. § 6 regelt ferner die 
Vorhabens, für das die Durchführung einer Um- Mindestinhalte dieser Unterlagen. Im folgenden 
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) vorgeschrie- werden Bedeutung, Inhalt und Aufbau der 
ben ist, die für die Entscheidung erheblichen Unterlagen des Vorhabenträgers näher be­
Unterlagen über dessen Umweltauswirkungen schrieben. 

1 Die Stellung der UVS bei der Durchführung der UVP 

Der Beitrag des Vorhabenträgers im Rahmen der 
UVP ist beträchtlich. Er ist u. a. verpflichtet, auf 
eigene Kosten die für die Feststellung der 
Umweltauswir~ungen seines Projekts erforder­
lichen Untersuchungen und später auch die 
Maßnahmen zur Schadensverhinderung bzw. 
-begrenzungdurchzuführen. Im Regelfall läßt er 
die gemäß§ 6 UVPG benötigten Unterlagen von ' 
dafür besonders qualifizierten Fachgutachtern 
bzw. -gutachterinnen erarbeiten. 

Begriffsbestimmung 

Für die zielgerichtete Durchführung einer UVP 
und deren Berücksichtigung in der Entschei­
dung über die Projektzulassung ist besonders 
wichtig, daß die Auswirkungen des Vorhabens 
auf die Umwelt hinreichend _transparent auf­
bereitet worden sind. Insbesondere auch im . 
Hinblick auf die »medienübergreifende« Ge­
samtbetrachtung der in § 2 UVPG aufgeführten 
Umweltgüter kann die Nachvollziehbarkeit der 
Aussagen am besten dadurchgewährleistetwer­
den, daß der Vorhabenträger die nach § 6 UVPG 
erforderlichen Unterlc;Jgen in Form eines eigen­
ständigen Berichts vorlegt. In der Praxis hat sich 
hierfür der Begriff der »Umweltverträglichkeits­
studie« (UVS) eingebürgert. Zwar schreibt das 
UVPG keine eigenständige und in sich abge­
schlossene Darstellung vor. Dies empfiehlt sich 
aber aus fachlichen Gründen, wie nachfolgend 
im einzelnen erläutert wird. 

Stellung der UVS im UVP-rrozeß 

Der Ablauf einer UVP wird im vorherigen Beitrag 
(MEIER 1993) erläutert. Die UVP ist ein Prozeß 
von aufeinander aufbauenden Schritten, der 
mit der Bewertung der Umweltauswirkungen 

abgeschlossen wird. Die UVS ist zentrale Beur­
teilungsgrundlagefür die im Rahmen der UVP 
zu beteiligenden Behörden, für die Einbezie­
hung der Offentlichkeit und letztlich für die Auf­
gaben der zuständigen Behörde. Sie durchläuft 
als Planunterlage das gesamte Zulassungsver­
fahren. 

Aufgabe und Bedeutung der UVS 

Als Instrument einer wirksamen Umweltvor­
sorge konzipiert, soll die UVP dazu führen, 
daß erhebliche Umweltbeeinträ,chtigungen ver­
mieden oder vermindert, daß unvermeidbare 
Beeinträchtigungen ausgeglichen und daß Er- · 
satzmaßnahmen bei Eingriffen mit nicht aus- · 
gleichbaren Beeinträchtigungen durchgeführt 
werden, wenn das Vorhaben nach Abwägung 
aller Belange zulässig ist. 

Zunächst soll der Vorhabenträger in der UVS 
begründet darlegen, daß er sein Projekt unter 
Umweltvorsorgegesichtspunkten planeris~.h op­
timiert hat.· Daz.u hat er von den ersten Uber­
legungen zum Vorhabenkonzept über die 
Standort- bzw. Trassenauswahl bis hin zur Kon­
zipierung des Betriebsablaufs darzulegen, ob 
und welche Alternativen er geprüft hat und ob er 
unter den gegebenen Rahmenbedingungen die 
aus Umweltsicht günstigsten Lösungen wählen 
konnte (und wenn nein, warum nicht). Bei aus 
seiner Sicht unvermeidbaren Beeinträchtigun­
gen hat der Vorhabenträger in der UVS Vor­
schläge zur Schadensminimierung darzustellen . 
(Verminderung, Ausgleich, Ersatz). 

Die UVS hat also nicht nur die Aufgabe, der 
zuständigen Behörde, den zu beteiligenden 
Behörden unc;l der Öffentlichkeit alle mit dem 

u Der Beitrag wurde als Referat beim Berufsbildungsinstitut (B BI) in Bremen am· 23.2.1993 gehalten. Er enthält bereits die 
wesentlichen Aussagen der im Oktober 1993 vom Niedersächsischen Umweltministerium gerausgegeben UVP-Leitlinie 
Niedersachsen zur UVS. 
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Vorhaben verbundenen Auswirkungen auf die geführt hat, nachvoUziehbar machen. Damit 
Umwelt zu verdeutlichen, sondern sie soll auch rücken die Inhalte der UVS bei der Betrachtung 
den gesamten Planungsprozeß des Vorhaben- der Umweltbelange im Zulassungsverfahren in 
trägers, der letztlich zu dem beantragten Projekt den Mittelpunkt des Interesses. 

2 Mindestinhalte einer UVS gemäß § 6 UVPG 
In § 6 Abs. 3 und 4 sind Anforderungen an die 
Unterlagen des Vorhabenträgers als Mindest~ 
inhalte formuliert. Diese Regelung gilt jedoch 
nicht bei Bauleitplanverfahren und bergbau­
lichen Vorhaben. Diese Mindestinhalte sind als 
nähere (aber nicht abschließende) Bestimmung 
der »entscheidungserheblichen Unterlagen« 
(§ 6Abs. l)anzusehen. Für den Inhalt einer UVS 
bedeutet dies folgendes: 

• Der Vorhabenträger hat diejenigen Unterla­
gen über die Umweltauswirkungen des Vorha­
bens komplett vorzulegen, die nach den Krite­
rien des relevanten Fachrechts für . die 
Zulassungsentscheidung erheblich sind. Zu den 
in § 6 Abs. 3 aufgeführten Inhalten müssen in 
jedem Einzelfa II Aussagen gemacht werden. An­
gaben zu den Inhalten nach§ 6 Abs. 4 müssen 
nur dann zwingend in den Unterlagen enthalten 
sein, wenn sie nach· Lage des Einzelfalls für 
die UVP erforderlich und dem Vorhabenträger 

· 3 Die Erstellung einer UVS 
Die UVS soll in der Hauptsache die Umweltaus­
wirkungen des Vorhabens und die erforder­
lichen Maßnahmen zur Umweltvorsorge (Ver­
meidung, Verminderung, Ausgleich, Ersatz) aus 
der Sicht des Vorhabenträgers beschreiben und 
Beurteilungsgrundlage für die Verfahrensbetei­
ligten sein. Die Ermittlung und DarsteUung der 
Inhalte gemäß § 6 sollte daher gewährleisten, 
daß die Aussagen in logischer Abfolge entwickelt 
werden können und im Gesamtzusammenhang 
verständlich sind. 

Arbeitsschritte zur Ermittlung der Inhalte 

Schema 1 enthält die Arbeitsschritte, die zur 
Ermittlung der Auswirkungen erforderlich sind. 
Ausgangspunkt ist eine lückerilgse Beschrei­
bung des Vorhabens, auf der die Uberlegungen 
zu den potentiellen Wirkfaktoren und deren 
räumlicher Ausdehnung aufbauen; die ihrerseits 
als Ursache für Umweltauswirkungen in Frage 
kommen. 

In punktb »Beschreibung der Umwelt« sind die 
Bestimmungen des § 6 nicht praxisgerecht. Da 
die Auswirkungen nur durch Vergleich der Pro­
gnosen der Umweltentwicklung ohne und mit 
Verwirklichung des Vorhabens zu erfassen sind, 
ist eine vorherige Ermittlung des Umweltzu­
stands faktisch zwingend notwendig. Demzu­
folge hätte der Gesetzgeber diese in § 6 Abs. 3 
aufführen müssen, anstatt sie in Abs. 4 mit dem 

lJ Vgl. Bundesdrucksache 11/3919, S. 24. 
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zuzumuten sind. 

• Umfang und Detaillierungsgrad der in den 
Abs. 3 und 4 aufgeführten Mindestangaben 
werden durch die rechtliche Beschränkung auf · 
deren »Entscheidungserheblichkeit« direkt be­
einflußt. Maßstab für die erforderliche Qualität 
und Quantität der UVS-Unterlagen sind die vor­
habenspezifisch für die Zulassung relevanten 
Rechtsvorschriften. Diese können von präzisen 
Grenzwerten bis hin zu unbestimmten Rechts­
begriffen reichen. Letztere bedürfen oft erst 
einer vorherigen fachlichen und räumlichen 
Konkretisierung, bevor sie als Maßstab für die 
geforderte Entscheidungserheblichkeit heran­
gezogen werden können. 

• Über die formulierten Mindestangaben hin­
aus können weitere Inhalte für die Zulassungs­
entscheidung erheblich sein und müssen vom 
Vorhabenträger beigebracht werden. 

Schema 1: Arbeitsschritte zur Ermittlung der Umwelt­
auswirkungen eines Vorhabens. . Entwurf: Meier 2/93 

Beschreibun·g des Vorhabens 

Ermittlung der Wirkfaktoren des Vorhabens 

Ermittlung der Reichweite der Wirkfaktoren 
(potentieller Einflußbereich des Vorhabens) 

Schutzgutspezifische Ermittlung des Umweltzustands 
und bestehender Vorbelastungen 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustands 
cihne Verwirklichung des Vorhabens (»Nullvariante«) 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustands 
bei Verwirklichung des Vorhabens 

Ermittlung der vorhabenbedingten Umweltauswirkungen 

Vorbehalt der Erforderlichkeit für die UVP und 
Zumutbarkeit für den Vorhabenträger zu verse­
hen. Auch in der offiziellen Begründung zum 
Entwurf des UVPG wird · richtigerweise festge­
stellt, daß die Angaben zu § 6 Abs. 3 Nrn; 2 und 
4 eine zumindest teilweise Beschreibung der 
Umwelt erfordern 1,. 
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Gliederung der Textdarstellung und Erläute­
rung der Gliederungspunkte 

MitTab. l wirdeineMustergliederungfürdietext­
liche Darstellung der Mindestinhalte einer UVS 
vorgeschlagen, die die notwendigen strukturellen 

Voraussetzungen für deren Nachvollziehbarkeit 
bietet. Die aufgeführten Gliederungspunkte sind 
einzelfallbezogen auf ihre Relevanz für das Vor­
haben und auf ihre Erforderlichkeit für die Durch­
führung der UVP zu prüfen. Gegebenenfalls sind 
weitere Gliederungspunkte hinzuzufügen. 

Tab. 1: Mindestinhalte der Unterlagen des Vorhabenträgers gemäß§ 6 UVPG 
(soweit im Einzelfall relevant und für die UVP erforderlich). Entwurf: Meier 2/93. 

1. Beschreibung des Vorhabens 
1.1 Art des Vorhabens 
1.2 Erforderlichkeit des Vorhabens 
1.3 Geprüfte Vorhabenalternativen und 

Auswahlgründe 
1.4 Geprüfte Standort-/Trassenalternativen und 

Auswahlgründe 
1.5 Ausgewählte(r) Standort/Trasse 

(Lage im Naturraum, derzeitiger Zustand) 
1.6 Erschließung 

· 1. 7 Bedarf an Grund und Boden 
(Lage, Flächengröße, Menge) 

1.8 BaUmaßnahmen, Bauzeiten 
L9 Bauwerke, Baustoffe 
1.10 Betriebsablauf (z.B. technische Verfahren, 

Betriebsstoffe, Energie-/Wasserbedarf) 
1.11 Absehbare Erweiterungen 

(Bauwerke, Betriebsablauf) 

2. Wirkfaktoren des Vorhabens at.if die Umwelt 
(bei Baudurchführung, durch· Vorhandensein der 
Anlage selbst, bei Normalbetrieb, bei Stör- oder 
Unfällen und bei bzw. nach Stillegung) 

2.1 Emissiohen/Reststoffe 
(z.B. Luftverunreinigungen, Abfälle, Abwasser, 
Abwärme, Geräusche, Lärm, ionisierende · 
Strahlen, Licht, Erschütterungen) . 

• 2.2 Bodenversiegelungen/Bodenentnahmen 
2.3 Wasserentnahmen 
2.4 Visuelle Wirkfaktoren 
2.5 Sonstige Wirkfaktoren 

3. Untersuchungsrahmen 
3.1 Räumliche und inhaltliche Abgrenzung 
3.2 Angewandte Untersuchungsmethoden 

4. Für die UVP relevante behördliche Vorgaben 
und Planungen im Untersuchungsraum 
4.1 Verbindliche Vorgaben 
4.2 Unverbindliche Planungen/Zielvorstellungen 

5. Derzeitiger Umweltzustand und bestehendtl 
· · Belastungen 

5.1 Biotope (flächendeckend mit Nutzungsangabe) 
5.2 Tiere/Wechselbeziehungen 
5.3 Pflanzen/Wechselbeziehungen 
5.4 Boden/Wechselbeziehungen 
5.5 Wasser /Wechselbeziehungen 
5.6 Luft, Klima/Wechselbeziehungen 
5.7 Landschaft/Wechselbeziehungen 
5.8 Menschen/Wechselbeziehungen 
5.9 Kultur- und sonstige Sachgüter 

6. Entwicklungsprognose des Umweltzustands 
ohne Verwirklichung des Vorhabens 
6.1 Biotope (flächendeckend mit Nutzungsangabe) 
6.2 Tiere/Wechselbeziehungen · 
6.3 Pflanzen/Wechselbeziehungen 
6.4 Boden/Wechselbeziehungen 
6,5 Wasser /Wechselbeziehungen 
6.6 Luft, Klima/Wechselbeziehungen 
6.7 Landschaft/Wechselbeziehungen 
6.8 Menschen/Wechselbeziehungen 
6.9 Kultur- und sonstige Sachgüter 

7. Umweltauswirkungen - Entwicklungsprognose 
des Umweltzustands bei Verwirklichung des 
Vorhabens 
7.1 Biotope (flächendeckend mit Nutzungsangabe) 
7.2 Tiere/Wechselbeziehungen 
7.3 Pflanzen/Wechselbeziehungen 
7.4 Boden/Wechselbeziehungen 
7 .5 Wasser /Wechselbeziehungen 
7.6 Luft, Klima/Wechselbeziehungen 
7. 7 Landschaft/Wechselbeziehungen 
7.8 Menschen/Wechselbeziehungen 
7.9 Kultur-und sonstige Sachgüter 

\ 
8. Erhebliche Umweltbeeinträchtigungen 

8.1 Biotope (flächendeckend mit Nutzungsangabe) 
8.2 Tiere/WechselbeziehUngen · 
8.3 Pflanzen/Wechselbeziehungen 
8.4 Boden /Wechselbeziehungen 
8.5 Wasser /Wechselbeziehungen 
8.6 Luft, Klima/Wechselbeziehungen 
8.7 Landschaft/Wechselbeziehungen 
8.8 Menschen/Wechselbeziehungen 
8.9 Kultur- und sonstige Sachgüter 

9. Erforderliche Maßnahmen zur Umweltvorsorge 
nach geltendem Zulassungsrecht 
9.1 Vermeidung/Verminderung 
9.2 Art und Umfang von unvermeidbaren 

erheblichen Beeinträchtigungen 
9.3 Ausgleichsmaßnahmen/Wiederherstellung 
9.4 Art, Umfang und Dauer nicht ausgleichbarer 

erheblicher Beeinträchtigungen 
9.5 Ersatzmaßnahmen gemäß§ 12 NNatG 
9.6 Sonstige, die Umwelt unterstützende 

Maßnahmen 

. 10. Zusammenfassende tabellarische Gegenüber~ 
stellung der erheblichen Umweltbeeinträch­
tigungen und der vorgesehenen Maßnahmen 
zur Umweltvorsorge 

11. Hinweise auf aufgetretene Schwierigkeiten 
bei der Zusammenstellung der Angaben und auf , 
bestehende Wissenslücken 

12. Allgemeinverständliche Zusammenfassung 
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Erläuterungen zur Mustergliederung: 

In Nr. 1 wird das ausgewählte Vorhaben detail­
liert beschrieben. In Fällen mit besonderer Trag­
weite für die Umwelt kann es zweckmäßig sein, 
wenn der Vorhabenträger auch für realistische 
Alternativen detaillierte, · untereinander ver­
gleichbare Unterlagen beschafft. 

In Nr. 1.2 beschreibt der Vorhabenträger den 
Zweck seines Projekts und begründet sein Inter­
esse an dessen Verwirklichung. Der Bedarf für 
das Vorhaben wird in den . wesentlichen 
Gesichtspunkten dargestellt. 

Die Nrn. 1.3 und 1.4 sollen die ausschlaggeben­
den, insbesondere die umweltrelevanten Argu­
mente für die vom Vorhabenträger favorisierte 
Projektalternative im Vergleich mit den anderen 
realistischen Lösungsmöglichkeiten aufzeigen, 
sofern eine Alternativenprüfung nach Fachrecht 
möglich bzw. erforderlich ist. Im Regelfall reicht 
hierzu eine generalisierte vergleichende Darstel­
lung der wichtigsten Umweltauswirkungen der 
einzelnen Alternativen aus. Ein eventueller Ver­
zicht auf eine Alternativenprüfung wird be-
gründet. · 

Ferner wird hier die Standort~ bzw. Trassenvor­
erkundung im Ergebnis dargestellt. Der Vorha­
benträger zeigt die wesentlichen spezifischen 
Merkmale, insbesondere die jeweiligen Vor- und 
Nachteile für die Umwelt auf und begründet 
seine Wahl. 

In Nrn. 1.5 bis 1.11 werden die genannten 
Aspekte des Vorhabens detailliert beschri_eben. 
Die bereits bei der Vorhabenplanung berück­
sichtigten (technischen) Vorkehrungen zur Ver­
meidung bzw. Verminderung von Wirkfaktoren 
(siehe Nr. 2) werden besonders herausgestellt 
(z. 8. Maßnahmen zur Beschränkung des Be­
darfs an Grund und Boden auf das unbedingt 
notwendige Maß, Auswahl bestimmter Baustoffe 
oder Technologien). 

In Nr. 2 beschreibt der Vorhabenträger im Rah­
men des .geltenden Zulassungsrechts die Wirk­
faktoren als potentielle Verursacher von Umwelt­
auswirkungen; mit den·en nach Ausschöpfung 
der Möglichkeiten zur Vermeidung und Vermin­
derung noch gerechnet werden muß. Er unter­
scheidet dabei die Angaben nach ihrer Relevanz 
für · 
- die Bauphase 
- das äußere Erscheinungsbild 
- den Normalbetrieb 
- mögliche Stör-/ Unfälle 
- die Stillegungsphase 
- die Phase nach der Stillegung 
des Projekts. 

In Nr. 3 wird der tatsächlich durchgeführte 
schutzgutspezifische Untersuchungsrahmen der 
UVS beschrieben. Die Ermittlungen werden 
räumlich, inhaltlich und methodisch dargelegt. 
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Sofern der Vorhabenträger das frühzeitige Bera­
tungsangebot gemäß § 5 genutzt hat, kann er 
hier die Hinweise der zuständigen Behörde zum 
voraussichtlichen Untersuchungsrahmen ver­
werten. Sollte sich aufgrund aktueller Erkennt­
nisse während der Ermittlungsarbeiten ergeben 
haben, daß der von der zuständigen Behörde 
mitgeteilte Untersuchungsrahmen geändert 
werden mußte, begründet der Vorhabenträger 
die Abweichungen . Haben die gemäß § 5 vor­
gesehenen Kontakte nicht stattgefunden, be­
schreibt und begründet er umfassend den 
durchgeführten Untersuchungsrahmen: 

In Nr. 4 führt der Vorhabenträger die den Unter­
suchungsraum betreffenden behördlichen Vor­
gaben und Planungen auf, die ihm bei seinen 
Recherchen bekannt geworden und für die UVP 
relevant sind. Die Angaben werden unterschie­
den in (rechts- oder behörden)verbindliche Vor­
gaben (z.B. festgesetzte Schutzgebiete oder 
raumordnerische bzw. bauleitplanerische Fest­
legungen) und unverbindliche Planungen/ Ziel­
vorstellungen (z. 8. Inhalte des Landschaftsrah­
menplaris oder behördlicherseits geplante 
Einzelvorhaben). 

In Nr. 5 wird der derzeitige Umweltzustand inkl. 
bestehender Belastungen schutzgutspezifisch 
dargelegt. Zur Verdeutlichung des ökosyste­
maren Zusammenhangs der Schutzgüter und 
ihrerWechselbeziehungen werden vorab die im 
Untersuchungsraum (entsprechend DRACHEN­
FELS 1992) flächendeckend ermittelten Bio­
toptypen mit Angabe der Realnutzungen dar­
gestellt. Biotoptypen als räumlich konkret 
abgrenzbare und in ihren Besonderheiten ein­
heitlich zu beschreibende Untereinheiten im 
Gesamtgefüge der Umwelt sind geeignet, die· 
jeweiligen ökosystemaren Funktionen von UVP­
Schutzgütern transparenter und damit operabel 
zu gestalten. Eine komplexe Erfassung und 
D·arstellung des Beziehungsgeflechts der Um­
welt in ihrer Gesamtheit ist hingegen nicht 
leistbar. 

Nr. 6 enthält in analoger Vorgehensweise zu Nr. 5 
die Darstellung der Entwicklung des Umwelt­
zustands 'ohne Verwirklichung des Vorhabens 
(sog. Null-Variante). 

In Nr. 7 wird die Prognose der Umweltzustands­
entwicklung ohne Projektrealisierung mit der 
bei VerNirklichung des Vorhabens verglichen. 
Die daraus abzuleitenden voraussichtlichen 
Umweltveränderungen (Auswirkungen auf die 
Schutzgüter und Wechselwirkungen) durch das 
Vorhaben werden zunächst unbewertet be­
schrieben. 

In Nr. 8 legt der Vorhabenträger dar, welche der 
ermittelten Auswirkungen er als erhebliche 
Beeinträchtigungen einstuft. Diese wertende 
Betrachtung ist Grundlage für die ü berlegu ngen 
des Vorhabenträgers, welche Maßnahmen ge­
mäß§ 6 Abs. 3 Nr. 3 erfür erforderlich hält. 219 
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In Nr. 9 werden unter Bezug auf das jeweilige für 
das Vorhaben geltende Zulassungsrecht die 
erforderlichen Maßnahmen zur Vermeidung, 
Verminderung, zum Ausgleich bzw. zur Wieder­
herstellung aufgeführt, sofern sie nicht schon in 
Nrn. 1.5 bis 1.11 dargestellt sind. Sollte das Vor­
haben den Eingriffstatbestand des § 7 NNatG 
erfüllen, ist die Anwendung der sog. Eingriffsre­
gelung darzustellen, die als spe~ielles Maßnah­
meninstrumentarium des Naturschutzes starke 
Parallelen zu den Umweltvorsorge-Intentionen 
der UVP aufweist. Sind gemäß§ 10 NNatG nicht 
ausgleichbare Beeinträchtigungen' zu vermu­
ten, führt der Vorhabenträger auch die Ersatz­
maßnahmen auf, die gemäß § 12 in Verbindung 
mit§ 11 NNatG beiVorrangigkeitdes Vorhabens 
notwendig sind. Diese im Einzelfall mögliche 
Verpflichtung zu Ersatzmaßnahmen ist bisher 
allein im Naturschutzrecht verankert. Hinge­
gen finden sich in unterschiedlichen Rechts~ 
gebieten Vermeidungs- bzw. Minimierungsge­
bote und z. T. auch bestimmte Verpflichtungen 
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zum Ausgleich bzw. zur Wiederherstellung bei 
Umweltbeeinträchtigungen (vgl. BREUER 1991). 

Mit der Gegenüberstellung in Nr. 10 soll der 
Vorhabenträger den Anforderungen der Praxis 
nach einer übersichtlichen tabellarischen Bilan­
zierung der erheblichen Beeinträchtigungen 
und der jeweils erforderlichen Gegenmaßnah­
men entsprechen. 

1 n Nr. 11 weist der Vorha benträger im gegebenen 
Fall auf Schwierigkeiten hin, die bei der Beschaf­
fung der Unterlagen aufgetreten sind und nicht 
beseitigt werden konnten. Des weiteren zeigt er 
bestehende Wissenslücken auf und begründet, 
warum diese nicht zu schließen waren. · 

Die allgemeinverständliche Zusammenfassung 
in Nr. 12 ist in erster Linie für die (nicht fachlich 
ausgebildete) Öffentlichkeit und für diejenigen 
Verfahrensbeteiligten gedacht, die einen schnel­
len Ei'nstieg in spezifische Poblemfelder suchen. 
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